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Einleitung. 

8- 1- 

Das frühere und das jetzige katholische Eherecht in Oesterreich. 

^tach katholischer Glaubenslehre ist die Ehe der Christen ein Sa¬ 

krament. Folglich beansprucht die katholische Kirche das ausschließliche 

Recht, zu bestimmen und zu entscheiden, was zum giltigen und wür¬ 

digen Empfange des Ehe-Sakramentes erforderlich ist, gleichwie sie dies 

bezüglich der übrigen Sakramente N. B. thut, und dies ihr Recht aus 

ihrem eigenen innersten Wesen, aus der ihr vom göttlichen Stifter 

übertragenen Gewalt, durchaus nicht aber von irgend einer Bevollmäch¬ 

tigung Seitens des Staates ableitet. 

„81 guis tiixorit, rnatilmonlnm non ssso vsrs ot proprio 

nnnni ox soptsnr IsAis DvnnAolioao 8nornin6ntl8, n Oirrlsto Domino 

institntnm, soä ad üomillidno in DoolsÄn invontnm; nogno Arntinm 

oonkorro, nnntNomn 8it." (8oS8. XXIV. cio 8N6r. mntrim. Onn. 1.) 

Eben deshalb erklärt auch das nämliche Oonoil. Driil. 8688. XXIV. 

eis 8L6r. mntr. Oan. 4. bezüglich des Rechtes der Kirche, trennende 

Ehehindernisse aufzustellen: „81 gni8 äixsrit, LoeloÄnm non potni88o 
60N8tituoro impsclimsntn nratrimonium äirimontin, vsl in Ü8 oon- 
8titnonäi8 orrg.886, anatlisma 8it." Ebendaselbst onn. 12.: „8i'gni8 
liixorit, og.u8N8 mntrimoninlos non 8p06tg.ro nci suciiooö 666lo8ig8tioo8, 
gngtüomg 8it." 

In Oesterreich war dies Recht der Kirche anerkannt, bis Kaiser 

Josef's II. Ehepatent vom 16. Jänner l783 die Ehe zum fast blos 

bürgerlichen Vertrage machte, d. i. der Staat erblickte seiner Seits in 

der Ehe nur einen Vertrag, welcher der Kirche als Materie des 

Sakramentes, dessen Form (lormg) die Worte der pricsterlichen Be¬ 

nediktion seien, zu dienen habe — eine dogmatisch ganz unhaltbare 

Anschauung von der christlichen Ehe, wie aus dem Folgenden deutlicher 
erhellen wird. 

i 
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Diesen Standpunkt hielt das am 1. November 1786 kundgcmachte 

allgemeine bürgerliche Gesetzbuch (in Wirksamkeit seit 1. Jänner 1787) 

inne; ebenso auch das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 

1811 für Oesterreich außer Ungarn und dessen Ncbenländern. Den 

Begriff der Ehe hat das allgcm. bürgrl. Gesetzbuch im zweiten Haupt¬ 

stücke Z. 44 dahin formulirt: „In dem Ehevertrage erklären zwei Per¬ 

sonen verschiedenen Geschlechtes gesetzmäßig ihren Willen, in unzertrenn¬ 

licher Gemeinschaft zu leben, Kinder zu zeugen, sie zu erziehen und sich 

gegenseitigen Beistand zu leisten." Im folgenden heißt es bei den ein¬ 

zelnen Hindernissen, welche Personen wegen derselben keine giltigen 

Eheverträge schließen können. 

Endlich änderte diese Lage das Concordat vom 18. August 1855 

Artikel X. Dieser Artikel enthält so Zusagen die prinzipielle Lösung der 

Eherechtsfrage; denn er bestimmt, es habe der kirchliche Richter „auch 

über die Ehesachen nach Vorschrift der heiligen Kirchengcsetze und na¬ 

mentlich der Verordnungen von Trient zu urtheilen und nur die bür¬ 

gerlichen Wirkungen der Ehe an den weltlichen Richter zu verweisen." 

Bezug darauf nimmt Absatz II. des kais. Patentes vom 5. No¬ 

vember 1855, welches das Concordat publicirte. Das neue Ehegesetz 

wurde durch das kaiserliche Patent cläto 8. Oktober 1856 veröffentlicht, 

als „Gesetz über die Ehen der Katholiken im Kaiserthumc Oesterreich" 

mit II. Anhängen, deren erster das bürgerliche Gesetz über die Ehen der 

Katholiken im Kaiserthmne Oesterreich; der zweite (das kirchliche Ehe- 

gcsetz) die „Anweisung für die geistlichen Gerichte des Kaiserthums 

Oesterreich in Betreff der Ehesachen" enthält. *) Mit dem ersten Jänner 

1857 trat es seinem vollen Inhalte nach in Wirksamkcu. 

Ein neuer Wendepunkt trat im österreichischen Eherechte seit den: 

Jahre 1867 mit den Staatsgrundgesetzen vom 21. Dezember und 

deren nachfolgenden Ausführungs-Verordnungen ein. Dazu gehört ins¬ 

besondere das Gesetz vom 25. Mai 1868 „wodurch die Vorschriften des 

zweiten Hauptstückes des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches über das 

Eherecht der Katholiken wieder hergestellt; die Gerichtsbarkeit in Ehe¬ 

sachen der Katholiken den weltlichen Gerichtsbehörden überwiesen, und 

Bestimnuingen über die bedingte Zulässigkeit der Eheschließung vor weit¬ 

st Das so eben erwähnte kirchliche Ehegesetz wird im nachfolgenden immer 

mit den Worten citirt: „Anweisung f. d. g. G." 

st Siehe XI. Lavanter Conferenz-Protokoll v. I. 1857 4. IV. 
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lichm Behörden erlassen werden."') Dadurch wurde factisch das Con- 

cordat insofern cs die Ehegesetzgebung für Katholiken betrifft, staat¬ 

licher Seits abgeändert, und der Staat kehrte nicht nur auf den vor 

demselben inne gehabten Standpunkt zurück, sondern er ging in einzelnen 

Punkten noch weiter. Er erblickte fortan in der Ehe auch der Katho¬ 

liken — absehend von der dogmatischen Auffassung der Ehe als Sakra¬ 

ment seitens der katholischen Kirche — wieder nur einen bürgerlichen 

Vertrag, worüber d. i. über die Bedingungen seiner Giltigkeit, nur er 

— der Staat — selbstständig Bestimmungen zu treffen habe. Der kirch¬ 

lichen Gesetzgebung über die Ehe erkennt nun der Staat nur insoferne 

noch eine Wirkung pro koro sxtsrno zu, als er etwas aus derselben aus¬ 

drücklich acceptirt. Kurz, die Kirche ist mit ihrem eigenen Ehegesetze 

zumeist auf das koruni intarnum, auf den Gewissens-Bereich, zurückge¬ 
drängt und beschränkt worden. 

Mit a. h. Entschließung in Folge des Vortrages des k. k. Mini¬ 

sters für Kultus und Unterricht an Seine k. k. Majestät ckäto 25. Juli 

1870 wurde das vsterrcichiche Concordat bekanntlich für staatlich voll¬ 

kommen aufgehoben erklärt. Die Rechtsverhältnisse der Katholiken — 

auch in Ehesachen — sollen nun nur im verfassungsmäßigen Wege der 

staatlichen Gesetzgebung geregelt werden. 

8- 2. 

Begriff der Ehe. Eigenschaften derselben. 

Die Definition im Z. 1 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Die 

Ehe ist eine Verbindung zwischen Mann und Weib, welche nach Gottes 

Willen zur Fortpflanzung des menschlichen Geschlechtes und wechselsei¬ 

tigen Unterstützung geordnet ist. Schon bei ihrem ersten Beginne ward 

sie als unauflöslich eingesetzt und empfing zu ihrer Richtschnur die 

Mahnung, daß die Gatten Zwei in Einem Fleische seien. Christus der 

Herr aber hat sie zu ihrer ursprünglichen Würde zurückgcführt und zu 

einem Sakramente des neuen Bundes erhoben." Die Ehe beruht also 

auf unmittelbar göttlicher Einsetzung; sie wurde als Monogamie und 

als unauflösliche Verbindung eingesetzt. (Nuttti. e. 19, v. 6. Llaro. o. 

8, v. 10. 6ono. Briä. sess. 24. äootrina, cko Laer, rnutr.) Nur als 

0 Die s. g. Noth-Civil-Ehe, von welcher später die Rede sein wird. 

1* 
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Entartung der Ehe in Folge der Sünde stellt sich uns bereits in der 

ältesten Geschichte die Polygamie und Trennung dar. 
Christus erhob die Ehe zum Sakrament d. i. er hat in der gü¬ 

tigen, nach Gottes Anordnung und Willen eingegangenen maritalen 

Verbindung dem Ehepaare eine Quelle besonderer Gnaden erschlossen; 

diese Verbindung ist durch Christus dem Manne und dem Weibe zu 

einem sichtbaren Zeichen geworden, durch welches in denselben die heilig¬ 

machende Gnade vermehrt und ihnen überdies die besondere wirkende 

(Ai-atia aetualis) ertheilt wird zur leichteren, und zur Gott wohl¬ 

gefälligen Erreichung der Zwecke der Ehe. (Lxllos. o. 5, v. 28—32. 

Oonoil. Trick, ssss. 2ck. oan. 1.) Auch die Ehen der gütig getauften 

Protestanten sind ein Sakrament; so auch die Ehen zwischen Katholiken 

und Akatholiken, vorausgesetzt, daß ihnen kein Hinderniß der Giltigkeit 

im Wege steht. Ob aber auch zwischen einer getauften und ungetansten 

Person, ist nicht entschieden. Einige Theologen meinen, das der christ¬ 

liche Ehethcü der sacramentalcn Gnade theilhaftig werde. 

lieber die Elemente des Sakramentes der Ehe belehrt die Dog¬ 

matik; daß nämlich nach der fast allgemeinen Ansicht der gelehrtesten 

Theologen die inatoria des Sakramentes die xorsonas üadilss ack oon- 

traüsnckum matrirnomnrn, guuo ssss rnutuo ae IsAitüms invioonr 

trackunt seien; die kor ra a aber in dem „mntuus eonssnsus xor vorüa 

aut siZna äs prasssuti sxxrsssus" bestehe. Die Ausspendcr, die Voll¬ 

zieher des Ehe-Sakramentes sind demnach die Contrahenten selbst. Die 

Einsegnung durch den Priester ist nicht äs 688sutia; die Gegenwart des 

xarosüus xroxrius zur Entgegennahme des mutuus soussnsus pt 

dort, wo das Concil von Trient promulgirt wurde, nur eigentlich 

wegen des sonst obwaltenden imxsuckiiusntum slaucksstiuitatis er¬ 

forderlich. 
Damit stimmt der usus der Kirche überein. Denn sonst könnte sie 

ja nicht die matrimonia olaucksstiua an Orten, wo die Vorschrift des 

Concils von Trient (Lsss. XXIV. äs rskorm. matrim. sax. 1.) nicht 

promulgirt ist, und die blos sull assistsutia Passiva geschlossenen ge¬ 

mischten Ehen als gütige, d. i. als sakramentale Ehen anerkennen. 

Bei allen derlei Eheschließungen entfällt ja der „Trauungssegen". 

In der christlichen Ehe läßt sich, wie sich aus dem Gesagten 

ergibt, das Sakrament von dem Contracte nicht trennen; daraus folgt, 

daß die Ehe kein blos bürgerlicher Vertrag sei und die sogenannten 

Civilehen von Christen vor der Kirche als keine gütigen d. i. sakramen- 
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taten Ehen gelten. *) Daher kann die Kirche ferner dem Staate kein 

Recht ans das Wesen der Ehe zuerkennen; sondern er kann für sich nur 

die weltlichen Folgen der Ehe bestinimen. Diese liegen voll und allein in 

seiner Kompetenz. Darüber sprach sich auch Papst Pius IX. aus in 

seinem Schreiben an König Viktor Emmanuel ääto. 9. September 

1852, worin er betont, daß das Sakrament nicht eine zufällig zum 

Ehe^Contracte hinzugesetzte Eigenschaft ist, sondern zum Wesen der Ehe 

selbst gehört. „Möge das bürgerliche Gesetz — heißt cs im Schreiben 

— die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Ehe, wie die Kirche sie be¬ 

stimmt, zum Ausgangspunkte nehmen, und von dieser Thatsache aus¬ 

gehend, die es nicht begründen kann (denn das liegt außerhalb seiner 

Sphäre) die bürgerlichen Wirkungen derselben regeln." (Vergleiche die 

päpstliche Alloeution ääto. 27. September 1852 u. ZMabus Xr. 66 u. 73.) 

Und Papst Leo XIII. erklärt in seiner Luo^eliog. „Xroanum äiviuas 

sapisntias oonoilium" von 10. Februar 1880 n. A. „Ohne Zweifel 

steht fest, daß bei der christlichen Ehe der Vertrag vom Sakramente nicht 

losgelöst werden könne; daß es mithin keinen (vor Gott und dem Ge¬ 

wissen) wahren und giltigen Ehevertrag gibt, ohne daß er dadurch auch 

schon Sakrament wäre." u. s. w. ^) 

Auch über den Zweck der Ehe spricht sich der citirte Z. 1 der Anw. f. 

d. g. G. aus. — Der römische Katechismus führt 3 Ursachen der Ein¬ 

setzung der Ehe an (x. 2 6. 8. gu. 13): a) Gegenseitige Unterstützung 

von Mann und Weib (Xou sst donum llomiui ssss solum. li'g.ei- 

3.V1U8 oi aäiutorlulli simils sidi". Osu. 0. 2); ö) prooroatio prolis 

(„Orsseits st multiplioamiui." Osu. 0. 1); «) erlaubte Befriedigung des 

Geschlechtstriebes i. s. rsnisäiuin uä vitAiulu, 1ibiäiui8 xsssatta. (I. Oor. 

7, v. 2, 9. „rn6liu8 68t nudsrs, guam uri.") Es kann allerdings 

auch erlaubte Nebenzwecke geben. Z. B. eine reichliche Mitgift; Ver¬ 

meidung der Vermögcnszersplitterung u. s. w. aber sie dürfen die einzig 

bestimmenden Beweggründe nicht sein und dürfen den Hauptzwecken nie 

abträglich oder hinderlich werden. 

st Siehe hiezu Artikel VII. und VIII. des kaiserlichen Patentes vom 8. Ok¬ 

tober 1856. 

2) Siehe u. A. Ferdinand Walter „Lehrbuch des Kirchenrechtes". Z. 301 

und Z. 304. Des damals 1868 noch nicht altkatholischen Dr. Friedrich Schulte 

„Lehrbuch des katholischen Kirchenrechtes". S. 381—383. Georg Philipps 

„Lehrbuch des Kirchenrechtes". S. 586 ff. 
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8- 3. 

Verschiedene Arten von ehelichen Verbindungen. 

Die Kanonlsten unterscheiden insbesondere das watrimonium 1o- 
16^1 tiinum, latnlli ob 6l>nsunimatnin. Einst loar das inatriino- 
nium l6§itiruuin unter Christen die mit den kirchlich vorgeschriebenen 
oder sonst üblichen Solemnitäten geschlossene Ehe; wenn diese fehlten 
war das rnatrimoniuni non IkAitiinuin, 8s-i ratnin. Derlei Ehen 
waren bis zum Oonoilinin Iriäkntinnin giltig. Heute zu Tage ist 
ein nmtriinoninin 1k§itiinnin die Ehe der Ungetansten, welche sie 
nach dem natürlichen Sittengesctze schließen; umtriinonig, rata sind die 
von der Kirche anerkannten (also sacramentalen) Ehen der Getauften. 

Wichtig ist wieder der Unterschied zwischen nmtrimoniuni ratnm 
kt oon8uininatniu der Christen. Sie unterscheiden sich zwar nicht 
wesentlich; sondern nur dadurch, daß die eoxnia oarnalm bei dem ma- 
trirnoniuni blos ratum nonäum oonmumnmtnni noch nicht statt hatte. 

Eine andere Unterscheidung ist die zwischen irmtrinioninin vsrnin 
i. k. rits st rkktk eontraotnm; xrassumtum 1. g. sx suris xras- 
sumtions. (N a ch dem Oonoil. I'riäknt. ist eine soche Präsumtion z. B. 
wegen der vollzogenen ooxula nach dem Ehcverlöbnisse nicht mehr maß¬ 
gebend für die Giltigkeit); xntativuni d. i. blos materiell nicht 
aber formell richtig geschlossene Ehe. Materiell ungiltig geschlossen 
wird die Ehe, wenn bei der Trauung wenigstens Einem Theile das 
Ehehinderniß unbekannt war. Es muß also wenigstens bei Einem 
Theilc die dona, kickss vorhanden gewesen sein; sonst würde die Ehe 
sonncll ungiltig geschlossen und kann keine blos vermeintliche sein. 

Man spricht auch von sogenannten Gewissens-Ehen (bei prote¬ 
stantischen Fürsten; was vor dem Oonoil. Miäsnt. überhaupt die 
geheimen Ehen waren) — Morganatischen Ehen (weil die Frau 
sich blos mit der Morgcngabe begnügen mußte) oder Ehen zur linken 
Hand. 

Civilehen nennt man jene Ehen, die in Gemäßheit der staatlichen 
Ehegesetze vor der weltlichen Obrigkeit geschlossen werden. Man unter¬ 
scheidet drei Arten solcher Civilehen: 

«) die vbliga torische Civilehe — dort, wo das Staatsgesetz 
allen Brautleuten ohne Unterschied vorschreibt, ihre Ehe vor der 
weltlichen Behörde zu schließen, und nur einer so geschlossenen 
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Ehe die bürgerlichen Rechtswirkungen zuerkennt. Uebrigens bleibt 

es den Brautleuten unverwehrt, ihre früher vor der Civilbehörde 

geschlossene Ehe auch von dem Diener ihrer Kirche einsegncn zu 

lassen — sich kirchlich trauen zu lassen. Die obligatorische Civilehe 

besteht z. B. in Frankreich, Italien und Deutschland, 

b) Die facnltative Civilehe — dort wo es den Parteien frei 

gestellt ist, ihre Ehe entweder vor der Civilbehörde oder vor¬ 

dem competenten Seelsorger zu schließen; der Staat erkennt 

eine oder die andere Eheschließung an, wenn sonst die staatlichen 

Bestimmungen bezüglich der Ehe beobachtet wurden. 

o) Die Noth-Civilehe dort, wo es den Parteien nur erst dann ge¬ 

stattet ist, ihre Ehe vor der Civilbehörde zu schließen, wenn der 

(oder ein) zur Eheaufnahme competente Seelsorger das Aufgebot 

— eventuell die Trauung — aus einem im Staatsgesetze nicht 

enthaltenen Grunde verweigert. 

Gegenwärtig ist in Oesterreich nur erst diese g. Noth-Civilehe 

zuläßig. 

Die katholische Kirche erkennt nirgends dort, wo das Ooneil. Priäont. 

mit seinem Decrcte über die kirchliche Form der Eheschließung (soss. 

XXIV. üs rslorni. matr. 6ax. 1.) publicirt — überhaupt Norm ist, 

irgend eine Art der Civilehe als eine vor Gott und dem Gewissen gil- 

tige Ehe von Katholiken an. Und da die geschlechtliche Verbindung außer 

in einer vor Gott und dem Gewissen gütigen Ehe schlechtweg Sünde 

ist, so folgt nothwendig daraus, daß nach der Anschauung der Kirche 

die bloße Civilche katholischer Christen kein sündenloscs Vcrhältniß sein 

könne. Dies erklärte Papst Pius IX. insbesondere im erwähnten 

Schreiben an den König Victor Emmanuel üäto. 9. September 1852; 

ebenso die Uosnitöntiurm Hornung, in einer Instruction vom 15. Jänner 

1866. 's 

Die bürgerliche Gewalt, die sich nicht auf das kornm intsrnuin 

erstreckt, kann daran nichts ändern, mag sie der s. g. Civilehe auch alle 

bürgerlichen Rechtsfolgen einer wirklichen Ehe z. B. die Anerkennung 

der Kinder, als ehelich erzeugten, einräumen, wozu ihr das Recht 

nicht abgesprochen werden kann. 

') 6fr. Dr. Friedrich v. Bering, Lehrbuch des kathol. ». protestantischen 
Kirchenrechts. S. 722. 



8- 4. 

Von den Quellen des Eherechtes für Katholiken. 

Es sind folgende: 

1. Das natürliche Sittengesetz z. B. bezüglich der Be¬ 

schaffenheit, des Konsenses; der Impotenz, Unmündigkeit. 

2. Das positiv göttliche Gebot z. B. betreffend das Ehehin- 

derniß des bestehenden Ehebandes. (Nattü. o. 19; v. 4—9; Naro. 

o. 10, v. 6—12; I. Oor. o. 7, v. 11—12.) 

3. Die Anordnungen und Bestimmungen der Kirche und zwar, wie 

schon gesagt, bezüglich der Ehehindernisse der Giltigkeit mit ir- 

ritirender Wirkung. (Oonoil. Hlä. sass. 24 so umtrim. 
6LN. 3, 4, 9, u. 12.) 

4. Auch jene der Staatsgewalt obgleich — nach katholischer Lehre — 

nicht mit irritirender Wirkung bezüglich des Ehesakramentes, also 

weder auf das Zustandekommen noch auf die Auflösung der 

sacramentalen Ehe, wie schon angedeutet. Sie verpflichten aber 

nichts desto weniger im Gewissen, so lange sie dem Gebote 

Gottes nicht widerstreiten. (Anerkannt wurde dies auch staat¬ 

licher Seits schon im Art. X. des Concordates; dann im bür¬ 

gerlichen Ehegesetze tz. 3. elr. das kirchliche d. i. die Anweisung 

f. d. g. G. 8- 69). 



Erstes HnuMiick. 

Hon llen Elievertökmjsen. 
8- 5. 

Begriff des Eheverlöbniffes. Erfordernisse zur Giltigkeit 
desselben. 

DaS Eheverlöbniß (spousalig,) ist die, wenn auch nicht absolut 

nothwendige Einleitung zur Eheschließung. In neuerer Zeit wurde das¬ 

selbe kaum mehr beachtet. Schon durch die Verordnung vom 4. Mai 

1770; noch mehr durch das Patent Kaiser Josef'S II. vom 30. August 

1782, und auch durch Z. 45 unseres A. b. G. wurden den Sponsalicn die 

kanonischen Wirkungen in Oesterreich staatlicher Seits abgesprochen und 

es blieb nur dem Gewissen der Brautleute überlassen, ihr Versprechen 

zu halten. 

Z. 2 der Anweisung s. d. g. G. sagt: „Das Eheverlöbniß ist eine 

Uebercinkunft zwischen Mann und Weib, in welcher sie einander zu ver¬ 

ehelichen versprechen." Demselben liegt also ein Versprechen zu 

Grunde, und zwar muß dieses ein wechselseitiges sein, mithin ge¬ 

nügt eine blos stillschweigende Annahme noch nicht. Zur Dar¬ 

legung des wechselseitigen Versprechens sind nicht Worte unumgänglich noth- 

wendig; es genügen Zeichen und überhaupt Acußerungen, die den Willen 

kund thun, sich zu ehelichen. Sie müssen auf eine bestiminte Person ge¬ 

richtet sein; dürfen keine bloße Negation enthalten, sondern sollen 

affirmativ gefaßt sein. Der Gegenstand der Sponsalicn ist die 

künftige Ehe; der (loimonsns äs xruesonti in kornm Oonoilil 

Iriäsntini gegeben bewerkstelliget die Ehe selbst. Der Zweck der 

christlichen Ehevcrlöbnisse ist, daß die Verlobten sich auf die sacra- 

mentale Gnade gehörig vorbereiten können. 

8- 6. 

Fortsetzung. 

Ueber die Bedingungen der Giltigkeit der Eheverlöbnisse drückt sich 

§. 3 der Anweisung f. d. g. G. also aus: „Ein Eheverlöbniß kann nur 
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von Personen, welche mit einander eine giltige und erlaubte Ehe zu 

schließen vermögen und kraft einer mit Freiheit und gehöriger Ueber- 

legung gegebenen Willensäußerung giltig eingegangen werden. Verlöbnisse, 

welche im Namen von Unmündigen geschlossen werden, begründen für 

den Unmündigen nur dann eine Verbindlichkeit zur Eingehung der Ehe, 

wenn sie von demselben nach erreichter Mündigkeit gut geheißen werden." 

Das gesetzliche Alter zur Schließung der Eheverlöbnisse ist nach 

den kanonischen Bestimmungen das von beiden Contrahenten zurückge¬ 

legte siebente Lebensjahr. Doch „otmm in sxonsulikius" gilt nach 

bewährten Kanonisten: „inulitia snxxlöt ustalsrn". In der Regel 

sind Kinder unter 7 Jahren unfähig, giltige Sponsalien einzugehcn. 

Die schon aus dem Kindesalter getreten, aber noch unmündig sind (noch 

nicht daS 14. resp. das 12. Jahr vollendet haben), können bei er¬ 

reichter Mündigke it von den früher eingegangenen Spon- 

salien zurücktreten. *) 

Lxonsaliu talia hnickain vuliäu sunt, soä äissolndilig, — 

selbst wenn die Sponsalien beschworen waren, und auch wenn wäh¬ 

rend der Unmündigkeit die eopulg. aurnaiis gepflogen worden sein soll. 

Bis zur erreichten Mündigkeit entsteht aus den Lponsuliön der Unmün¬ 

digen das imp6äilN6ntuiw putzlieas ironsstutis. — Von den Verlöb¬ 

nissen, welche von dritten Personen d. i. wohl von den Eltern 

höchstens auch Vormund, im Namen der Unmündigen geschlossen 

werden, handelt eben der Schlußsatz des citirten tz. 3 der Anweisung 

f. d. g. G. 

Es gilt als Regel, daß alle jene Personen, denen eine Ehehin¬ 

der n i ß oder Eheverbot im Wege steht, unfähig sind, giltige Spon- 

salicn einzugehen. 

Ob die Sponsalien, welche von Kindern (auch denen sui juris) 

ohne Wissen und Willen ihrer Eltern, cingegangen werden, 

an sich ungiltig seien, darüber streiten die Kanonisten. Wahrscheinlicher 

sind sie ungiltig, wenn die Eltern denselben aus beachtenswertsten 

Gründen ihre Zustimmung verweigern, und die Grundhältigkcit dieser 

Verweigerung kirchengerichtlich anerkannt ist. Daraus folgt freilich nicht, 

') „8ivs utsr^us, sivs »Iter rselstuuU, LutsguLill sä Luuos iruUriiuoiiüs Lptos 
^srvsnsriut (Liubo) st xsstulst ssx^rLiü, iiou suut ullLtsuus Luäisuäi." 

st Einige sind diesfalls anderer Meinung. 
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daß auch eine trotzdem geschlossene Ehe ungiltig sei. (Okr. H. 68 der 

Anweisung f. d. g. G-, von dem später.) 

Außer der Befähigung der Oontraliöntsu kommt es auf den 

(lonsonsns derselben an. Dieser muß ein wahrer, ernstlicher, 

nicht ein fingirter, nur zum Schein erklärter sein. — Die 

Einwilligung muß ferner eine wohlüberlegte sein; also nicht z. B. 

gegeben in impstu primo, unter der Herrschaft einer den Vernunft- 

gcbrauch ganz benehmenden Leidenschaft. Von Geburt aus zugleich 

taubstumme und blinde Personen sind nicht sponsalienfähig; eben so 

wenig von Natur aus stumpf- und blödsinnige Personen; Gcistesirre 

und Rasende ohne lusiäu iutsrvalla. Treten aber solche lusiclu 

iutsrvallg. bei Geisteskranken ein, so können sie in denselben gütige 

Sponsalien cingehen. Sponsalicn, eingegangcn im Zustande vollständiger 

Berauschtheit sind ungiltig. 

Die Einwilligung muß eine freie sein; also nicht beeinträchtiget 

durch Jrrthum und Unwissenheit hinsichtlich dessen, worauf es 

bei den Sponsalien ankommt, und insofern es sich nicht um unbedeu¬ 

tende Dinge handelt; ferner auch nicht durch Furcht und Zwang, 

die übrigens für die Annullation der Sponsalicn nicht so groß zu 

sein brauchen, als für jene der Ehe. Eine cniführte und noch nicht 

in Freiheit versetzte Person kann mit dem Entführ er kein giltigcs 

Ehevcrlöbniß schließen. 

Sponsalien können zwar bedingt cingcgangcn werden, wenn 

die Bedingung keine unsittliche oder dem Zwecke der Ehe widerstrebende 

ist; doch da solche leicht eine Quelle von Jnconvcnicnzcn werden, sind 

sie nicht zu billigen. 

Daß die Einwilligung der Spondenten b e st i m m t und v c r st ä n d- 

lich erklärt werden müsse, wurde schon bemerkt. Die Giltigkeit der 

Sponsalien hängt aber von keiner bestimmten Form ab?) Doch bleibt 

es zur Hintanhaltung von Streitigkeiten u. d. gl. wünschens¬ 

wert!), daß die Spondentcn sich wechselseitig über das gegebene und 

empfangene Versprechen möglichst sicher stellen. Dahin zielen eigene 

Vorschriften der meisten Diözesen ab?) 

st 6tr. Lavant. Ordin. Currcnde ääa. 28. Jänner 1857 Nr. 254/1 I. 

'st Vergleiche Ordin. Currende von Lavant Läo. 10. September 1856 Nr. 2174 

und 28. Jänner 1857 Nr. 254/t, worin cs heißt: „Ist das Eheversprechen vor 

dem Ortsseelsorger und den Unterzeichneten Zeugen gemacht, eingetragen (in das in 

dieser Diözese vorgeschriebene Rapulare oder Journal) und unterfertiget worden, so 
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Sponsalien können auch durch einen Bevollmächtigten abge¬ 

schlossen werden, bezüglich dessen die nähmlichen Modalitäten eingehalten 

werden sollen, die bei der Bestellung eines Bevollmächtigten zur Ehe¬ 

schließung vorgeschrieben sind. 

8- 7. 

Wirkungen eines giltigen Eheverlöbnisses. 

Vor dem Ooueiliurn Miä. und nach demselben dort, wo das irnpa- 

äimontum eluuctsstiuitatis nicht Publicirt worden, wurden die Sponsa- 

lien durch die zwischen den Spondenten ouni rnurituli ukkoetions ge¬ 

pflogene eopulg, eurnulis in eine zwar formlose (elunässtius), jedoch 

giltige Ehe umgewandelt. — 

Die Sponsalien haben nicht unbedeutende Wirkungen und Pflichten 

zur Folge. 

I. Die Spondenten sind im Gewissen verpflichtet, ihr Versprechen 

zn erfüllen; also demselben gemäß sich zu ehelichen. Bis dies nicht ge¬ 

schehen kann, haben sie einander die Verlobten-Treue zu bewahren. 

Darum ist ihnen Vorsicht im Umgänge mit Andern aber auch unter 

sich geboten. — Ob der sich weigernde Theil in koro soelssiustioo zur 

Haltung des Versprechens gezwungen werden kann? Im Allgemeinen 

ja! In concreten einzelnen Fällen ist aber dies kaum immer 

räthlich. Wenn schon eingeschritten wird, soll in der Regel strenger gegen 

den geklagten Bräutigam, als gegen die geklagte Braut verfahren werden, 

weil die Braut schwerer schadlos zu halten ist. Absoluter Zwang 

zur Eingehung der Ehe darf aber doch nicht angewendet -werden. — 

Die Anweisung für die geistlichen Gerichte widerstrebt darum der An¬ 

wendung von Kirchenstrafen zur Betreibung der Einhaltung von Ver¬ 

löbnissen. Vicio Z. 10. „Die Pflicht zur Erfüllung des im Eheverlöb¬ 

nisse gegebenen Versprechens hört auch dann auf, wenn nach Erwägung 

aller Umflände mit Recht voraus zu setzen ist, daß eine zwischen den 

Verlobten eingegangene Ehe unglücklich sein würde. K. 109. „Auf Jene, 

ist das Bestehen desselben außer allen Zweifel. Die Giltigkeit eines 

zuvor gemachten Eheverlöbnisses aber müßte im Falle einer Klage erst erwiesen 

werden. Viäs auch Lav. Conferenz-Prol. 1857 L. I. — L. 5. Mit Ord. Gurrende 

ääo. 15. November 1860 Nr. 3031/4 VIU. wurden für die Lavanter Diözese gleich¬ 
förmige Brant-Jnformations-Protokolle vorgeschrieben. 
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welche sich weigern, ihr im Eheverlöbnisse gegebenes Wort zu erfüllen, 

ist nicht sowohl durch Zwang als durch Ermahnung zu wirken." >) 

Z. 111. „Ist das Vcrlöbniß für giltig erklärt worden, so hat das Ehe¬ 

gericht durch einen Beauftragten den Versuch zu machen, die Parteien 

zur gütlichen Allsgleichung zu bewegen." tz. 112. „Ließe ein Einver- 

ständniß über die Aufhebung des Verlöbnisses sich nicht erzielen, so 

müßte die Gestattung der Ehe als das kleinere Uebel angesehen werden." 

Laut 8- 109 der Anweisung f. d. g. G. ist zwar „jede Verabredung 

über einen Vergütungsbetrag, welcher im Falle des Rücktrittes zu entrichten 

sei, nicht nur unerlaubt, sondern auch ungiltig;" doch resultirt in der 

Regel aus dem unberechtigten und unbegründeten Rücktritte die Pflicht 

des Schaden-Ersatzes. Hierüber erklärt Z. 9 der Anweisung f. d. 

g. G. .wie folgt: „Wer ohne rechtmäßigen Grund von dem Eheverlöb¬ 

nisse zurücktritt, oder einen rechtmäßigen Grund zum Rücktritte entweder 

verheimlicht oder durch sein Verschulden herbeigesührt hat, ist verpflichtet, 

den: anderen Theile den Schaden, welcher für denselben aus dem Rück¬ 

tritte entsteht, nach Maßgabe der Personen und Verhältnisse zu vergüten." 

Demnach ist rcstitutionspflichtig a) wer ohne rechtmäßigen Grund 

z. B. aus bloßer Lüsternheit zurücktritt, k) Wer zwar einen recht¬ 

mäßigen Grund (eunsa oauoulea) hat, ihn aber selbst herbei¬ 

geführt hat z. B. eine ansteckende Krankheit sich durch sein Ver¬ 

schulden zuzog. Ebenso wenn der eine Theil in dem anderen 

zurückt re tcnden den rechtmäßigen Grund hcrbeigcführt hat z. B. 

durch dessen Mißhandlung, c) Wer einen rechtmäßigen Grund zum 

Rücktritte verheimlicht hat z. B. die Braut, daß sic schon mehrere 

Fahre vorher ein uneheliches Kind geboren habe. 

Der Anspruch auf Schadenersatz kann je nach Umständen dem zur 

Erfüllung der Sponsalien noch bereiten, oder dem zurücktretenden 

Thcile zukoinmen. 

Auf das unter b und o Gesagte hat auch der citirte 8- 10 der 

Anweisung s. d. g. G. nähmlich dessen zweiter Theil, Bezug. Betreffend 

das Maß des zu leistenden Schadenersatzes ist kirchlicher Seits 

8- 1l1 der Anweisung s. d. g. G. normircnd; derselbe besagt: „Fsi das 

Verlöbniß für giltig erklärt worden, so hat das Ehegcricht durch einen 

>) Siche auch „Weisungen an die Geistlichkeit der Diözese Lavant für ihre 

seelsorgliche Amtsthätigkeit in Ehesachen. Vom ü. August 1868 — I. Eheverlobmsse 

(Sponsalien.) 
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Beauftragten den Versuch zu machen, die Parteien zur gütlichen Aus¬ 

gleichung zu bewegen. Was den Schadenersatz betrifft, sa werde darauf 

hingewiesen, daß sie unter billigen Bedingungen ein Ucbereinkommen 

schließen. Auf Ansuchen von wenigstens Einem Theile kann auch ein 

Entschädigungsbetrag ausgesprochen werden. Stellt der Kläger sich nicht 

damit zufrieden, so bleibt es ihm zwar unbenommen, wegen des Schaden¬ 

ersatzes bei dein weltlichen Gerichte Klage zu führen, doch seine wider 

die Trauung erhobene Einsprache soll nicht weiter berücksichtigt werden." 

Dies hat selbstverständlich nur dann Anwendung, wenn das kirchliche 

Ehegericht wenigstens von einem Theile der Verlobten um seinen Aus¬ 
spruch angegangen wird. 

Seit den: der Staat in Folge der Aushebung des Concordates 

die Jurisdiction in Ehesachen pro toro oxkorno ganz an sich gezogen 

hat, gilt dies auch bezüglich der Ehevcrlöbnisse und der aus ihnen resul- 

tirenden Streitigkeiten und Ansprüche. Diesbezüglich richtet sich das 

weltliche Gericht nach Z. 45 und 46 des A. b. Gesetzbuches. Darnach 

hat das Vcrlöbniß als Vertrag keine juristische Bedeutung. Es 

erzeugt weder eine ernstliche Verbindlichkeit zur Schließung der Ehe 

selbst, noch auch „zur Leistung dessen, was auf den Fall des Rücktrittes 
bedungen worden ist". 

Nur insofcrne der Verlobte dadurch, daß er die zugesagte Ehe nicht 

eingehcn will, dem anderen Verlobten einen Vermögensnachtheil zufügt, 

„bleibt dem Thcilc, von dessen Seite keine gegründete Ursache zum Rück¬ 

tritte entstanden ist, der Anspruch auf den Ersatz des wirklichen Scha¬ 

dens ft Vorbehalten, welchen er aus diesem Rücktritte zu leiden be¬ 
weisen kann." § 

Wohl sagt Z. 1324 A. b. G- „In dem Falle eines aus böser 

Absicht oder aus einer ausfallenden Sorglosigkeit verursachten Schadens 

ist der Beschädigte volle Genugthuungft; in den übrigen Fällen aber nur 

die eigentliche Schadloshaltung zu fordern berechtiget"; jedoch würde in 

einer Sponsalienklage die böse Absicht des Beschädigenden kaum je zu 
beweisen sein. 

II. Die Sponsalien begründen ein kirchliches Eheverbot 

d. i. so lange das gütige Eheverlöbniß nicht rechtsgiltig aufgelöst ist, 

') Also nach den meisten Commentatoren nur des äamnnm emsi-Asns; nicht 
aber auch des luorum osssans. 

ft Also auch Ersatz des luorn in vessuiu?. 
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darf kein Theil der Verlobten mit einer andern Person eine Ehe 

schließen. Geht etwa eine oder die andere Person nach einander 

mit zwei oder mehreren Personen Ehcvcrlöbnissc ein, so gilt das 

erste, unbedingte oder bedingte; außer es wurde rechtsgiltig anf- 

gelöst. 

III. Die Sponsalien begründen sogar ein Ehehinderniß der 

Giltigkeit, nähmlich das Hinderniß der Forderung der öffentlichen 

Sittlichkeit aus einem Eheverlöbnisse, welches Z. 35 der Anweisung f. d. 

g. G. also formulirt: „Ein giltig und unbedingt eingegangencs Ehe- 

verlöbniß hindert, daß zwischen dem einen Verlobten und des Andern 

Blutsverwandten im ersten Grade eine Eye zu Stande komme. Die¬ 

selbe Wirkung äußert ein unter einer ehrbaren Bedingung geschlos¬ 

senes Verlöbniß, sobald der Bedingung Genüge geleistet ist." Dies 

Hinderniß dauert fort auch nach Auflösung der giltig cin- 

gcgangenen Sponsalien, sei es auch durch den befugten 

Rücktritt eines Theiles, oder durch gegenseitiges Ilebereinkommen, oder 

sogar durch den Tod Eines der Spondenten. Es ist in diesem Falle 

ein dispcnsables Hinderniß laut Z. 80 der Anweisung f. d. g. G. 

M. Darüber mehr in den Hauptstücken von den Ehehindernissen 

und Eheverboten. 

8- 8. 

Auflösung eines giltig eingegangenen EheUerlöbnisses. 

Ursprünglich giltig eingegangenc Sponsalien können im Allge¬ 

meinen aufgelöst werden entweder «) mit beiderseitiger Ein¬ 

willigung, oder L) ohne beiderseitige Einwilligung der 

Spondenten. 

a) lautet Z. 4 der Anweisung f. d. g. G. „Das Verlöbniß 

kann, auch wenn es durch einen Eid wäre bekräftiget worden, mit bei¬ 

derseitiger Einwilligung aufgehoben werden." Hiebei bedürfen die Spon- 

dcntcn weder eines richterlichen Erkenntnisses noch irgend einer Ermäch¬ 

tigung. 

^ck ö) Kanonische Gründe sogar zum einseitigen Rück¬ 

tritte sind: 

1. Bruch der Treue von Seite eines Spondenten; und zwar ge¬ 

nügt schon zweideutiger Umgang mit einer dritten Person. „Wenn ein 
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Theil die dem Verlobten schuldige Treue gebrochen hat, so ist der andere 

seines Versprechens entbunden." Z. 6 der Anweisung f. d. g. G. 

2. Ungerechtfertigte Entfernung und lange Abwesenheit eines 
Spondentcn. 

3. Eheschließung eines Spondcten mit einer andern Person. 

„Dadurch, daß der eine Theil sich mit einer dritten Person verehelicht, 

wird zwar das Vcrlöbniß aufgehoben; doch verbleiben dem anderen 

Theile seine allfälligen Ansprüche auf Entschädigung." Z. 8 der An¬ 
weisung f. d. g. G. 

Wenn die geschlossene Ehe ungiltig wäre, so ist wohl der ledig 

gebliebene Theil frei von dem Bande der Sponsalien, nicht so aber der 

treubrüchige (wenn der andere nicht verzichtet). 

4. Eintritt eines Spondcnten in den Ordens- oder weltgeistlichen 

Stand. „Die Verlobten sind durch die übernommene Verbindlichkeit 

nicht gehindert, sich dem Ordensleben oder dem geistlichen Stande zu 

widmen. Durch die Ablegung der feierlichen Eclübde oder den Empfang 

der höhern Weihen wird das Ehevcrlöbniß aufgelöst." Z. 7 der An¬ 
weisung f. d. g. G. 

5. Ein nach der Abschließung der Sponsalien eingetretenes Ehe- 

hinderniß (der Giltigkeit oder Erlaubtheit). Ist das Ehchindcrniß ein 

dispensables, z. B. unehrbare Schwägcrschaft, so kann der Schul¬ 

dige (nach Umständen) im Gewissen verpflichtet sein, sich lim Dispens 

zu verwenden. Hieher gehört auch Z. 5 der Anweisung f. d. g. G. 

„Die Eheverlöbnisse Derjenigen, welche unter der väterlichen Gewalt 

stehen, sind aufzulösen, wenn die Eltern gerechten Widerspruch entae- 
gensetzen." 

6. Eine bedeutende Veränderung, die in der Persönlichkeit 

oder in den äußeren Verhältnißen eines Spondentcn eingetreten ist. 

„Wofern nach Schließung des Eheverlöbnisses eine solche Veränderung ein- 

tritt, daß man voraussetzen darf, es wäre bei diesem Stande der Dinge 

zum Verlöbnisse nicht gekommen, so verliert dasselbe für jenen Theil 

bei welchem eine solche Veränderung nicht eingetreien ist, seine bindende 

Kraft. Im Falle, daß solche Umstände schon zur Zeit der Verlobung 

obwalteten, ist jener Theil, welchem sie damals unbekannt waren zum 

Rücktritte berechtiget." H. 6 der Anweisung s. d. g. G. 

Derlei Veränderungen wären z. B. Siphylis, Epilepsie, Auszehrung, 

Geisteskrankheit, Abfall vom wahren Glauben, Trunk- und Spielsucht, 

entehrendes Verbrechen, Vcrmögensruin und d. gl. Der zum Rücktritte 
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Berechtigte darf darauf weder stillschweigend, noch ausdrücklich ver¬ 
zichtet haben. 

7. Begründete Besorgniß einer unglücklichen Ehe zwischen den 

Spondentcn. „Die Pflicht zur Erfüllung des im Eheverlöbnissc gege¬ 

benen Versprechens hört auch dann auf, wenn nach Erwägung aller Um¬ 

stände mit Recht vorauszusetzen ist, daß eine zwischen den Verlobten 

eingegangene Ehe unglücklich sein würde. Wofern aber die Umstände, 

auf welche die Voraussetzung sich gründet, durch das Verschulden des 

einen Theiles eingetreten sind, so ist dieser verpflichtet, dem anderen 

jenen Schaden, welcher für denselben aus der Täuschung seiner ge¬ 

rechten Erwartungen entspringt, nach Kräften zu vergüten." Z. 10 der 

Anweisung f. d. g. G. 

8- 9. 

Bon der kirchlichen Gerichtsbarkeit in Sponsalien- 
angelegenheiten. 

Vorerst soll die Frage beantwortet werden: Kann die aus den 

Sponsalicn sich ergebende Verbindlichkeit zur Eingehung der verspro¬ 

chenen Ehe durch Dispens aufgehoben werden? In der Regel nicht, 

weil Rechte eines Dritten durch eine Dispens nicht verletzt werden 

dürfen. Höchstens, wenn die Sponsalien geheim sind, und wichtige 

Gründe vorliegen, könnte man sich an den koonitontiurlus wujor in 

Rom wenden; aber auch in in diesem Falle darf Niemand in seinem 

erworbenen Rechte beeinträchtiget werden. 

Liegt für Einen der Spondcnten ein hinlänglicher Grund zum 

Rücktritte vor, und der Repudirte stellt sich damit nicht zufrieden, so 

(sonst nicht) — muß (beim Ehegerichte) auf Trennung des Verlöbnisses 

geklagt werden (Repudienklage), und vor dem richterlichen Erkenntnisse 

darf der Zurücktretende nicht zur Ehe zugclassen werden. 

Was von Seite der kirchlichen Organe zu geschehen habe, wenn gegen 

die Trauung eines Spondenten eine Einsprache erhoben wird mit 

Berufung auf ein Eheverlobn iß, sagt Z. 107 der Anweisung 

f- d. g. G. „Bei einer Einsprache auf dem Grunde eines Eheverlöb¬ 

nisses hat der Pfarrer, wofern das Eheverlöbniß ungiltig ist, die Bethci- 

ligtcn darüber zu belehren; wenn er es aber für giltig hält, eine güt¬ 

liche Allsgleichung zu versuchen. Wird die Einsprache unmittelbar bei 

2 
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dem Ehegerichte erhoben und liegt nicht etwa die Ungiltigkeit am Tage, 

so soll vor Allem der Pfarrer angewiesen werden, durch Vorstellungen 

und Ermahnungen väterlich einzuwirken." Vcrg. Z. 110 der An¬ 

weisung f. d. g. G. 

Der Pfarrer hat bis zur definitiven Entscheidung des Ehcgerichtes 

mit den, ferneren Aufgebote einzuhalten. Ucber die versuchte gütliche 

Ausgleichung ist ein Protokoll aufzunehmen. 

Für das Ehegericht ist maßgebend K. 108 d. Anweisung f. d. g. 

G. „Die Vcrmuthung steht für die Freiheit des Ehcwerbcrs hinsichtlich der 

Wahl des Gatten. Daher ist gegen das Eheverlöbniß zu entscheiden, 

so oft die Giltigkeit desselben nicht vollständig erwiesen ist." 

Unter den Beweismitteln für das Bestehen der Spon- 

salicn steht oben an das Geständniß; zuläßig ist auch die Zuschic- 

bung des Eides Seitens der Parteien, und die Auferlegung des Reini- 

gungs- oder Erfüllungscides durch den Richter. (6tr. Lav. Ord. Sur¬ 

rende ciäto 28. Jänner 1857 Rr. 254/1.) 

Auch für das ^Vorhandensein einer Oansa, eauouieg, zum Rück¬ 

tritte von den Sponsalien und zur richterlichen Auflösung derselben ist 

das Gestandniß der Spondenten das erste Beweismittel, llns- 

juranckuiu (M^rnoutuin) rao ckakarri potost. 

Zeugenaussagen sind auch ein Beweismittel und zwar eines 

der wichtigsten im canonischen Sponsalien-Prozcsse. Zu vergleichen ist 

diesfalls Z. 106 der Anweisung f. d. g. G. „Die Aussage eines ein- 

zigcn glaubwürdigen Zeugen reicht jedenfalls hin, um die Ehewcrbcr 

bis zu weiterer Aufklärung der Sache abzuweiscn." 

Zur Auflösung der Sponsalien genügt mitunter der Ruf (kawa), 

nicht aber ein bloßes Gerede (rumor) über ein obwaltendes Ehe- 

hinderniß oder über einen kanonischen Auflösungsgrund. Vergleiche den 

so eben zitirten Z. 106 der Anweisung f. d. g. G. „Ein solches Ge¬ 

rücht, welches auf erfahrene, gewißenhafte Männer Eindruck macht, 

reicht jedenfalls hin, um die Ehewerber, (die sich über den Aufschub der 

Trauung beschweren) bis zu weiterer Aufklärung der Sache abzuweiscn." 

lieber den weiteren Vorgang im Sponsalien-Prozcfse vicks ß. 110, 

nach welchem, wenn das Ehcgericht (erster Instanz) das Verlöbniß für un- 

giltig erkennt, das Nöthigc verfügt werden soll, damit die Trauung keine 

Verzögerung erfahre — und die bereits zitirten A 109, 111 und 112. 

Vergleiche Z. 244 der Anweisung f. d. g. G. Laut dieses Z. gehören 
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alle das Vermögen betreffenden Ansprüche nnd Streitigkeiten, die aus 

einem in Ehesachen gefällten Spruche entstehen, vor das weltliche Ge¬ 

richt, wofern nicht beide Thcile einftinimig verlangen, dass hierüber vor 

dem Ehegerichte durch einen nach Maßgabe der österr. Gesetze zu fällenden 
schiedsrichterlichen Spruch entschieden werde. 

Eine Berufung auf die höhere Instanz ist iin Sponsalien-Prozesse 

kaum praktikabel — eben im Hinblick auf die ZZ. 110 und 111 der 
Anweisung f. d. g. G. 

Zweites HiuytsM. 
Klulmüfse ltei- GstesMefMg. 

Erster Abschnitt. 
Won öen krvchcichen Kinöernifsen einer 

gittigen GHsschtießung. 

8- io. 
Von der Fähigkeit zur Eheschließung. Von den Ehehiuder- 

nissen überhaupt. Ihre Eintheilung. 

Der Z. 11 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Das Vorhanden¬ 

sein der Ehe wird durch die beiderseitige Einwilligung bewirkt, insofernc 

dieselbe von Personen, welche zur Eingehung der Ehe befähigt sind, und 

zwar (beziehungsweise) in der vorgeschriebenen Form gegeben wird." 

Also a) die Contrahenten müssen zur Eingehung der Ehe befähiget 

sein; b) sie müssen in die Ehe beiderseitig einwilligen; o) diese 

Einwilligring muß dort, wo das (lonoiliuw Irlcisutinurn publicirt ist, 

in der durch dasselbe (ssks. 24 äa rok. nratr. aax. 1) vorgeschriebcnen 

Form erklärt werden. Nach diesen drei Richtungen kann es Hinder¬ 

nisse der Eheschließung geben, welche nach der Bestiinmung der Kirche 

ihrer Giltigkeit im Wege stehen. Es gibt aber auch Bestim¬ 

mungen, von deren Beobachtung zwar nicht die Giltigkeit, wohl 

aber die Erlaubtheit der Eheschließung abhängt. Der Abgang eines 

2* 
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gesetzlichen Erfordernisses zur giltigen oder erlaubten Eheschließung 

zweier^ Personen verschiedenen Geschlechtes heißt überhaupt Ehehin¬ 

dern iß. — Die vorzüglichste Eintheilung ist die in trennende und 

verbietende Ehchindcrnisse. Jene, die Hindernisse der Giltigkeit 

(impMniouta äirimsntia — irritautia) hindern das Zustandekommen 

einer giltigen Ehe; diese, die Hindernisse einer erlaubten Eheschlie¬ 

ßung (impöäimsutg. iinxsäisiitig.) bewirken, daß die Ehe zwar giltig, 

aber unerlaubt cingegangen würde. Die trennenden Ehehindernisse 

zerfallen wieder in absolute oder respective. Jene benehmen 

gewissen Personen die Fähigkeit mit was immer für Personen 

anderen Geschlechtes eine Ehe zu schließen z. B. die höheren Weihen, 

feierliche Ordensgelübde, absolute Impotenz; diese benehmen ihnen 

die erwähnte Fähigkeit nur hinsichtlich gewisser Personen z. B. 

Verwandtschaft, Schwägcrschaft, relative Impotenz. Die trennenden Ehe- 

hindcrnissc sind ferner entweder natürliche oder positive, je nachdem 

sie auf dem Mangel eines Erfordernisses beruhen, welches durch das 

natürliche Vernunftgesetz z. B. Jrrthum in der Person, oder 

Sittcngcsetz (z. B. Blutsverwandschaft im ersten Grade gerader 

Linie); oder durch eine positive göttliche oder kirchliche Anordnung 

als zur giltigen Eheschließung gehörig bezeichnet wird. 

Eine andere Eintheilung ist jene in Ehehindernisse des öffent¬ 

lichen und des Privatrc chtes. Diese berücksichtigen zunächst das 

Wohl einzelner Personen, und haben in der Regel in dem 

Mangel der erforderlichen wechselseitigen Einwilligung in die Eheschlie¬ 

ßung ihren Grund z. B. das Ehehinderniß des Jrrthums. der Furcht 

und des Zwanges. Jene aber berühren das öffentliche Wohl und 

Interesse der gesammten Kirche. Diese Eintheilung ist von Wichtigkeit 

bei der Bestreitung der Giltigkeit der Ehe, und bei der Convalidation 

einer ungiltig geschlossenen Ehe. 

Bei der Erwirkung von Ehedispcnsen und bei der Convalidation 

ist von Bedeutung die Eintheilung in bekannte und geheime Ehe¬ 

hindernisse. Ein impsciimsntum oeoulturn im juridischen Sinne ist 

jenes, welches nicht unter den rechtlichen Begriff von Publicität fällt. 

Wie groß die Anzahl der Personen sein dürfe, die darum wissen, daß 

das Ehehinderniß noch als geheimes gelten könne, hängt von Umständen 

ab. Man kann also nicht apodictisch die Zahl angeben. Ueberhaupt 

darf von dem Ehehindcrnisse nur eine so geringe Anzahl Anderer wissen, 

daß sich mit Grund annehmen läßt, eine weitere Kundmachung sei durch 
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ihre Kenntniß davon nicht zu besorgen. Der kirchenurkundliche Aus¬ 

druck: äuwinoilo inixsckimöntulli ornniino oeeultum sit, äuinlliocko 

xluns iZ-norutur, bedeutet, daß das Hindcrniß nur den Thätern, die 

es mit einander contrahirt haben, und höchstens noch deren Beichtvater 

bekannt sei. Es darf vernünftiger Weise nicht vorauszusetzen sein, daß 

das jetzt geheime Ehehinderniß in kurzer Zeit öffentlich bekannt werde. 

Bei einem bekannten Ehehindernisse hat entweder eine notoristas zuris 

oder luoti statt; je nachdem das Hinderniß schon gerichtlich ver¬ 

handelt wurde, oder durch Zeugenaussagen bewiesen werden kann. 

Wir handeln in dem zweiten Hauptstücke zuerst von den soge¬ 

nannten trennenden Ehchindernissen. 

(A n m erkung. Die kirchlichen Hindernisse der Giltigkeit fassen 

folgende Verse zusammen: 

Lrror, oonältio, voturn, eoAnutio, orimon; 
Oultus äisparitus, vis, oräo, liAUwsu, ironostus; 
^.otus, ukünis, si olunässtinus, ot imxos; 
8i rnulior sit ruxtu, loeo nov roääitL tuto. 
II3.66 kuoiönäu vetuut oounubia, suota ratraotaut.) 

Daß nur die Kirche trennende Ehehindernisse aufzustellen das 

Recht habe, wurde schon gesagt. (Z. 2 und 4.) lieber die Habilität 

zur Eheschließung im Allgemeinen spricht sich Z. 12 der Anweisung 

f. d. g. G. also aus: „Zur Schließung einer Verbindung, welche wahr¬ 

haft eine Ehe ist, sind Alle und nur Jene unfähig, welche das Gesetz 

Gottes und der Kirche hiezu unfähig erklärt." 

Wir führen die einzelnen Ehehindernisse in den folgenden M. nach 

der Reihenfolge der Anweisung s. d. g. G. auf. Einige dieser Ehe¬ 

hindernisse kennt das jetzige bürgerliche Ehcrccht wieder nicht z. B. das 

impöäiinsntuin oonckitiouis; der geistlichen Verwandtschaft; einige wohl 

ebenso wie das kirchliche z. B. das Ehehinderniß der Verwandtschaft im 

1. und 2. Grade; einige mit anderen Modalitäten z. B. Ehebruch, 

Gattenmord. Einige früheren s. g. bürgerlichen Ehe Hinder¬ 

nisse, die während der Concordatszeit nicht als trennende galten, be¬ 

stehen nun als solche wieder z. B. Mangel an wenigstens einmaligem 

Aufgebot, Minderjährigkeit, kro koro soelssiag sind sie Ehe-V e rbot e. 

In Folge der neuen staatlichen Ehegcsetzc muß also freilich wieder 

der Unterschied gemacht werden ») zwischen eigentlich rein kanoni¬ 

schen oder kirchlichen Ehehindernissen der Giltigkeit, d. i. solchen, 

welche nur das Kirchengesetz aufstellt z. B. Verwandtschaft im dritten 
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und vierten Grade der Seitenlinie; geistliche Verwandtschaft, u. s w. 

dann K) den rein bürgerlichen Ehehindcrnisscn, d. i. jenen, die 

nur das StaatSgcsctz aufstellt, und die zwar eine Eheschließung nicht in 

soro soelösig-s ungiltig machen, wohl aber erkennt der Staat den 

mit einem solchen Hindernisse geschlossenen Ehen die bürgerlichen Rechts¬ 

wirkungen nicht zu z. B. Minderjährigkeit, Militärstand; endlich o) den 

s. g. gemischten Ehehindcrnissen d. i. solchen, die sowohl die Kirche 

als auch der Staat als trennende aufstellt z. B. Verwandtschaft im 

1. und 2. Grade der Seitenlinien kanonischer Berechnung. 

Vergleiche „die Weisungen" clclto. 5. August 1868, Punkt 2 „Allge¬ 

meiner Grundsatz: Wer eine Ehe schließen könne." 

8- 11- 

Das Ehehinderniß des Mangels der Fähigkeit zur 

Einwilligung. 

Paragraph 13 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Wahn¬ 

sinnige, Rasende, Kinder und überhaupt Alle, welche zur Leistung einer 

Einwilligung, wie sie durch die Natur des Verhältnisses gefordert wird, 

unfähig sind, vermögen keine Ehe zu schließen." Viäs Weisungen ciäto^ 

5. August l868 Punkt 3 „Ehehinderniß des Wahnsinnes". 

Das bürgerliche Gesetzbuch besagt im Z. 48 im gleichen Sinne: 

„Rasende, Wahnsinnige, Blödsinnige und Unmündige sind außer Stande, 

einen giltigen Ehevertrag zu errichten." 

Die Contrahcnten nämlich müssen die Ehe mit vollem Bewußtsein 

schließen. — Der Unterschied zwischen Raserei und Wahnsinn besteht 

darin, daß jene sich durch ungestümes äußeres Betragen inanifestirt, dieser 

aber nicht. — Hicher gehört auch Verrückheit, Irrsinn, Tollheit, Sinnes¬ 

verwirrung, volle Bcrauschtheit. — Eine während der lueiäs. intsrvalla 

cingegangcnc Ehe wäre als giltig anzusehen. Das besprochene Ehc- 

hinderniß ist ein Hinderniß des öffentlichen Rechtes, ein natürliches, ab¬ 
solutes und indispensables. 

8- 12. 

Jrrthum in der Person. 

lieber dieses privatrechtliche und gleich dem vorigen im natürlichen 

Gesetze begründete Hinderniß äußert sich Z. !4 der Anweisung f. d. g. G- 



23 

„Bei dem Obwalten eines Jrrthumes, welcher die Person des künftigen 

Ehegatten betrifft oder auf die Person zurückfällt, wird keine Einwilligung 

gegeben lind hiemit auch keine Ehe geschlossen. Nur der Jrrthuin in 

einer Eigenschaft, welche die einzige Bezeichnung der Person des künftigen 

Ehegatten ist, fällt auf die Person zurück." Wesentlich dasselbe enthält 

Z. 57 des bürgl. Gesetzbuches: „Ein Jrrthuin macht die Einwilligung 

in die Ehe nur dann ungiltig, wenn er in der Person des künftigen 

Ehegatten vorgegangen ist." 

Denn ihrem Begriffe zu Folge ist die Ehe nur möglich mit Einer 

Person; diese muß daher eine individuell bestimmte sein. 

Daß der srror xorsonris ein trennendes Ehehinderniß sei, ist nie 

bezweifelt worden. Es macht keine Ausnahme, ob der Jrrthum ein 

selbst verschuldeter war, ob ein übersteiglicher oder unübersteig- 

licher u. d. gl. Durch den Jrrthum in einer oder mehreren Eigen¬ 

schaften Einer Person wird die Giltigkeit der Ehe nicht berührt, 

also nach dem kirchlichen Ehegesetze auch nicht durch die Schwangerschaft 

der Braut von einem Dritten, von welcher der Z. 58 des A. B. G. 

handelt, und von welchem ausführlicher im Z. 38. 

Bon der Regel, daß der srror gnulitutis die Giltigkeit der Ehe 

nicht berührt, gibt es nur 3 Ausnahmen. Er macht nämlich die Ehe 

ungiltig 1. als iwxsäimöntnm oonäitionis, wovon im 

nächsten Z. abgesondert die Rede ist; 2. wenn irgend eine Eigenschaft der 

Person bei der Eheschließung zur Bedingung der Giltigkeit der 

Ehe gemacht wurde (sorvatis borvuuäis) und diese Bedingung nicht 

erfüllt wurde; 3. wenn der error gualitatis als srror in psrsona 
erscheint. 

Das unter 2. Gesagte ist nur selten unter gewißer Vorsicht 
zuläßig. 

Wann hat aber das unter 3. Bemerkte statt? Nach Z. 14 der 

Anweisung f. d. g. G. wenn die Eigenschaft, in der sich der Contrahcnt 

irrt, die einzige Bezeichnung der Person des künftigen Ehegatten ist, 

— so, daß er also wirklich eine ganz andere Person zur Ehe er¬ 

hält, als welche er haben wollte. Dies kann z. B. geschehen, wenn die 

Heirath schriftlich oder durch einen Bevollmächtigten verhandelt wird, 

und der Brautwerber die Person, die er ehelichen wollte, nicht kennt, 

sondern sie nur durch eine individuelle Eigenschaft bezeichnet, welche er 

von ihr erfahren hatte z. B. aus mehreren Töchtern des will er die 

20jährige, bekommt aber die 30jäh rige — also eine andere Person. 
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Bezüglich des Bestrcitungsrechtes der Giltigkeit einer unter dem 

Einflüsse des Jrrthums geschlossenen Ehe lautet H. 116 der Anweisung 

f. d. g. G. also: „Wegen Jrrthum und widerrechtlichem Zwange kann 

die Ehe nur von dem Gatten, welcher sich im Jrrthume befand, oder 

dem widerrechtlichen Zwange unterlag, bestritten werden. Sein Be¬ 

streitungsrecht erlischt, wenn er, nachdem er seines Jrrthumes inne ge¬ 

worden ist, oder nachdem eine Furcht, wie sie zur Entkräftung der Ein¬ 

willigung hinreicht, ausgehört hat, die eheliche Pflicht freiwillig und 

wissentlich leistet, oder auch, ohne daß dieser Umstand kann bewiesen 

werden, das eheliche Zusammenleben sechs Monate freiwillig fortsetzt." 

Bei dem Hindernisse des JrrthumS ist, eben weil es ein natürliches 

Ehehindcrniß ist, eine Dispens, (welche etwa der nicht irrende Theil 

wünschen würde; — denn der irrende braucht ohnehin keine, weil es 

nur von ihm abhängt, einzuwilligen — (vcrg. Z. 93 der Anweisung f. 

d. g. G.) und eine sanatio in rallieo nicht zuläßig. 

8- 13. 

Jrrthum in Betreff des Sklavenstandes. Iiuptztlinitzntum 
eoiulitioim. 

Die Anweisung f. d. g. G. sormulirt im Z. 15 dieses Hinderniß 

also: „Sollte eine freie Person mit einem Sklaven oder einer Sklavin 

in der Meinung, dieselben seien Freie sich verheirathen, so wäre die Ehe 
ungiltig." 

Zwar besteht in Europa, insbesondere in Oesterreich, die Sklaverei 

nicht — laut Z. 16 des A. b. G. erlangt jeder Sklave Freiheit, sobald 

er das österreichische Staatsgebiet betritt — doch ist cs immerhin möglich, 

daß vor einem österr. Ehegerichte der Fall des Ehehindernisses des 

Sklavenstandes zur Verhandlung käme. Z. B. wenn eine nach den süd¬ 

lichen nordamerikanischen Unionsstaaten oder überhaupt dorthin, wo die 

Sklaverei noch zu Recht besteht, ausgewanderte Oesterreicherin dort einen 

entflohenen Sklaven, der sich für einen Freien ausgab, geehelicht hätte, 

dieser aber sodann auf Grund bestehender Verträge an seinen Herrn 

ausgcliefert worden wäre; und die nach Oesterreich zurückgekehrte Gattin 

hier, um eine neue Ehe schließen zu können, die Giltigkeit ihrer früheren 
Ehe bestreitet. 

Der innere Grund dieses Ehchindernisses liegt darin, weil die 

Möglichkeit auf ausschließliche Gemeinschaft der körperlichen Verei- 
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nigung nicht absolut vorhanden ist — also in Bezug auf den sich ir¬ 

renden Freien ein nothwendiges Object des Consenses fehlt, 

welcher Mangel die Einwilligung aufhebt. 

Das besprochene Ehehindcrniß ist in Betreff des Bestreitungs- 

rechtcs und der Convalidation u. d. gl. mit dem Hindernisse des Jrr- 

thums in der Person gleich zu behandeln, und ist ebenso ein privat- 

rechtliches wie dieses. 

8- 14. 

Unvermögen zur Leistung der ehelichen Pflicht (Impotenz). 

Bei der Eingehung einer Ehe hat eine tiauslatw äominü in eorpus 

all aotns sx so aä Aonörutlonsiu prolis axtos statt; weshalb nur jene 

Personen zur Schließung einer Ehe befähiget sind, gni sunt all talos 

aetns nxti. Die Anweisung f. d. g. G. drückt dies Hinderniß im 

Z. 16 so aus: „Ein unheilbares Unvermögen zur Leistung der ehelichen 

Pflicht hindert die Giltigkeit der Ehe, wenn es bei der Eingehung der¬ 

selben bereits vorhanden war." Der diesbezügliche Paragraph des A. b. 

Gesetzbuches lautet: „Das immerwährende Unvermögen, die eheliche 

Pflicht zu leisten, ist ein Ehehinderniß, wenn es schon zur Zeit des ge¬ 

schlossenen Ehevertragcs vorhanden war. Ein blos zeitliches, oder ein 

erst während der Ehe zugestvssenes Unvermögen kann das Band der 

Ehe nicht auflösen." Man sieht, daß zwischen dem kirchlichen und bür¬ 

gerlichen Ehehindernisse der Impotenz keine wesentliche Differenz obwaltet. 

Iinpotontla, als trennendes Ehehinderniß, non ost iinpotontia A s- 

norancki, ssä irnpotsntia o oön n cki son psrckioioncli oopulnni 

oonjnAnlöin por ss nptain nä ^snsranäum. Es gilt gleich, ob 

der Mann oder die Frau impotent ist. Die Unfruchtbarkeit (stsrilitas) 

bildet also noch keinen Annulirungsgrund. 

Wie der Wortlaut des angeführten Z. 16 der Anweisung f. d. g. 

G. darthut, ist die Impotenz nur beim Zusammentreffen zweier Be¬ 

dingungen ein irritirendes Ehehinderniß. Nämlich «) wenn sie eine 

unheilbare (beständige) ist und ö) wenn sie eine nntsoscksns ist, 

d. i. wenn sie bei Eingehung der Ehe bereits vorhanden war; also darf 

sie nicht erst nach Schließung derselben entstanden sein — eine sudss- 

guons sein. Uebrigens gilt es gleich, ob sie eine absolute oder 

respective ist, d. i. ob sie unfähig macht oum guaoungus psrsona 

altsrius ssxus, oder blos oum ckstsrwinuta guaäain xsrsona ooxulain 



26 

poriiLörs. Als eine beständige Impotenz wird jene angesehen, welche 

entweder auf keine moralisch erlaubte Weise, oder nur mit offenbarer 

Gefahr des Lebens gehoben werden kann. Der Beweis hierüber muß 

von Sachverständigen (Acrzten, Hebammen) geführt werden. Der Grund 

der zweiten Bedingung liegt darin, daß wenn die Contrahenten i m 

Augenblicke der Eheschließung die geistige und körperliche Fähig¬ 

keit zur Ehe haben, und den dazu erforderlichen Willen erklären, das 

Band unauflöslich geknüpft ist. Wenn die impotontia psrpötua 

der Ehe vorangeht, so macht sie die Ehe ungiltig, mag der potente Ehe- 

theil davon gewußt haben oder nicht. 

Dieses Ehehinderniß ist ein natürliches. Eben als ein solches 

gehört es eigentlich unter die des öffentlichen Rechtes; ist aber 

doch, wegen seiner Unzugänglichkeit für jeden Dritten, (in der Regel) 

cks kaeto dem Privatwillen der Contrahenten anhcimgestellt. Sobald 

es ein imMimsntum xubliouin wird, d. i. in die Oeffentlichkeit 

hinaustritt, muß es als ein Hinderniß des öffentlichen Rechtes 

behandelt werden d. h. es muß die Ungiltigkeits-Erklärung von Amts¬ 

wegen eingeleitet werden — sonst freilich nicht, was auch Z. 118 der 

Anweisung f. d. g. G. besagt. „Wegen des Unvermögens zur Voll¬ 

ziehung der Ehe können, wenn dasselbe kein offenkundiges ist, nur die 

Gatten um Ungiltigerklärung einschreiten." 

Die in einer wegen Impotenz ungiltigen Ehe lebenden Gatten 

dürfen die eheliche Gemeinschaft nicht eigenmächtig aufhebcn. So wie 

es Pflicht des Seelsorgers ist, sobald er zuv erläßt ge Kenntniß erhält, 

daß eine impotente Person eine Ehe schließen will, alle in seinem 

Amte liegenden erlaubten Mittel (zumal im Beichtstühle) zur Ver¬ 

hütung der ungiltigen Eheschließung anzuwenden; eine ebenso strenge 

Pflicht liegt ihm ob (insbesondere wieder als Beichtvater) — aber nur 

bei vollster Gewißheit von dem Vorhandensein des im- 

psäimöntuiri impotontias — die gesetzliche Trennung 

der in der ungiltigen Ehe Lebenden, so viel an ihm liegt, und sobald 

als thunlich, zu veranlassen. Daß er in einer so delikaten Sache äußerst 

vorsichtig zu Werke gehen müsse, versteht sich von selbst. Er wird den 

etwa über die Impotenz des anderen sich im Beichtstühle beschwerenden 

Ehetheil auf die Schwierigkeit des Beweises, und auf die höchst traurigen 

Folgen Hinweisen, welche eintretcn würden, wenn der Beweis nicht voll¬ 

ständig geführt, und somit die Ehe vor dem Ehegerichte nicht als un¬ 
giltig erklärt werden könnte. 

X 
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Anlangend das Bestreitungsrccht der Ehegatten (okr. den citirten 

8. 118 der Anweisung f. d. g. G.) hat der Umstand, ob die Ehegatten 

oder Einer derselben zur Zeit der Eheschließung von der Impotenz ge¬ 

wußt haben oder nicht, ebenso wenig darauf einen Einfluß, als die Länge 

der Zeit, während welcher die Verbindung bereits besteht; auch erlischt 

dasselbe nicht weder durch ausdrückliche noch stillschweigende Verzicht¬ 

leistung. Für das Ehegericht ist bei einer diessälligen Verhandlung 

Norm insbesondere ß. 174 der Anweisung f. d. g. G., wo von den 

Beweismitteln die Rede ist. Zu vergleichen sind hiebei A 169, 

148, 171, 149, 150; insoferne es sich um das Gutachten von Sach¬ 

verständigen handelt, sind zu beachten die ßß. 158, 166, 167 der An¬ 
weisung f. d. g. G. 

Bon der Regel, daß das Gesuch um Ungiltigkeitserklärung vom 

Ehegerichte abzuweisen sei, wenn es zweifelhaft bleibt, ob das Unver¬ 

mögen ein unheilbares und der Ehe vorhergegangenes sei, kann, wie es 

im Z. 175 der Anweisung f. d. g. G. heißt, eine Ausnahme statt haben 

unter den dort angeführten Bedingungen und Uniständen. 

Wenn die Impotenz eine absolute ist, so muß das ehegerichtliche 

Urthcil dem impotenten Theile ausdrücklich die Eingehung einer jeden 

Ehe mit Wem immer für die Zukunft untersagen; ist aber die Im¬ 

potenz eine relative, so hat jeder Theil das Recht, eine andere, 

seinen individuellen Zuständen entsprechendere Ehe einzugehen. Vicks 

Z. 198 der Anweisung f. d. g. G. „Derjenige, auf dessen für 

schlechthin und unheilbar erklärtes Unvermögen das Urthcil der Nichtig- 

keit gegründet ist, darf zu keiner Verehelichung zugclasscn werden." 

Eben in diesem H. heißt es weiter: „Wofern sich später, wie immer, 

ergibt, daß (nämlich derjenige, auf dessen für schlechthin und unheilbar 

erklärtes Unvermögen das Urtheil der Nichtigkeit gegründet ist) zu 

Vollziehung der Ehe fähig sei, tritt seine frühere Ehe wieder in Kraft" — 

weil die Ehe unauflöslich ist, und im richterlichen Urtheile ein Jrr- 

thum unterlaufen ist. Ist aber z. B. die relativ impotente Frau 

mittels einer zweiten Ehe fähig gemacht worden, ihrem ersten Manne 

beizuwohnen, so ist sie doch weder berechtiget noch verbunden, zu demselben 

zurückzukehren; denn die erste Ehe war wegen immerwährender (obschon 

nicht absoluter) Impotenz ungiltig; die zweite sohin giltig ge¬ 

schlossen worden. Es bleibt nämlich immer wahr, daß wenn sie 

mit ihrem früheren Manne gelebt hätte, es ihnen beiden beständig 
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physisch und moralisch unmöglich gewesen wäre, das Unvermögen zur 

Beiwohnung zu heben. 

Von einer Convalidation kann hier nicht Rede sein, weil die Ehe 

an sich schon entweder giltig oder ungiltig ist, inithin ini ersten Falle 

eine Convalidation nicht nöthig, im zweiten aber nicht möglich ist. Ver¬ 

gleiche „Weisungen" Punkt 9 „Ehehinderniß des Unvermögens". 

8- 15. 

Unmündigkeit (impkäimontWi llMtik). 

Daß Kinder vor zurückgelegtem siebenten Lebens-Jahre nicht fähig 

seien, eine Ehe zu schließen, folgt schon daraus, weil sie keine giltigen 

Eheverlöbnisse eingehen können (viäo Z. 6). Dies ist auch im Z. 13 

der Anweisung f. d. g. G. ausgesprochen (viäs Z. 11). 

Aber nicht blos die Kinder, sondern auch die Unmündigen 

(impullsros) sind unfähig zur Eheschließung. Unmündig aber sind nach 

dem kanonischen Rechte Knaben, welche das 14. und Mädchen, welche 

das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Das bürgerliche 

Gesetz unterscheidet diesfalls nicht Personen des männlichen und weib¬ 

lichen Geschlechtes und nennt im Z. 21 d. A. b. G, Unmündige Jene, die 

das 14. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben. Die Anweisung f. 

d. g. G. formulirt das Ehehinderniß der Unmündigkeit im Z. 17 also: 

„Da Knaben; welche das 14. und Mädchen, welche das 12. Jahr noch 

nicht vollendet haben, in der Regel weder die körperliche Befähigung zur 

Ehe besitzen, noch im Stande sind, die Bedeutung der ehelichen Ver¬ 

bindung nach Gebühr einzusehen, so wird von Rechtswegen vorausgesetzt, 

daß sie unfähig seien, sich zu verehelichen. Wenn es aber jemals ge¬ 

schehen sollte, daß Solche, welche dies Alter noch nicht erreicht haben, 

die körperliche und sittliche Befähigung zur Eingehung der Ehe besässen, 

so könnten sie demungeachtet, wofern sie hierüber nicht von dem Bi¬ 

schöfe des Kirchcnsprengcls oder von dem apostolischen Stuhle selbst einen 

bestättigenden Ausspruch erhalten hätten, keine Ehe schließen." 

Der schon citirte tz. 48 des A. b. Gesetzbuches aber sagt ganz 

einfach und unbedingt: „Unmündige sind außer Stande, einen giltigen 

Ehevertrag zu errichten." 

Das kirchliche impollirnsntuni uotutw beruht demnach auf dem 

rechtlich angenommenen Mangel der zum Eheconcense nothwendigen 

geistigen Reife und der zur Ehe erforderlichen körperlichen Entwicklung. 
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Beim Mangel des zum Eheconcensc nothwendigen Vernunftge¬ 

brauches kann von einer Dispens keine Rede sein, weil derselbe schon 

nach dem natürlichen Rechte absolut erforderlich ist zur Ehe¬ 

schließung; wohl aber könnte in den Fällen, wo die geistige Reife 

früher als die körperliche eintritt, schon vor dem Eintritte dieser 

letzteren mit Dispens des apostolischen Stuhles eine gütige 

Ehe geschlossen werden, weil nur die impotöntia, xorpotna. nach dem 

Naturrechtc ein vernichtendes Ehehinderniß bildet. Jedoch ist in derlei 

Fällen das eheliche Zusammenleben vor dem Eintritte der noth¬ 

wendigen körperlichen Entwicklung nicht gestattet. 

Hinsichtlich der schon geschehenen Eheschließung der Unmündigen 

gilt der Grundsatz: irmlitia supplst astatsm. Wenn demnach eine 

Ehe (von geistig reifen Personen) vor dem Alter der Mündigkeit ge¬ 

schlossen ist, und die ooxula, oarimlis wirklich vor dem Eintritte der 

Pubertät erfolgt, so ist die Ehe gütig; denn in diesem Falle fällt die 

gesetzliche Präsumtion der körperlichen Unreife hinweg. 

Bezüglich der erst zu schließenden Ehen der Unmündigen verfügt 

der obcitirte Z. 17 der Anweisung für d. g. G.: „Wenn es aber 

jemals geschehen sollte, daß Solche, welche dies Alter noch nicht erreicht 

haben, die körperliche und sittliche Befähigung zur Eheschließung besäßen, 

so könnten sie demungeachtet, wofern sie hierüber nicht von dem Bi¬ 

schöfe des Kirchen-Sprengels oder von dem apostolischen Stuhle selbst 

einen bestättigenden Ausspruch erhalten hätten, keine Ehe schließen." 

Hiebei handelt es sich nicht um eine Dispens, sondern um die auc- 

toritative Erklärung, daß die in dem Gesetze selbst vorhergesehene 

rein factische Ausnahme in der That vorliege; daß also nach der Be¬ 

stimmung des Gesetzes selbst in dem vorliegenden Falle die Ein¬ 

gehung der Ehe ausnahmsweise gestattet sei. Doch ist, wie aus dem 

früher Gesagten erhellt, diese auctoritative Erklärung des zuständigen 

kirchlichen Richters in den Ausnahmssällen frühzeitiger geistiger und 

körperlicher Reife nur zur erlaubten, nicht aber auch zur giltigen 

Eheschließung erforderlich. Es ist demnach das gesetzliche iruxeäi- 

msiitum uotatis nur ein bedingt vernichtendes Ehehinderniß, 

nämlich msi nmlitia suxplsat aotatom. Zur Hintanhaltung vor¬ 

zeitiger Ehen verfügt Z. 72 der Anweisung f. d. g. G.: Es ist Vor¬ 

sorge zu treffen, daß die Ehen Derer verhindert werden, welche zwar das 

14. und beziehungsweise das 12. Jahr vollendet, aber noch nicht das Alter 

erreicht haben, in welchem nach Maßgabe des Landes und Stammes die 
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Fähigkeit, die Ehe mit gehöriger Ueberlegung zu schließen, und die kör¬ 
perliche Reife cinzutreten Pflegt." 

Hinsichtlich des Bestreitungsrechtes ist Z. 119 der Anweisung f. d. 

g. G. zu beachten: „Die Giltigkeit einer Ehe, welcher das Hinderniß der 

Unmündigkeit im Wege steht, soll nach cingetretencr Mündigkeit nur auf 

Einschreiten des Gatten, welcher bei Schließung der Ehe unmündig war, 

in Untersuchung gezogen werden." So lange aber die Mündigkeit nicht 

eingetreten ist, wird von Amtswegen gegen die Giltigkeit der Ehe 

eingeschritten werden müßen. Das kirchl. imxöäimontum kwtgUs kann 

also sowohl als ein Hinderniß des öffentlichen als auch des 

Privat recht es zu betrachten sein. 

Anlangend die Eonvalidation einer mit dem impöciimsnkum 

uotatis geschlossenen Ehe gilt ebenfalls Z. 92 der Anweisung f. d. g. G. 

„Wenn ein Hinderniß ohne Nachsichtserklärung durch eine thatsächliche 

Veränderung erloschen ist, so sott den Gatten aufgetragen werden, die 

Erklärung der Einwilligung vor dem Pfarrer und zwei Zeugen zu er¬ 

neuern, anßer wenn etwa der Umstand, daß zur Zeit der Eheschließung 

ein Hinderniß obwaltete, gänzlich verborgen und daß darüber ein Be¬ 

weis hcrgestellt würde, nicht zu befürchten wäre; denn dann kann den¬ 

selben gestattet werden, die Einwilligung unter sich zu erneuern." Daß 

also in Falle, wenn ämtlich eingeschritten worden war, eine s. g. ge¬ 

heime Convalidation nicht genüge, ergibt sich von selbst. 

8- 16. 

Widerrechtlicher Zwang. (Furcht und Zwang, vi8 Mtu8.) 

Die Einwilligung in die Ehe muß eine freie sein, sonst ist sie 

null und nichtig. Die Freiheit erscheint aber vorzüglich dann beirrt, 

wenn die Einwilligung bei einer oder bei beiden Brautpcrsonen durch 

die Anwendung von Furcht und Zwang erzielt worden ist. Des¬ 

halb bestimmt Z. 18 der Anweisung f. d. g. G. „Eine Einwilligung, 

zu welcher Jemand von Wem immer durch die widerrechtliche Zufü¬ 

gung oder Androhung eines großen und unvermeidlichen Nebels ver¬ 

mocht wird, reicht nicht hin, um das Band der Ehe zu knüpfen." Der 

Z. 55 des A. b. G. aber lautet: „Die Einwilligung zur Ehe ist ohne 

Rechtskraft, wenn sie durch eine gegründete Furcht erzwungen worden 

ist. Ob die Furcht gegründet war, muß aus der Größe und Wahr- 
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scheinlichkeit der Gefahr und aus der Leibes- und Gemüthsbeschaffenheit 
der bedrohten Person bcurtheilt werden." 

Vorerst erörtern wir einige nothwcndigen Begriffe. Unter Zwang 
versteht man äußere Nöthigung. Die Furcht ist entweder ein 
instus §rg,vi8 oder lg vis. Nstns §ravis ist wieder absolut s 
Gravis, <M virum stiam ooustautoiu (einen Mann von ruhigen und 
besonnenen Character); voi rosxootivo Gravis, gut guosäaiu xsr 
aooiäous (z. B. wegen natürlicher Furchtsamkeit, hohen Alters, weib¬ 
lichen Geschlechtes u. d. gl.) xotoutius oououtsro ot ooiuiuovoro 
solst. Um sagen zu können, raoturu oaäoro in virum ooustautsm, muß 

a) das bevorstehende Uebel, welches gefürchtet wird, objectiv be¬ 
trachtet (also nicht blos in der subjectivcn ungegründetcn An¬ 
schauung des Fürchtenden) ein mal um §ravs sein, also: mors, 
mutilatio, Aravos in oorxors oruoiatus, §rav68 vorboratiouos, 
sorvitus, oxLOmmumoatio (iuiusta), oaxtivitas, oxilium, oarosr 
ckiuturuus, stuxrum vioioutum, amissio bonorum mgAm mo- 
mouti aut status, iukamia immiusus sibi aut xroximis oo- 
Auatis oto. 

d) Der Fürchtende muß einen vernünftigen Grund haben, 
das Eintreten des ihm nur erst angedrohten Ucbcls zu ge¬ 
wärtigen. 

o) Der Drohende muß die Macht haben, seine Drohung aus¬ 
zuführen. 

ri) Er muß dies wirklich schon wann gethan haben (miuas in 
ooliom Sonors mali oxogui solitus sit). 

e) Der Fürchtende muß dem Uebel nicht leicht ausweichen können. 
Sonst ist motus ein lovis. Z 

Der sogenannte motus rovoroutialis z. B. des Kindes vor 
seinen Eltern, die es durch die Verweigerung der Einwilligung nicht 
beleidigen will, u. d. gl. für sich allein genügt nicht zum Ehe¬ 
hindernisse. 

Die Furcht wird ferner unterschieden: motus uaturalis (ab iu- 
triussoo), gui xrovouit a oausa uaturali uou libsra; und motus i u- 
oussus (ab sxtriusooo) und zwar entweder susto inoussus oder 

st Kutschker, Eherecht Bd. IV. MA. 495 ist mit dem, daß auch ei» den nächsten 
Anverwandte» angedrohtes großes Uebel (rnalnnr Arnvo) hinreiche, nicht ein¬ 
verstanden. 
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ii^usts, je nachdem der Drohende hiezn ein Recht hat (z. B. Mar 

violatas tillas) oder nicht. Auch kann die Furcht jein ein mstus ä i- 

r 6 6 ta oder non (11 roots n«t notuin <^N6M«tam InoussnZ. — 

Damit die Furcht auf die Ehe einen irritirenden Einfluß ausübe, müssen 

3 Bedingungen zusammentreffen laut des obcitirten Z. 18 der Anweisung 

f. d. g. G. «) Das zugcfügte oderangedrohte Nebel muß ein großes 

(innluin Arnvo) sein; ö) die Zufügung oder Androhung desselben 

muß eine widerrechtliche sein (die der Furcht zu Grunde liegende 

Handlung muß eine nn gesetzliche, widerrechtliche sein); <-) sie muß 

zu dem Zwecke, uin zu der Ehe zu nöthigen (den Ehcconsens 

zu erzielen) statt haben; also nicht zu einem anderen Zwecke. Uiliil 

rolort, ntrurn instus inlorntnr psr oontrnlwntsin «iro nl)8gu6 ojns 

oulxa ot soiontin xsr guemoungno aliuw. Auch ändert cs an der 

Sache nichts, wenn der Ehcconsens durch einen Eid erhärtet war. 

Dies iinMiinsntuin vis st mstus ist ein natürliches Ehe- 

hinderniß — deshalb ein indispensables; ferner ein privatrechtliches. 

Bezüglich des Bestreitungsrcchles ist der schon bei dem Ehehindcr- 

nisse des Jrrthums (Z. 12) angezogene Z. 116 der Anweisung f. d. g. 

G. zu beachten. — Was den Beweis betrifft, daß nicht durch die 

freiwillige Leistung der ehelichen Pflicht nach Aufhören der Furcht das 

Bestrcitungsrecht erloschen sei, kommen (für das Ehegericht) die HZ. 

170 und 171 der Anweisung f. d. g. G. in Betracht. Sie lauten " 

8- 170: „In wie ferne zum Beweise eines Umstandes, von welchen, 

das Bestreitungsrecht abhängt, ein Eid des die Ehe bestreitenden Gatten zu- 

läpig sei, hat das Ehegericht von Fall zu Fall in Erwägung zu ziehen 
und zu entscheiden." 

8- >71: „Wenn die Beschaffenheit des Hindernisses das öffentliche 

Einschreiten ausschließt, so kann ein Eid des die Giltigkeit behauptenden 

Gatten als Beweis für die Ehe zugelassen werden." 

Hinsichtlich der C o n va li da t i o n einer wegen des Hindernisses 

des widerrechtlichen Zwanges nngiltigcn Ehe vicls 88- 93: „Eine Ehe, 

welche wegen verstellter Einwilligung ungiltig ist, muß als convalidirt 

erachtet werden, wenn der, welcher Verstellung übte, in Wahrheit cin- 

gewilliget hat. Dasselbe findet bei einer Ehe statt, welcher Jrrthum 

oder Gewalt und Furcht im Wege stand, sobald der Theil, welcher dem 

Jrrthum oder dem ungerechten Zwange unterlag, nachdem er den Jrr¬ 

thum erkannt, oder seine volle Freiheit wieder erlangt, durch Wort 



33 

oder That eingewilliget hat. Demungeachtet ist es, um jedem Zweifel 

über die erfolgte Einwilligung auszuschließen, auch in diesen Fällen ge- 

rathen, daß die Gatten ihre Einwilligung vor dem Pfarrer und zwei 

Zengen erneuern, und man suche dies zu erwirken, cs sei denn, daß 

eine begründete Besorgniß von Aergerniß oder Gefährdung der Ehe 

obwalte," Hieher gehört auch der schon mehr erwähnte ß. l16 der 
Anweisung f. d. g. G. 

Durch die vom Oonail. ll'ricl. vorgeschriebene Form der Eheschlie¬ 

ßung ist das besprochene Ehehinderniß in seinem Wesen gar nicht berührt; 

nur ist, wenn in Gegenwart des Pfarrers und der Zeugen 

selbst kein Zwang vorkam, der Beweis in der Hinsicht ein schwi e- 

riger, weil bei der Trauung der Consens scheinbar frei ge¬ 
geben wurde. 

8- 17. 

Entführung (iiiiMlMbiitiii» lilMnl). 

In der Fürsorge sowohl für die persönliche Freiheit bei der Ehe¬ 

schließung, als auch für öffentliche Sittlichkeit hat die Kirche das Ehe¬ 

hinderniß der Entführung aufgestellt. Der 8. 19 der Anweisung f. d. 

g. G. sagt hierüber: „Eine Frauensperson, welche zum Zwecke der Ver¬ 

ehelichung entführt worden ist, kann mit dem Entführer, so lange sic 

sich in der Gewalt desselben befindet, keine gütige Ehe cingehen. Ats 

entführt ist jene Frauensperson zu betrachten, welche durch wider sie 

geübten Zwang entweder himveggeführt oder an einen Orte, wohin sie 

durch List gelockt wurde, festgehaltcn wird; inglcichen jene, welche von 

einem Manne, dem sie nicht schon vor der That rechtmäßig verlobt 

war, mit ihrer Einwilligung, doch ohne Vorwissen oder gegen den 

Wille» der Eltern oder Vormünder hinwcggeführt wird." Daraus er¬ 

hellt: Es ist hier der in der Wirklichkeit gewiß nur seltene Fall der 

Entführung eines Mannes durch eine Frauensperson nicht erwähnt. 

Ohnehin hätte darauf der Schlußsatz des 8. 173 der Anweisung f. d. 
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liche Voraussetzung (des ungerechten Zwanges) streitet wider jede Ehe, 

welche von was immer für einer aus was immer für einem 

Grunde entführten Person, bevor sie die volle Freiheit wieder erlangt 

hat, geschlossen wird." 

Auf die Qualität der entführten Person, oder auf den Ruf 

derselben kommt cs nicht an; auch auf das Alter z. B. Unmündigkeit, 

nicht. Es muß, damit ein wirklicher raxtus vorliegc, 

«) eine Entfernung der Person von ihrem gewöhnlichen Aufent¬ 

haltsorte an einen anderen Ort vor sich gehen (rrdäuokio mu- 

liaris äo looo aä looum), wo sie der Gewalt des Entführers un¬ 

bedingt preisgegeben ist. Fehlt dies, so kann dann wohl das 

impttüimsntuin vm ot motus, aber nicht das imxsäimoutum 

raptus vorhanden sein. Also genügt es nicht, wenn z. B. die 

Person nur von einem Zimmer in das andere, oder von einem 

Hause in das nächst gelegene gebracht wird. Der citirtc 

Z. 19 der Anweisung f. d. g. G. will nicht nur jene Person als 

entführt (raxta) betrachtet wissen, welche durch wider sie ge¬ 

übten Zwang hinw eggeführt; sondern auch jene, die an 

einem Orte, wohin sie durch List gelockt wurde, fest gehalten 

wird, was also entweder die Entfernung von einemc Ort an einen 

anderen allein, oder zugleich den unfreiwilligen Aufenthalt an 

dem Orte involvirt, wohin die Entführte durch List gelockt wurde- 

ä) Das impockimkmtum ra-ptus tritt nur dann ein, wenn dem Acte 

der Entführung die Absicht der Eheschließung iutar raptorom 

ot ra.pta. m zu Grunde liegt (alninotio ckirsota sit aä inatri- 

uioinuin) — (also nicht etwa blos lilnäinm oxoraentlao oausa). 

Des anfangs ausgesprochenen Zweckes des Ehehindernisses wegen, 

und weil die äußere That unter die Requisite des Gesetzes 

fällt, spricht die Verm uthu ng für die Annahme der Entführung 

zum Zwecke der Eheschließung, weshalb der Entführer (wenn er 

und die Entführte hernach einander zu ehelichen bereit sind), 

seine anfängliche anderweitige Absicht beweisen muß. 

Deßhalb unterliegen bloße Theilnehmer und Begünstiger 

der Entführung dem Ehehindernisfe selbst nicht. (Vnlo die citirten 

HZ. 19 und 173 der Anweisung f. d. g. G.) 

M. Doch betrifft der Schlußsatz des Z. 173 auch die Ehe, welche 

die in der Gewalt des Entführers befindliche Frauensperson mit einer 

dritten Person d. i. nicht mit dem raptor geschlossen hat. 
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c) Das dritte wesentliche Moment ist der zur H i n we gführnn g 

oder Fe st halt« ng geübte Zwang, (^lxinetio M vlolenta. 

vol x^sios vol moralitor). Ob übrigens der Zwang ein phy¬ 

sischer oder nioralischer ist, macht also keinen Unterschied. Daß 

aber auch und wann die Wegführung einer Frauensperson 

mit ihrer Einwilligung das impsäimontnni rapUm be¬ 

gründen könne, besagt Z. 19 der Anweisung f. d. g. G. Das 

Ehehinderniß ist also z. B. nicht vorhanden, wenn der Bräu¬ 

tigam die eigene Braut entführt, und zwar mit ihrer Ein¬ 

willigung, sei es auch ohne Vorwissen oder gegen den Willen 

der Eltern oder des Vormundes; wohl aber, wenn er seine Braut 

entweder durch wider sie geübten Zwang hinwegführt, oder an 

einem Orte, wohin sie durch List gelockt wurde, scsthalt. 

Das iinpaclirnöntum ruptus ist ein Ehchinderniß des öffent¬ 

lichen Rechtes, so lange die entführte Person nicht die volle Frei¬ 

heit erlangt hat. Während der Entführung kann auch kein giltigcS 

Eheverlöbniß abgeschlossen werden; hat aber die Entführte während 

derselben mit dem Entführer schon die Ehe geschlossen, und hierauf ihre 

volle Freiheit wieder erlangt, so kann gegen die Giltigkeit der Ehe nicht 

mehr von Amts wegen cingeschritten werden, wenn nicht die En t- 

führtc selbst die Ungiltigkeitserklärung der Ehe verlangt. Villa Z. 120 

der Anweisung f. d. g. G.: „Wegen des Hindernisses der Entführung 

kann der Entführer gegen die Giltigkeit der Ehe keine Einsprache 

erheben. Eine Entführte, welche in die Entführung cingewilliget, 

hat sich ihres Rechtes, die Ehe zu bestreiten, sogleich nach Wiedererlangung 

der vollen Freiheit zu bedienen, sonst soll sie nicht mehr gehört werden." 

^n allen anderen Fällen des Hindernisses der Entführung (nämlich 

außer dem der Einwilligung in die Entführung) wird, bezüglich der 

Erlöschung des Bestreitungsrechtcs, xar unaloUam sich wohl nach dem 

bereits citirten Z. 116 der Anweisung f. d. g. G. zu richten sein. 

Von einer Dispens von: diesem Ehehindcrnisse wird wohl sehr 
selten die Rede sein können. 

Bezüglich der C o n v a l id a t i o n kommt wieder Z. 92 der An¬ 
weisung f. d. g. G. in Anwendung. 

Das bürgerliche Hindcrniß der Entführung lautet: „Die Ein¬ 

willigung ist auch dann ungiltig, wenn sic von einer entführten und 

noch nicht in ihre Freiheit versetzten Person gegeben worden." (H. 56 
des A. b. G.) 

S* 
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Es stimmt demnach das biirgl. Ehehindevniß nüt dem kirchlichen 

wesentlich überein. 

8- 18. 

Bestehendes Eheband. (Iniptzck. liMinink.) 

Unfähig zu einer neuen Eheschließung sind Jene, die durch das 

Band einer giltigen Ehe gebunden sind, mag diese Ehe consum- 

mirt sein oder nicht. (I. 6or. 6. 7. v. 39; 6oneil. ^riä. euu. 

2. 8888. 24. äa 8U6r. irmtr.) Dieses auf göttlichem Rechte be¬ 

ruhende, indispensable (mit Ausnahme des mul-r. ruti nou oousuin- 

mati üäolium) Ehehinderniß des öffentlichen Rechtes, drückt 

Z. 20 der Anweisung f. d. g. G. also aus: „Das bestehende Eheband 

macht Diejenigen, welche durch dasselbe vereiniget sind, zur Schließung 

einer anderen Ehe unfähig." 

Auf welche Weise das Band einer giltigen Ehe gelöst werde, be¬ 

sprechen wir in den folgenden Paragraphen. 

So lange einer Ehe das impsckimknlum liAUininw im Wege 

steht, muß dagegen von Amtswegen cingeschritten werden. Wird 

aber das Band der ersten Ehe während des Bestehens der zweiten durch 

den Tod des früheren Ehegatten d. i. thatsächlich gelöst, so gilt bezüglich 

des Bestreitungsrechtes Z. 121 der Anweisung f. d. g. G.: „Nachdem 

das Hinderniß des bestehenden Ehebandes durch thatsächliche Veränderung 

erloschen ist, hat im Falle, daß Einem Theile bei Schließung der un- 

giltigen Ehe das Vorhandensein des Hindernisses ohne seine Schuld un¬ 

bekannt war, der andere, welcher um das Hindcrniß gewußt hat, kein 

Recht, die Ehe zu bestreiten." Doch kann die Bestimmung des Z, 116 

der Anweisung f. d. g. G. über das Erlöschen des Bestreitungsrechtes 

auf das imxockimkntum lissLiniuw bezüglich des schuldlosen Gatten nicht 

ausgedehnt werden, eben weil es kein Hindcrniß des Hlriullt- 

sondern des öffentlichen Rechtes ist. Lebt aber der Gatte der 

ersten Ehe noch, so hat laut Z- 122 der Anweisung f. d. g. G. das 

Ehegericht, wie schon bemerkt, die Untersuchung von Amtswegcn ein¬ 

zuleiten. Denn Z. 122 sagt: „In allen Fällen und wegen aller Hin¬ 

dernisse, hinsichtlich welcher das Bestreitungsrccht nicht den Gatten oder 

Einem derselben ausschließlich zusteht, hat das Ehegericht die Unter¬ 

suchung von Amtswegen einzuleiten, sobald hiezu durch Offenkundigkeit 
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des Falles, durch Anzeigen oder in anderer Weise ein hinlänglicher 

Grund geboten ist." 

Wie ist es mit der Convalidation zu halten, wenn das im- 

xsäimsntum liAaininis, wegen welchen die zweite Ehe ungiltig ge¬ 

schlossen worden war, thatsächlich erloschen ist? Auch diesfalls hat 

der schon angezogene Z. 92 der Anweisung f. d. g. G. Anwendung. 

Jedenfalls aber ist zur Convalidation einer solchen Ehe die beider¬ 

seitige Einwilligung der Sch ein gatten, also des schuldigen Gatten 

eben so, wie des unschuldigen nothwendig. 

Das bürgerliche Ehegesetz kennt dieses Ehehinderniß auch, und zwar 

für Katholiken gleichfalls unter der Voraussetzung, daß die giltig 

geschlossene Ehe nur durch den Tod des Einen Ehegatten ausgelöst wird. 

Der Z. 62 des A. b. G. lautet: „Ein Mann darf nur mit Einem 

Weibe, und Ein Weib nur mit Einem Manne zu gleicher Zeit vermählt 

sein. Wer schon verehelicht war, muß die erfolgte Trennung, d. i. die 

gänzliche Auflösung des Ehebandes rechtmäßig beweisen." Damit ist zu 

vergleichen Z. 111 des A. b. G. 

Kann ein giltig verehelichter Katholik, wenn er von der katholischen 

Kirche abfällt, bei Lebzeiten des anderen Ehctheiles in Cisleithanien 

eine neue bürgerlich giltige Ehe schließen? Nein. 

Wir geben hier eine Abschrift des Plenarbeschlusses des obersten 

Gerichtshofes: 

„Daß die persönliche Fähigkeit eines inländischen Staatsbürgers 

zur Eingehung einer Ehe, auch wenn sie im Auslande geschlossen wird, 

nur nach den Vorschriften des inländischen bürgerlichen Rechtes zu be- 

urtheilen sei, und daß daher dem Inländer, welcher noch durch das 

Band einer nach Z. 111 A. b. G. abgeschlossenen Ehe gebunden ist, 

solange er als inländischer Staatsbürger nach den bestehenden Gesetzen zu 

betrachten ist, trotz seines allfälligen Uebertrittes zu einem anderen Re¬ 

ligionsbekenntnisse, auch im Auslande nicht gestattet ist wegen des ihm ent- 

gegcnstehcnden Hindernisses des Z. 62 A. b. G. eine neue Ehe zu schließen; 

daß die Ausschlagung des zeitlichen Domiziles im Auslande, insbesonders, 

wenn dasselbe in kruncloin loAis vorübergehend dort gewählt wird, den 

Austritt aus der österreichischen Staatsbürgerschaft nicht zur Folge habe, 

daß auch ein ausländisches oder ungarisches Urtheil, welches auf Grund 

des dort gewählten Donuziles die Trennung einer nach österreichischen 

Rechte untrennbaren Ehe eines Inländers ausspricht, für die österrei¬ 

chischen Gerichte, wenn sie über die Giltigkeit der auf Grund desselben 
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im Auslände »der in Ungarn geschlossenen neuen Ehe zu judiciren haben, 

de» nach einheimischem Rechte cinzunchmenden rechtlichen Standpunkt nicht 

zu andern vermöge, und umsoweniger die Anschauung, dah einer vor in¬ 

ländischen Gerichten ausgesprochenen Scheidung von Tisch und Bett die 

Wirkung einer gänzlichen Trennung beizunicssen sei, insoserne sie in Un¬ 

garn oder dem Auslande von den mit der Eheschließung daselbst betrauten 

Organen gcthcilt werden sollte, auf die Beurtheilung der Giltigkeit der 

neuen Ehe durch die inländischen Gerichte von Einfluß sein könne, und 

endlich daß die Feststellung des für die Frage, welches Recht zur Anwen¬ 

dung zu bringen sei, entscheidenden Momentes der Staatsbürgerschaft der 

Betheiligten zur Zeit der Eingehung der Ehe von Fall zu Fall der 

Judicatur Vorbehalten werden müsse." (Aus dem Jahre 1877? 

Damit ist eine Entscheidung des k. k. Ministers des Innern Graf 

Taaffc clllto. 22. Oktober 1879 im Einklänge, durch welche die s. , sie- 

benbürgischcn Ehen" in Cislcithanien für »ngiltig erklärt wurden. Das 

sind Ehen blos von Tisch und Bett geschiedener katholischer Ehegatten 

aus der diesseitigen Reichshälftc, welche sich zur Umgehung des Hinder¬ 

nisses des bestehenden Ehebandeö auf einige Zeit nach Siebenbürgen be¬ 

gaben; dort zum Unitarismus (wohl auch zur evangelisch-resormirten 

Confcssion) übertraten, ohne daß Beide oder wenigstens ein Theil das 

ungarische Staatsbürgerrecht für immer, sondern nur all lloo er¬ 

warben, und sich dann vom unitarischen siebenbürgischcn Ehegerichte — 

respective vom cvangelisch-reformirten Ehcgerichte zu Ktausenburg — „zu- 

sammcngeben"; ja manchmal sogar in Oesterreich, welches derlei nach 

einer zweiten Ehe lüsternen Leute gar nicht verlassen hatten, von einem 

hiezu delegirtcn »katholischen Pfarrer sich anderweitig trauen ließen. 

8- 19. 

Von der Auflösung des Bandes einer giltig geschlossenen Ehe. 

Daß Band einer giltig geschlossenen Ehe kann gelöst werden: 

I. bezüglich der consuinm irten Ehe getaufter Personen 
nur durch den Tod; 

II. bezüglich der nicht consu m m irten Ehe durch die Ordens- 
Profession eines Gatten, oder durch päpstliche Dispens; 

bezüglich der Ehen der Ungläubigen durch die 
Ehcsclfließung des Gatten, der sich taufen läßt, mit einer christlichen Person 

Wir reden im Folgenden von jeder dieser Auflösungsarten der Ehe 
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I. 

Fiiflösiuig der Ehe durch den Tod. 

Die Ehe wurde schon bei ihrem Beginne unauflöslich eingesetzt, 

und außer den oben angeführten gibt es keine anderen Arten der Auf¬ 

lösung des Ehebandcs, was auch vom Ehebrüche gilt. (Viclo Oouvil. 

'Iriä. Löss. 24 äo 8ar6. inatrim. ouu. 5. u. 7.) 

Die von christlichen Personen geschlossene und bereits consum- 

mirte Ehe kann nur durch den Tod des einen Gatten gelöst werden: 

„81 eloriniorit vir ssem, lidorutu 68t, oui vult, uubat^. (I. Oor. 

v. 7, v. 30. Rom. o. 7, v. 2). Deßhalb bestimmt Z. 21 der Anweisung 

f. g. G. „Eine von Christen geschlossene Ehe kann, sobald sie vollzogen 

worden ist, nur durch den Tod ausgelöst werden." Die Thatsache des 

Todes eines Gatten wird, wenn der andere Theil sich wieder verehelichen 

will, nie blos vermnthet, sondern muß, wenn sie nicht zweifellos 

gewiß ist (z. B. dem eigenen Pfarrer des Verstorbenen), bewiesen 

werden. Insbesondere wird ein solcher Beweis beigebracht durch voll¬ 

kommen glaubwürdige öffentliche Urkunden, (z. B. pfarrämtliche, 

militärbehördliche, von Spitalsvorstehungen ausgestellte Todtcnschcine); 

dann wohl auch durch vollkommen glaubwürdige Zeugenaussagen. — 

Damit stimmt Z. 246 der Anweisung s. d. g. G. überein: „Da das 

Band der Ehe heilig und unauflöslich ist, so darf zur Wiedervcr- 

ehelichung Niemand zugelassen werden, wenn er nicht über den Tod des 

Gatten Beweise beibringt, welche jeden vernünftigen Zweifel gänzlich 

ausschließcn. Belege, welche auf die Begründung moralischer Gewißheit 

abzielen, sind mit größter Vorsicht zu behandeln, doch nicht schlechthin 

zu verwerfen. Es kann geschehen, daß aus vollkommen bewiesenen Um¬ 

ständen die moralische Gewißheit entsteht, der Gatte sei nicht mehr am 

Leben, wiewohl es an Urkunden und Zeugenaussagen gebricht, welche 

den schon erfolgten Tod bestätigen. Wenn der Gatte eines Abwesenden 

Angaben macht, aus welchen das Vorhandensein eines solchen Falles 

sehr wahrscheinlich wird, so ist er zu ermahnen, das er vorläufig bei 

der Staatsbehörde einschreite, welcher größere Mittel zur Erforschung 

der Thatsachen zu Gebote stehen und der cs zukommt, die Todeser¬ 

klärung in Betreff der bürgerlichen Wirkungen zu erlassen." 

Verschollene Personen, über deren Ableben man sich weder 

durch Urkunden noch durch Zeugenaussagen vergewissern kann, 
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Pflegt man gerichtlich todt erklären zu lassen. Geschieht dies 

zum Zwecke, um dem z u r ii ck ge l a s sc n c n Gatten die Wicdcrvcr- 

chclichung möglich zu machen, so heißt die Todeserklärung die feier¬ 
liche, sonst die gemeine. 

Der citirte Z. 246 der Anweisung s. d. g. G. verweist den zurück- 

gelassenen Gatten mit seinem Begehren der Todeserklärung vorläufig 
an die Staatsbehörde. 

Der Z. 24 des A. b. G. lautet: „Wenn ein Zweifel entsteht, ob 

ein Abwesender oder Vermißter noch am Leben sei oder nicht, so wird 

sein ^od unter folgenden Umständen vermuthet: 1. wenn seit seiner 

Geburt ein Zeitraum von 80 Jahren verstrichen, und der Ort seines 

Aufenthaltes seit 10 Jahren unbekannt geblieben ist; 2. ohne Rücksicht 

auf den Zeitraum seiner Geburt, wenn er durch 30 volle Jahre un¬ 

bekannt geblieben; 3. wenn er im Kriege schwer verwundet worden 

oder wenn er auf einem Schiffe, welches scheiterte, oder in einer anderen 

nahen Todesgefahr gewesen ist; und seit der Zeit durch 3 Jahre ver¬ 

mißt wird" Alle diese thatsächlichcn Voraussetzungen müssen qcrichts- 

orenungsmaßig erwiesen sein. Aber auch dann soll der Richter die 

Todeserklärung nicht erfolgen lassen, wenn er nach sorgfältiger Prüfung 

aller Umstande keine Ueberzcugung von der Wahrscheindlichkeit des Todes 
des Verschollenen erworben hat. 

Die Bestimmungen, nach welchen die weltlichen Gerichte bei der 

Todeserklärung zum Zwecke der Wi c d erv er ehelichu n g vorzu¬ 
gehen haben, sind in den A des A. b. G. 112 (und Civil-Jurisdic- 

t-onsnorm ß 88), 113'114 (auch 8- 17 des kaiserlichen Patentes vom 

i August 1850 R. G. Bl. Nr. 325) 278, enthalten. Für das geist¬ 

liche Ehegericht haben die A 247, 248, 249, 250 der Anweisung s. d. 
g. G. Anwendung. i a , " 

Es versteht sich von selbst, daß, wenn der für todt erklärte Gatte 

wieeer zum Vorschein kämme, die von dem zurückgelassencn Ehegatten ge¬ 

schlossene ncue Ehe wegen des iwMEntum Ii§awinw ungiltig 

sei, und dawider von Amtswegen eingeschritten werden müsse. 
D,e Nng.lt,gerklarung .st in dem Trauungsbuche, wo sich die neue Ehe 

eingetragen befindet, von den. Seelsorger einzutragen; zugleich aber auch 

eert wo die Todeserklärung eingetragen worden, anzumerkcn, daß 
dieselbe durch das Wiedererscheincn des vermißten Gatten sich als un¬ 
richtig, daher ganz kraftlos bewährt habe. 



Für die zur Militärgerichtsbarkeit gehörigen Personen in Oester¬ 

reich gelten analoge Verordnungen bezüglich der Todeserklärung. Die 

drei weltlichen dabei bethciligtcn Instanzen sind: Die Landes-Militär- 

gerichtc (Anm. Erlaß des k. k. Minist, für Cultus und Unterricht ääto. 

9. Aug. 1857 Z. 692 vielo dazu Lav. Ord. Curr. vom Jahre 1857 

IV/1) getreten an die Stelle der fuclieis. cl6l8§g.ta. inilitaria; das Mi¬ 

litär- Appellationsgcricht; und der Militärgerichtshof, correspondirend 

den Civil-Jnstanzen: Kreisgericht (wohl nicht Bezirksgericht); Ober- 
(Landes-) Gericht; Oberster Gerichtshof. 

II. 

Auflösung des Landes der nicht ronsnmmirtrn Ehe durch die 
Ordensprofeß eines Gatten oder durch päpstliche Dispens. 

Hievon handelt der erste Theil des Z. 21 der Anweisung s. d. g. 

G. „Das Band einer giltig geschlossenen, aber noch nicht vollzogenen 

Ehe wird getrennt, wenn Einer der Gatten die feierlichen Ordens-Ge¬ 

lübde ablegt, oder eine päpstliche Nachsichtgewährung eintritt." 

Der erstere Fall tritt nicht ein bei dem Empfange der hl. Weihen 

von Seite des Ehemannes. Auch reicht der bloße Eintritt in einen 

Orden nicht hin; sondern es wird die feierliche Ordensprofeß 

erfordert, und zwar die giltige Profcß in einem vom apostolischen 

Stuhle als solchen approbirten Orden. 

Das Oonoit. Triäsnt. erklärt (soss. 24 äo saor. matr. oau. 6): 
„8i gnis llixorit, matrimoniuua ratum non eonsummatuin por so- 
lomnsni roll^ionis protdssionöni altorius ooniuAum non ttiriini, aua- 
tlloinn sit." 

Der Grund, warum durch die feierliche Ordensprofeß eine noch 

nicht consummirte Ehe aufgelöst werden könne, liegt in der größeren 

Vollkommenheit des ausschließlich Gott geweihten, chelosen Lebens vor 

der Ehe — also im inro xositivo ciivino, nicht natniali. Zudem 

stellt eine noch nicht consunnuirte Ehe die innigste untrennbare Ver¬ 

einigung Christi mit seiner Kirche noch nicht vollständig dar. 

lieber das Verfahren zum Behufe der Trennung der Ehe durch 

Ablegung der Ordcnsgelübdc enthalten die ZZ. 201, 202 und 203 der 

Anweisung f. d. g. G. detaillirte Bestimmungen; nämlich Z. 201: 

„Wenn ein Gatte die Beschwerde vorbringt, daß der andere Theil sich 

die Ehe zu vollziehen weigere, dieser aber erklärt, daß er der Welt zu 
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entsagen entschlossen ist, so muß vor Allem erwogen werden, ob die 

Nichtvollziehung der Ehe außer Zweifel gestellt sei. Wofern hierüber 

ein hinreichender Beweis vorliegt, ist dem in der Weigerung Begrif¬ 

fenen aufzutragen, binnen zwei Monaten entweder die Ehe zu voll¬ 

ziehen oder in einen vom hl. Stuhle gutgehcißencn Orden zu treten. 

Doch kann aus wichtigen Gründen auch eine kürzere oder längere Frist 

angesetzt werden." 

Z. 202: „Wenn von zwei Gatten, welche die Ehe nicht vollzogen 

zu haben behaupten, der Eine sich in ein Kloster begibt, ohne daß der 

andere Einsprache erhebt, so muß, damit einem möglichen Einverständ- 

nissc begegnet werde, die Wahrhaftigkeit der Behauptung, daß die Ehe 

noch nicht vollzogen sei, um so strenger geprüft werden." 

Z. 203: „Sobald der Gatte, welcher die Welt zu verlassen begehrt, 

die feierlichen Gelübde abgelegt hat, soll dem anderen Thcile urkundlich 

bezeugt werden, daß seine zwar giltig geschlossene, doch nicht vollzogene 

Ehe aufgelöst sei und ihn nicht hindere, zu einer anderen Verbindung zu 

schreiten." 

Auch aus einer so aufgelösten nicht cosunimirten Ehe entsteht das 

irritircnde Hinderniß der Forderung der öffentlichen 

Sittlichkeit. 

Nur im Gnaden- (nicht Rechts-) Wege kann ein matriinouium 

rutum uou oousumllmtuui auch durch päpstliche Machtvollkommenheit 

mittelst Dispens aufgelöst werden. Der Grund der Möglichkeit 

ist der schon früher angegebene. Das Band einer noch nicht vollzogenen 

Ehe ist zwar auch por ss st sx natura s u a ein unauflösliches; 

aber wenn auch nicht von den Contrahenten selbst, kann es doch a su- 

xsriors potsstats, nämlich vom Papste, dem obersten Träger der 

Binde- und Löse ge Walt getrennt werden. Kann er ja auch un¬ 

bestritten von einem votunr xsrpstuuur diSpensircn. Freilich ohne 

wichtige Ursachen, und wenn nicht ganz außerordentliche Umstände Zu¬ 
sammentreffen, soll und wird er es nicht thun. 

Ein Beispiel einer solchen Dispens haben wir an der höchstseligen 

Kaiserin Mutter von Oesterreich, Karolina Augusta, könig. bayerischen 

Prinzessin Charlotte, vermählt 8. Juni 1808 mit dem damaligen Kron¬ 

prinzen von Würtemberg, Friedrich Wilhelm. — Im Jahre 1816 löste 

der Papst mit Dispens ihre Ehe auf. 

Das bürgerliche Ehegesetz macht keinen Unterschied, ob eine giltig 

geschlossene Ehe schon vollzogen worden sei oder nicht. Es kennt also 
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weder diesen noch den vorhergehenden kanonischen Trennungs- 

oder Auflösungsgrund. 

III. 

Wir kommen nun zum dritten Falle, in welchem eine giltig ge¬ 

schlossene Ehe dem Bande nach aufgelöst werden könne; nämlich welchen 

der Z. 23 der Anweisung s. d. g. G. bespricht: „Da durch das Sa¬ 

krament der Taufe nicht die Ehe aufgelöst, sondern die Sünden nach- 

gclasscn werden, so bleibt eine von Ungläubigen geschlossene Ehe nach 

Bekehrung der Gatten in Kraft, lind Hindernisse, welche das Kirchen¬ 

gesetz ausgestellt hat, stehen ihr nicht im Wege. Wenn aber nur ein 

Theil sich bekehrt, und der andere ungläubig verbleibende ungeachtet der 

an ihn ergangenen Aufforderung sich durchaus weigert, mit demselben 

zusammenzuleben, oder mit ihm nicht ohne Beschimpfung des Christen¬ 

thums Zusammenleben will, so soll diesem auf sein Ansuchen gestattet 

werden, zu einer neuen Ehe zu schreiten, und durch rechtmäßige Ein¬ 

gehung derselben wird das Band der im Stande des Unglaubens ge¬ 

schlossenen Ehe aufgelöst." 

Es handelt sich also um die Auflösung der Ehe der Un¬ 

gläubigen durch die Eingehung einer anderen Ehe Seitens des Ehe¬ 

gatten, der sich zum Christenthume bekehrt. Diesbezüglich ist zu beachten, 

daß die Ehen der Ungläubigen (Ungetansten, Juden, Heiden, Muha- 

medancr) durch die Hindernisse des positiven Rechtes nicht irritirt werden. 

Sie sind, wie schon bemerkt (Z. 3) ein m-Uriinouium vorum ot IsAi- 

timurn, aber nicht rlUuur (d. i. nicht init sacramentaler Eigenschaft). 

Dadurch, daß von zwei ungläubigen Gatten Einer sich taufen läßt, 

während der Andere im Unglauben beharrt, wird zwar die bestehende 

rechtmäßige Ehe nicht ipso Irroto gelöst (siehe I. Oor. o. 7, v. 12—14); 

doch ist der gläubig gewordene Gatte berechtiget, eine neue Ehe init 

einer gläubigen (getauften) Person cinzugehen, wenn der andere sich 

entweder durchaus weigert ungeachtet der an ihn ergangenen Auffor¬ 

derung, mit demselben zusammenzuleben; oder dies nicht ohne Verun¬ 

glimpfung des Christcnthums thun will. Von diesem von Christus dem 

Herrn zu Gunsten des Glaubens zugcstandenen Privilegium spricht 

Paulus I. Oor. o. 7, v. 15. — Die Interpellation des ungläubigen 

Gatten scheint unerläßlich zu sein, so daß nur, wenn sie durchaus nicht 

geschehen könnte, der hl. Stuhl die Nachsicht von diesem Erfordernisse 
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ertheilen und dcm christlich gewordenen Gatten die neuerliche Ehe auch 

ohne solche Interpellation gestatten könnte. Die hier erörterte Auf¬ 

lösung des Ehebandes — bezüglich der Judenehen — kennt das A. 

b. G. nicht, siehe Z. 136; sondern nur in Folge des Scheidebricfes des 

Ehemannes. Z. 135. — 

8- 20. 

Das Ehehinderniß des Katholicismus. 

Weil die katholische Kirche die gilt ig geschlossenen und schon consum- 

mirtcn Ehen christlicher Personen nur durch den Tod für auflöslich 

hält, so folgt daraus mit Nothwcndigkeit, daß sie keinem Katholiken ge¬ 

statten kann, eine Ehe mit einer akatholischcn Person einzugehen, deren 

Ehegatte noch am Leben ist, mag auch die Ehe derselben nach prote¬ 

stantischer Anschauung durch gerichtlichen Spruch getrennt worden 

sein z. B. wegen Ehebruch. Deßhalb lautet H. 22 der Anweisung f. 

d. g. G.: „Wenn nicht katholische Christen dafür halten, daß die Ehe 

dem Bande nach könne getrennt werden, so beklagt die Kirche die Ir¬ 

renden, aber sie kann dem Jrrthume keinen Einfluß auf die Heiligkeit 

ihrer Gesetzgebung verstatten. Zwischen einem Katholiken und einem 

nicht katholischen Christen, dessen Gatte noch am Leben ist, kann keine 

Ehe zu Stande kommen, wenn auch das Gericht, welches über die Ehen 

von nicht katholischen Christen nrtheilt, eine Trennung dem Bande nach 

ausgesprochen hat." 

Im Allgemeinen gilt der Grundsatz, daß die Ehen, welche Akatho- 

likcn unter sich schließen, von der kathol. Kirche als gütige angesehen 

werden, wenn die Contrahenten in keinem canonischen Hindernisse ver¬ 

strickt sind, wenn sie übrigens auch aoraiw minist ro aoLtlrolloo, 

aber vor zwei oder drei Zeugen die Ehe geschlossen haben. Weshalb 

zwei solche Eheleute, falls sie beide katholisch werden, ohne Erneu¬ 

erung des Ehcconcenses, sich nur von dcm hiezu compctcnten 

Pfarrer die Nuptial-Benediktion zu erbitten haben. 

Schon das frühere österr. Eherecht anerkannte die in oben citirten 

Z. 22 ausgesprochene Bestimmung; und man nannte sie das Ehe¬ 

hinderniß des Katholicismus. Mit allerhöchster Entschließung 

vom 28. Juli 1814 wurde nämlich entschieden: daß, wenn Ehen nicht 

katholischer christlichen Religionsverwandten dem Bande getrennt werden, 

den getrennten akatholischen Personen gestattet werde, bei Lebzeiten des 
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getrennten Gegentheils nur mit akcitholischcn Personen eine giltige Ehe 

zu schließen. 

So verhält sich die Sache auch noch gegenwärtig. — Ferner: Ist 

zur Zeit der Eheschließung auch nur Einer von den Ehegatten 

katholisch, so ist die Ehe unbedingt untrennbar. (A. b. G. K- 11l). 

Die Ehe bleibt untrennbar auch dann, wenn in der Folge der eine, 

oder die beiden katholischen Ehetheile aus der kathol. Kirche austreten. 

Es kommt hier nämlich daraus an, welcher Confession die Ehegatten 

im Momente der Eheschließung angehörten. Das Gleiche be¬ 

treffs der Untrennbarkeit gilt, wenn beide zur Zeit der Eheschließung 

zwar akatholisch gewesene Ehegatten dann katholisch geworden sind. Für 

sie kann es als nunmehrige Katholiken nur Scheidung von Tisch 

und Bett geben. Nur wenn zur Zeit der Eheschließung beide Gatten 

akatholisch waren, aber hernach Ein Theil zur katholischen Kirche Über¬ 

tritt, kann für den akatholisch gebliebenen Eh et heil allein 

auf sein Ansuchen die Trennung dem Bande nach erfolgen. 

8- 21. 

Höhere Weihen und feierliche Ordensgeliibde. 

„Geistliche heißt es im Z. 24 der Anweisung f. d. g. G., welche 

die höheren Weihen empfangen und Ordenspersonen, welche die feier¬ 

lichen Gelübde abgelegt haben, sind unfähig, eine Ehe zu schließen." 

Zu den höheren Weihen gehört nun seit dem 11. Jahrh. auch 

das Subdiakonat. Die s. g. niederen Weihen begründen kein Ehehinderuiß. 

— Selbstverständlich muß die Ordination giltig sein, um jene Wir¬ 

kung zu haben. Der Empfang der höheren Weihen macht nur die n a ch 

der Ordination abgeschlossene Ehe nichtig; nicht aber eine bereits 

früher eingegangenc, wenn sie auch noch nicht consummirt sein mag. 

Doch kann in der lateinischen Kirche ein Ehemann zum Empfange der 

höheren hl. Weihen nur dann zugclaffen werden, wenn seine Gattin 

cinwiltiget, und das Gelübde ewiger Keuschheit ablcgt; ja wenn sic noch 

jung ist, müßte sie zu gleicher Zeit in ein Kloster eiutreten. 

In der orientalischen und griechischen Kirche können die Geistlichen 

mit Ausnahme der durchweg chelosen Bischöfe und Mönche ihre vor 

der Ordination geehelichten Frauen beibehalteu; aber nach dem Tode 

derselben sich nicht wieder verehelichen. Für sic gilt can. 7. dist. 32: 

„8i gum oorui», gui acl elornrn ucwoduut, uuptiuli juro muliori o,o- 

pulari, I>oo auto ordiuom snkdiaoou atns t'aoiat." 
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Die nach der Ordination von ihnen etwa eingegangene Ehe ist 
ebenfalls ungiltig. 

Der Cölibat der lateinischen Geistlichkeit ist uralt, und findet schon 
in^den Aussprüchen des Herrn (NE. o. 19, v. 12) und Pauli (I. Oor. 
6. 7, v. 1, 32, 33.) seine erste Begründung. Seit Papst Gregor VII. ist 
er bekanntlich ein ausnahmsloses Kirchengesetz. Das erste Lateranen- 
sische Concil in Jahre 1123 und das zweite im Jahre 1139 erklärten 
schon die Ehen der Kleriker von Subdiakon aufwärts, sowie der durch 
Ordensgelübde Gebundenen für ungiltig. Dabei ließ cs auch das 
Ooue. Iricisn. ssss. 24 äs nmtr. sau. 9 bewenden. 

Das impsäimsutum Oräinis hat zwar seinen Ursprung nur im 
positiven Kirch engesetze, und der Cölibat ist diesemnach, meinen 
Einige, (Amu. Viele sind aber der gegentheiligen Ansicht, welche sich auf 
Aussprüche von Päpsten und Synoden stützt), nicht strenge genommen 
Fvlge eines vokum, wie bei den Ordenspersonen; doch ändert 
dies an der Sache selbst wenig, oder nichts. — Auch wenn der Kleriker 
nicht wüßte, daß mit dem Empfange der höheren hl. Weihen das 
Verbot der Ehe verknüpft sei, könnte er doch keine giltige Ehe ein¬ 
gehen. Das vom Impsäimsutnm Oräinis nur der pä.pstliche 
Stuhl dispcnsiren könnte, versteht sich von selbst; — so wie daß 
cs, gleich dein aus den feierlichen Gelübden entspringenden, ein Hin¬ 
dernis; des öffentlichen Rechtes sei. 

Oedenspersonen sind ans Grund des feierlichen Ge¬ 
lübdes der Kenschheit zur Eheschließung unfähig. Viäs 6ouo. lpriäsut 
»sss. 24 äs nmtr. w-w. 9: „81 yuis äixsrit, 0l6iios8 in 8asrl8 Or- 
äinitzu8 oon8tituto8, vsl 1iso-ulurs8, sa^titatsin 8oIsmnitsr xroIs8808, 
P0886 ina-trimouium sontrulmrs, 60utraotu,n<ius valiäum 6886, ÜOU 

odstants IsAS 666l68iU8tioa, vsl voto, st opp08itum Nil ulluä 6886, 
guain äumnars matiimouluin, xo88Sgns oinns8 soutraüsrs mutii- 
monlum, gui non 86nt1unt 86 6N8t1tatl8, stiamm sam vovsrlnt kin- 
tzsis äonuni, nnatüsinn 8lt; suin I)su8 iä rssts p6t6ntil>u8 non äs- 
nsAst, N66 putlatnr, N08 8uprn iä, gnoä PS88UMN8, tsntnri." Ein 
einfaches Gelübde der Keuschheit ist nur ein Eheverbot. — Papst 
Bonifaz VIII. erklärte im Jahre 1298 nur jenes Gelübde sei ein fei¬ 
erliches, welches durch den Empfang der hl. Weihen, oder durch die 
ausdrückliche oder stillschweigende Profeß in einem vom päpstlichen Stuhle 
approbirtcn Orden solcmnisirt worden ist. Dies ist noch in der Ge¬ 
genwart das Criterium. 
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Der zweite Theil des Z. 24 der Anweisung f. d. g. G. besagt: 

„In wiefern einfache, in einer Ordcnsgemcinde abgelegte Gelübde aus¬ 

nahmsweise die Ungiltigkeit der Ehe bewirken, muß nach den vom hl. 

Stuhle gutgcheißcnen Ordensstatuten bcurthcilt werden." So sind z. B. 

die zwar einfachen Gelübde der Lokwlarss Loeistutis -kasn seit der 

diesbezüglichen Bestimmung des Papstes Gregor XIII. v. Jahre 1584 

ein trennendes Ehehinderniß. — Nur eine kirchlich giltige 

Ordcnsprofcß begründet das Ehehinderniß. 

Aus wichtigen Gründen kann, aber auch nur vom apost. 

Stuhle, eine Dispens von diesen Ehehindernissen ertheilt werden. 

Das bürgerliche Gesetzbuch bestimmt, ohne zwischen der Disziplin 

der lateinischen und der orientalischen (griechischen) Kirche zu unter¬ 

scheiden, im Z. 63: „Geistliche, welche schon höhere Weihen empfangen, 

wie auch Ordenspersonen von beiden Geschlechtern, welche feierliche Ge¬ 

lübde der Ehelosigkeit abgelegt haben, können keine gütigen Eheverträge 
schließen." 

Können derlei Personen, wenn sic aus der katholischen Kirche aus- 

trcten, sich bürgerlich giltig verehelichen? 

Nach dem dcrmaligen Stande der Gesetzgebung in Cislcithanien 

muß diese Frage verneinend beantwortet werden. Diesfalls ist nicht 

die neue Confession des Betreffenden, sondern die Thatsache, daß 

er jemals die höheren Weihen empfangen, oder die feierlichen Ordens¬ 

gelübde abgelegt hatte, von Entscheidung. Der angezogene Paragraph 

63 des A. b. G. lautet unbedingt. 

A n m. Wir erwähnen hier, daß die vom Abgeordnetenhause 1877 

beschlossene Ehegesetznovelle das Ehchinderniß der höheren Weihen durch 

den Austritt des Betreffenden aus der katholischen — überhaupt aus 

der Kirche, welche ihm eine Eheschließung nicht gestattet; das Ehehinderniß 

der feierlichen Ordcnsgelübde aber schon durch den bloßen Austritt aus 

dem Orden aufgehoben haben wollte. Der confcssionelle Ausschuß 

des Herrenhauses forderte aber auch im zweiten Falle den Austritt aus 

Kirche als Bedingung. Doch gieng daö Herrenhaus bei der zweiten 

Lesung der Ehegcsetznovelle am 19. und 20. Februar 1877 hierin zur 

motioirten Tagesordnung über. Es blieb demnach die Sache noch in 
statu guo. *) 

0 Eine Entscheidung des obersten Gerichtshofes in Wien vom 8. Juni 1881 
Z. 3803 erklärt das Ehehinderniß des ß. 68 des A. b. G ausdrücklich für noch in 
voller Kraft bestehend. 
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8- 22. 

Religio,isverschiedenheit zwischen Getanften und Ungetansten. 

Zwischen vvn wem immer, wenn nur giltig getauften 

Personen und nicht getauften besteht das trennende Ehehinderniß 

der R e lig io n s v e rsch i ed e n h eit; cs ist ein impoitiiiigntuM des 

öffentlichen Rechtes. Die Anweisung f. d. g. G. formulirt es im 

Z. 25 also: „Zwischen Getauften und solchen, welche das Sakrament 

der Wiedergeburt nicht empfangen haben, kann keine Ehe zu Stande 

kommen." Ob die getaufte Person in der Folge vom Christen- 

t h u m apostasirte, ist diesfalls glcichgiltig. Da dieses Ehehinderniß nur 

im fürs poKitivo aoelgsiustioo begründet ist, (denn in den 

ersten Jahrhunderten waren solche Ehen von der Kirche noch nicht als 

ungiltige angesehen, z. B. die Ehe der hl. Monika mit dem Heiden Pa- 

tritius), so ist es auch an sich kein indispensables. Weil der Taus¬ 

charakter ein unauslöschlicher ist, enthält Z. 66 der Anweisung s. d. g. 

G., lautend: „Die Kirche verabscheut die Ehe zwischen Christen und 

Solchen, welche vom Christenthumc abgcfallcn sind" — nur ein Lhc- 

Vortiol. Die Gründe dieses trennenden Eh e h i n dern is s es liegen 

nahe genug; insbesondere ist ein solcher die Gefahr zum Abfalle, nämlich 

für den christlichen Ehethcil und für die Kinder rc. 

Wenn das Ehehinderniß nach der ungiltigen Eheschließung dadurch 

thatsächlich erlischt, daß der nicht getaufte Ehetheil sich taufen läßt, 

so ist doch, damit die Ehe convalidirt werde, eine neuerliche Ehe¬ 

schließung unter Beobachtung der kormu (loneilii Trillemtlui uner¬ 

läßlich. Wir bemerken nur noch, daß z. B. in Oesterreich (auch an¬ 

derwärts) ein Katholik (auch ein giltig getaufter Prote¬ 

stant) eine Sozinianerin aus Siebenbürgen, oder eine Rongeanerin 

nicht ehelichen könne. (Warum nicht? weil deren Taufe ungiltig 

ist.) Daß ein Getaufter auch mit einer Catechumen keine gütige Ehe 

eingehen könne, versteht sich nach dem Gesagten von selbst. 

Z. 64 des A. b. G. hat folgende Fassung: „Eheverträge zwischen 

Christen und Personen, die sich nicht zur christlichen Religion be¬ 

kennen, können nicht giltig eingcgangen werden." Die Differenz 

zwischen dem kirchlichen diesbezüglichen Ehehindernisse und jenem des 

Allgem. bürgerlichen Gesetzbuches leuchtet ein. Nach der kirchlichen Be¬ 

stimmung ist nur die That suche der empfangenen Taufe cut- 
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scheidend; nicht das zur Zeit der Eheschließung obwaltende Bekenntniß 

8- 64 des A. b. G. spricht. Das bürgerliche Ehehinderniß 
ist demnach e.'n'g e r begrenzt. 

Anm. Kann z. B. eine Katholikin mit einem gewesenen Ka¬ 
tholiken, welcher sich dann „confessionslos" erklärt hat, eine bür¬ 

gerlich gütige Ehe schließen? Unsere Ansicht lautet negativ. Es 
sei,denn, daß>orum loro elvili ein Srlmliltniß-Loser noch immer zu 
^enen gezählt würde, welche sich zu einer bestimmten Confession — hier 
zum Chrisienthum bekennen, was ein Widerspruch in tsrmiuis 
wäre. Nach katholischer Anschauung gibt es kein confess ions¬ 
loses Christenthum, als positive Religion gedacht. (Moste Fiktion!) 
Folglich fällt Derjenige, welcher sich für confessionslos erklärt, oo 
ipso von der christlichen Religion als solcher ab. Z 

8- 23. 

Blutsverwandtschaft. 

Eines der am häufigstcnsvorkommenden Ehehindcrnisse ist jenes der 
Blutsverwandtschaft (impsäiinontum oonsLu^uinitutis). Um das Ver¬ 
ständnis) desselben zu erleichtern, schicken wir folgende Begriffe voraus. 
Blutsverwandtschaft (oonsunAuinitus; ooAuutio oarnulis, nuturalis) ist 
das Band zwischen Personen, von denen entweder die eine vonder 
andern abstammt (sei es unmittelbar z. B. der Sohn vom Vater 
oder mittelbar z. B. der Enkel vom Großvater), oder welche ihre 
Abkunft auf einen gemeinsamen Stamm zurückführen können 
(z. B. Bruder und Schwester; Onkel und Neffe). Die Verwandtschaft 
ist eine eheliche oder uneheliche, je nachdem die Zeugung, als 
Quelle des oberwähnten Bandes, in oder außer der Ehe geschehen ist.' Die 
Verwandten heißen Ascendenten, wenn sie sich zu einander als 
Erzeuger; Desceudcntcn, wenn als Erzeugte verhalten; Seiten- 
verwandte (oollkUsruIos, sx Ig-tors .suuoti), wenn sie blos durch Ab¬ 
stammung von einem gemeinsamen Stammhaupte unter sich verbunden 
sind. Haben Scitcnverwandtc (Geschwister) beide Eltcrntheile gemein¬ 
schaftlich, so sind sie vollbürtig (§ormg.ui), sonst halbbürtig, 

') Siehe Dr. Ednard Rittner „Oesterreichisches Ehceecht" S. 141, 142. 

4 
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wem, sie nämlich entweder nur den Vater gemeinschaftlich haben (eon- 

sanZ-uinÄ), oder nur die Mutter (utoriui). 

Der Stam m (stirx8, stixo») ist jene nächste Person, von der die 

übrigen Verwandten abstammen, und in der sic, wie in ihrem Cen¬ 

trum, Zusammentreffen. Linie (linoa) heißt die ununterbrochene Reihe 

von Personen, in welcher jede nachfolgende ein unmittelbarer Abstämm¬ 

ling der nächstvorhergehenden ist. Jede Linie für sich genommen 

i>t eine gerade (I. rsota), weil sie nur Erzeuger und Erzeugte enthält, 

und zwar ist sie eine auf- oder absteigende, je nachdem man von 

den Nachkommen zu den Voreltern (Asccndcnten), oder von diesen zu 

jenen (Descendentcn) rechnet. Werden zwei von demselben Stamm¬ 

haupte ausgehende Linien relativ genommen, d. i. die in einer solchen 

Linie befindlichen Personen gegen die Personen der andern Linie gehalten, 

so heißen sie Seitenlinien (linsa, Migua,), welche wieder gleich 

(l. obl. aogualis), oder ungleich (I. o5I. imwgualw) sind, je nachdem 

sie gleichviel Personen enthalten (z. B. bei Geschwisterkindern) oder die 

eine Linie mehr, als die andern (z. B. Tante und Nichte). Grad (§raäns) 

der Verwandtschaft ist der Fortschritt in der Abstammung, welchen 

das Gesetz als Maßstab zur Bestimmung der näheren oder entfernteren 

Verbindung zwischen Blutsverwandten annimmt. Bezüglich der Be¬ 

rechnung der Grade gilt in der geraden Linie die Regel: Mittelst 

wie vieler Zeugungen ein Descendcnt von seinem Ascendentcn 

abhängt, in so vieltem Grade sind sie mit einander verwandt. Also: 

so viel Grade, als Zeugungen (tot Araclus, guot Aoiiörationos), 

oder so viel Grade als Personen, eine abgereä' net (weil 

eine Zeugung einen Erzeuger und Erzeugten voraussetzt). Diese Regel 

gilt nach dem bürgerlichen Rechte (Ä. b. G. 8- 41) auch in den 

Seitenlinien. Das kanonische Recht aber, und diesem nach auch die 

Anweisung f. d. g. G. in Oesterreich nimmt in der Seitenlinie erst 

dann einen Grad an, wenn sowohl in der einen, als in der anderen 

Seitenlinie correspondirend eine Zeugung vor sich gegangen ist, und stellt 

als Regel auf: Zwei Seitcnverwandte stehen in eben dem Grade der 

Verwandtschaft miteinander, in welchem bei gleichen Seitenlinien die 

eine oder andere Person; bei ungleichen aber die cntfcrntere 

mit dem Stammhaupte verwandt ist. Um jedoch in den ungleichen 

Seitenlinien das Verwandtschaftsverhältniß bestimmter auszudrücken, führte 

das kanonische Recht einen berührenden (tunxoiw) oder gemischten 

(mixtuv) Grad ein. Man gibt nämlich zuerst den Grad an, in dem 
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die entferntere Person zu dem gemeinschaftlichen Stammhanpte 

steht, und setzt den Grad bei, in welchem dei nähere Person mit 

dem gemeinschaftlichen Stammhaupte verwandt ist. Oheim und Neffe 

z. B. sind also im zweiten Grade berührend den ersten mit einander 

verwandt (in §raän ssounclo tauAsnta primum). Zur Versinnlichuug 

des Verwandtschaftsverhältnisscs dient der Stammbaum (urlwr oou- 

>Wn§uiuitg.ti8, selwma Aonsuloblaum). Derselbe ist die Darstellung 

den Abstammung, wodurch zwischen zwei Personen die Blutsverwandtschaft 

begliindtt wird, mittelst Zusammenstellung gewisser angenommener 

Zeichen. Die Abfassung desselben geschieht in folgender Art: 

Wenn die Verbindung einseitig ist, so werden die nächsten ge¬ 

meinschaftlichen Stammeltern; ist sie aber zweiseitig; so der nächste 

gemeinschaftliche Stammvater zu oberst gesetzt. Die Descendcnten, durch 

welche die Verwandtschaft besteht, werden mittelst perpendiculärer oder 

verticaler, und die angeheirateten Personen, oder die Personen, mit 

welchen eine außereheliche Erzeugung geschah, mittelst horizontaler 

Striche verbunden, und die Frauenspersonen mit einem drei- oder vier¬ 

eckigen, die Mannspersonen aber mit einem cirkelrunden Abstammungs¬ 

zeichen bezeichnet. In letzteres kann der Name und die Geburtszcit; 

und wenn die Person todt ist, ein Kreuzzcichcn mit dem Datum des 

Absterbens gesetzt; bei den Abstammungszeichen der Brautleute aber 

noch außerhalb derselben das Wort „Bräutigam" und „Braut" an- 
gcmerkt werden. 

A n m. Dem Stammbaume müssen die gesetzmäßig gestempelten 
Matrickcnscheinc angeschlofscn werden. 

Wenn cS sich also darum handelt, ob, und in welchem Krade 

die Brautleute mit einander verwandt seien, setze man beim Entwürfe 

des Stammbaumes auf ein Blatt Papier zuerst die Namen der Braut¬ 

leute in gehöriger Distanz neben einander; über sie konimen dann die 

Namen der Eltern zu beiden Seiten; über diese die Eltern dieser 

Eltern oder die Großeltern der Brautleute u. s. f., bis man zu 

einem gemeinschaftlichen Stammvater gelangt. Die Ver¬ 
wandtschaft kann auch eine doppelte sein. 

4» 
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A n in. zu <7. Die Brautleute sind Geschwisterkinder von halb¬ 

bürtigen Geschwistern. 

ZuD. Dopp elte Verwandtschaft. Mütterlicherseits sind die Braut¬ 

leute Geschwisterkinder (2. Grad, gleicher Seitcnl.). Väterlicherseits 

aber ist der Bräutigam ein Oheim der Braut (2. Grad d. S. berührend 
den ersten). 

Z. 26 der Anweisung f. d. g. G. bestimmt das Ehehinderniß der 

Blutsverwandtschaft wie folgt: „Blutsverwandte in der geraden Linie, 

oder aber im vierten oder einem näheren Grade der Seitenlinie können 

keine giltige Ehe eingehen. Ob die Verwandtschaft aus ehelicher oder 

unehelicher Geburt entstanden sei, macht keinen Unterschied." 

In der geraden Linie erstreckt sich das Hinderniß der Blutsver¬ 

wandtschaft demnach ins Unendliche ^), und ist, wenigstens in Betreff 

des ersten Grades gewiß in zurs äivino, weil naturali, begründet. Darin, 

so wie im ersten Grade der Sei tenlinien (Bruder und Schwester) 

ist vom römischen Stuhle nie Dispens ertheilt worden. 

Ehedem, und zwar bis zum 4 Concil. von Lateran (1215) er¬ 

streckte sich das Hinderniß in den Seitenlinien bis zum 7. Grade incl. 

Dasselbe aber restringirte es bis auf den vierten, wie es jetzt besteht; 

nämlich nach kanonischer Berechnung. Der vierte Grad bildet aber 

nur in der gleichen Linie noch ein Ehehinderniß, nicht aber in der 

ungleichen z. B. im 5. berührend den 4. Ob die Verwandten voll¬ 

oderhalbbürtig sind, gilt gleich. Zwischen eigentlichen Stiefgeschwistern 

(<;omxi'ivi§ni) obwaltet keine Blutsverwandtschaft. 

Vorsicht bezüglich der Unehelichen, deren Vater sich ins Taufbuch 

nicht hat cintragen lassen, ist sehr geboten. 

A n m. Oousodi'im ---- Geschwisterkinder und zwar Mruslos, wenn 
die Väter Brüder sind — sonst'umitiui. 

Oonsodrini ssaunäi --- Geschw. Enkel. 

UutruuL Vaters Bruder. 

.Vvuuaulug ----- Mutter Bruder. 

-ämita — Vaters Schwester. 

NatorttziÄ ----- Mutter Schwester u. s. w. 

Anlangend die Dispens von diesem Ehehindernisse des öffent¬ 

lichen Rechtes viäo M. 80 und 81 der Anweisung f. d. g. G. 

') Papst Nicolaus V. «1 eonsult Lulx. — Sanchez meint aber, daß es den 
4. Grad auch nicht überschreitet. Aber die Natur selbst setzt ja Grenzen. 
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8- 80: „Dic Bischöfe werden, wenn rechtmäßige Grunde nicht gebrechen, 

sich ihrer vom hl. Stuhle erhaltenen Vollmachten in nachstehenden Hin¬ 

dernissen willfährig bedienen. Im dritten nnd vierten Grade der 

Blutsverwandtschaft und der Schwägerschaft aus erlaubtem Umgänge. 

2. In der geistlichen Verwandtschaft. 3. In der Schwägerschaft aus 

unerlaubtem Umgänge, außer wenn zu besorgen stände, daß in Folge 

des unreinen Verhältnisses die Ehcwcrber mit einander in gerader Linie 

verwandt seien. 4. Im dritten und vierten Grade der aus einer gü¬ 

tigen doch nicht vollzogenen Ehe entstandenen Forderung der öffentlichen 

Sittlichkeit. 5. In jener Forderung der öffentlichen Sittlichkeit, welche 

ans einer nngiltigen und nicht vollzogenen Ehe oder aus dem Ehcver- 
löbnisse hervorgeht." 

Der Seelsorger wird also nahe Anverwandte von ihrem Vor¬ 

haben, einander zu ehelichen, abzubringen suchen, nicht aber sie etwa 

durch Aussicht auf Erfolg einer Dispens hierin bestärken?) 

Nach schon geschlossener Ehe wird sich nach Z. 139 der Anweisung 

f. d. g. G. zu richten sein, wenn es sich um die Verwandtschaft im 3. 

oder 4. Grade handelt. Von den näheren später. 

8- 139 lautet: „Wenn eines der im 8- 80 aufgezählten Hin¬ 

dernisse angeregt wird, so hat das Ehegericht eine förmliche Untersuchung 

so viel als möglich zu vermeiden. In den meisten Fällen wird dic 

Thatsache sich durch Vermittlung der Psarrgeistlichkeit sicher stellen lassen. 

Wofern durch dic Pfarrbücher oder glaubwürdige Aussagen das Ob¬ 

walten des Hindernisses nachgewiesen ist, wird der Bischof die erfor¬ 

derliche Nachsicht gewähren und die Convalidation mit sorgfältiger Ver¬ 

meidung des Aufsehens vollziehen lassen. Sollte ernstlich zu. besorgen 

sein, daß die Gatten oder einer von ihnen die Entdeckung des Hinder¬ 

nisses mißbrauchen würden, um die Auflösung der Verbindnm/zu er¬ 

langen, so müßte bei dem hl. Stuhle um Heilung der Ehe in der 
Wurzel nachgesucht werden." 

Nach dem österr. Eherechte (A. b. G. 8- 65) besteht bezüglich der 

geraden Linie kein Unterschied zwischen demselben und dem kanonischen » 

Rechte, wohl aber in den Seitenlinien, wo das Ehehinderniß)der Ver¬ 

wandtschaft bei gleichen Seitenlinien auf den vierten: bei un¬ 

gleichen auf den dritten Grad der bürgerlichen, oder den 

zweiten Grad der kanonischen Berechnung beschränkt ist. Um dic 

') Vlcls Gedruckte f. b. Lavauter Ord. Verord. Jcihrg. 1858 Nr. 462/2. VIII. 
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weiteren Grade kümmert sich das bürgerliche Gesetz nicht. Obiger Z. 65 
des A. b. G. besagt: „Zwischen Verwandten in ans- und absteigen¬ 
der Linie; zwischen voll- und halbbürtigen Geschwisterkindern; zwischen 
Geschwisterkindern; wie auch mit den Geschwistern der Eltern, nämlich 
mit dem Oheim und der Muhme väterlicher und mütterlicher Seite 
kann keine gütige Ehe geschlossen werden, es mag die Verwandtschaft 
aus ehelicher und unehelicher Geburt entstehen." 

8- 24. 

Geistliche Verwandtschaft. (ljvMtia M-ituM.) 

Sie heißt so, weil sic eine Verbindung ist, welche durch die hl. Sa¬ 
kramente der Taufe und der Firmung als Quellen einer geistlichen 
Regeneration zwischen den dabei bethciligten Personen erzeugt wird 
welche zu einander in ein ähnliches geistliches Vcrhältniß treten, wie 
die Blutsverwandten zu einander in ein leibliches, physisches. 

Dieses Ehehindcrniß ist auch im positiven Kirchenrcchtc begründet. 
6on. M14. 8688. 24 oax. 2. clo rskor mutr. bestimnit: „Zanota 8^- 
noctu8 8tatuit, nt nnu8 tantuw, Ävs vir, 8iv6 rnuÜLr, suxta, üuero- 
rurn Wironuur iiwtitutu, vsl act surniwuna unu8, st uns, daptiLutuw 
äo Lapti8llio 8N86ipiunt; intsr W08, U6 daptiratuw ip8uni, ot Mrm 
patrorn 6t watrom, N66 non 1nt6r loaptiruntoin ot üaptiLatnm, 5ap- 
tiratiguo patroin ot inatroiu tantnin 8piritnuli8 LOAnatio oontra- 
llatur. üla «iuogn6 eoAnutio, ciuao ox Oou6rura,tion6 oontrallitur, 
oonürniantoin 6t oonürnratum, illin8<in6 xutrom ot nrutrsni, a« to- 
N6nt6m non 6§r6äiutnr; oinnidrm Intor alig.8 p6r80NU8 Irusu8 8piri- 
tualw oo§nationi8 i!np6äün6nti8 onmino 8ul)Iatl8." Das österr. Ehe- 
recht enthält dieses Hinderniß nicht. 

Z. 27 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Die geistliche Verwandt¬ 
schaft, welche durch die Taufe und Firmung begründet wird, hindert 
die Ehe zwischen dem Ausspender des Sakramentes und dem Täuflinge 
oder Firmlinge, so wie den Eltern desselben; dann zwischen den Pathen 
und dem Täuflinge oder Firmlinge, so wie den Eltern desselben." 

Nach den bekannten Versen: 
„Laptirarw, t)8.xtira,tu8, baptiratigno pur6nt68, 
Iwvaiw, tovutrw, lovatiguo xursnt68." 
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Auch die geistliche Verwandtschaft ist ein Ainderniß des öffent¬ 

lichen Rechtes. Auf die eheliche oder uneheliche Geburt kommt cs 
dabei nicht an. 

Die Personen, zwischen denen die geistliche Verwandtschaft bestehen 

soll, müssen beide giltig getauft sein. Durch die spätere Taufe des 

Ungläubigen z. B. des giltig taufenden Heiden oder Inden, entsteht 

das Ehehinderniß nicht nachträglich. Der Firm Pa the muß selbst 

auch gcfirmt sein. — Der Pathc muß durch freie Selbstbe¬ 

stimmung das Pathenamt übernommen haben, und hiezu befähigt 

sein s also nicht z. B. Kinder unter 7 Fahren, Geistcsirre. 

Anm. Akatholiken, öffentliche Sünder u. d. gl. werden wohl 

geistlich verwandt, weil sie nicht unfähig sind, obwohl durch das 

Kirch engesetz ausgeschlossen von der Pathenschast. 

Nicht der Stellvcrtreter, sondern der Mandant, von welchem 

Jemand zum Pathcn gebeten und designirt wurde, wird verwandt. 

Der Pathe muß psr oontaatniw oder sonst unzweifelhaft sich als 

solchen dargestellt haben. — Die bedingungsweise crtheilte Taufe 

hat auch die geistliche Verwandtschaft zur Folge; außer, wenn man 

Grund hat zu glauben, daß die erste Taufe giltig war (wenn nämlich 

die Taufe bedingungsweise wiederholt wird; aber da soll man sie ja 

eben nicht wiederholen). — Aus der Betheiligung bei den bloßen Tauf- 

Ceremonien entsteht das Ehehindcrniß nicht. Der die Noth taufe 

Erth eilende tritt in die geistliche Verwandtschaft^); nicht aber die 

Pathen, welche da ohnehin nicht zugegen sein sollen. Eine Ausnahme 

findet statt, wenn der Vater oder die Mutter ihr ehelich erzeugtes 

Kind im Nothfalle, oder im Zustande der Unkenntniß des kirchlichen Ver¬ 

botes taufen (Anm. Sie verlieren das.jnw gnoull ll-Mtum oouju^ls 

überhaupt nicht); nicht aber bei unehelichen Eltern. — 

Nur Die als -L.aufpathen in das Taufbuch eingetragen werden (nach 

der citirten Anordnung des Oona. Trill. soll es sein uuus t-mtuin, 

WV6 Vir, 8IV6 mullar, Vtzl g-cl SUNIINUIN UUU8 et uim) contrahiren die 

Verwandtschaft. So auch bezüglich der Firmung?) 

Bezüglich der Dispens viäo den schon citirten 8. 80 der An¬ 
weisung f. d. g. G. 

') Bergt. XIII. Lavant. Conf. Prot. B. 4. 

") Viäs IV. Conf. Prot. Nr. 3; IX. Conf. Prot. Nr. 3. 
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Firmmatrikel und die Eintragung der Firmpathcn sind eben zur 

Constatirung des besprochenen Ehehindernisscs vorkoinniendcn Falles 

nicht nur sehr wünschenswerth, sondern geradezu nothwcndig?) 

8- 25. 

Bürgerliche Verwandtschaft, (^iinlia ejvjlj8, 

Der Begriff der bürgerlichen Verwandtschaft ist sa»»»t dem Namen 

dem Römischen Civilrechte entnommen, nach welchem Personen, welche in 

Beziehung auf einander durch die Adoption gleichsam Asccndenten und 

Descendcnten oder Scitenvcrwandte im zweiten und dritten Grade 
wurden, unter sich keine Ehe schließen konnten. 

Man unterschied die atkoxtio xorksota (arroKatio), durch welche der 

Adoptirtc in die Familie des Adoptiv-Vaters mit allen Rechten und 

Pflichten eines leiblichen Kindes cintrat; und die aäoxtio ImpörkselÄ, 

wenn das Adoptivkind in seiner Familie und unter der Gewalt des 
leiblichen Vaters verblieb. 

Nur die crsterc, nicht auch die zweite begründet das Ehehinderniß 

der bürgerlichen Verwandtschaft laut Z. 29 der Anweisung f. d. g. G.: 

„Die Annahme an Kindesstatt des österr. Gesetzes hindert inner den 

gedachten Grenzen die Giltigkeit der Ehe, wofern das Wahlkind der 

väterlichen Gewalt des Adoptirenden unterstellt oder in dessen Haus, um 

mit ihm wie das Kind mit den Eltern zusammenzuleben, ausgenommen 

wird. Wenn es aber weder unter die väterliche Gewalt des Adoptircnden 

kommt, noch zu dessen Hausgenossen wird, so ist die Adoption des österr. 

Gesetzes der unvollkonimenen gleichzustcllen, und bringt kein Ehehinderniß 

mit sich." Innerer Grund dieses Ehehindernisses sind zunächst der 

Anstand und die Hintanhaltung schmutziger Speculationcn. 

Innerhalb welcher Grenzen aber das erwähnte Ehehinderniß 

bestehe, ist aus Z. 28 der Anweisung f. d. g. G., auf welchen sich im 

Z. 29 berufen wird, zu entnehmen: „Eine Annahme an Kindesstatt, 

welche der Arrvgation oder vollständigen Adoption des römischen Rechtes 

im Wesentlichen entspricht, hindert nach der jetzt bestehenden Uebung der 

Kirche, auch nachdem sie aufgehoben worden ist, das Zustandekommen einer 

Ehe zwischen dem Adoptirenden und dem Adoptirten, so wie jenen Näch¬ 

st Siehe I. Conf. Prot. Nr. 13. 
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lominc» des Letztere», welche zur Zeit der Adoption unter dessen väter¬ 

lichen Gewalt standen; dann zwischen dem Adoptircnden und der Gattin 

des Adoptirtcn, wie auch dem Adoptirten und der Gattin des Adopti- 

renden. Ucberdies kann, so lange die Adoption währt, zwischen dem 

Adoptirten und des Adoptircnden leiblichen, rechtmäßigen, unter der vä¬ 

terlichen Gewalt stehenden Kinder keine giltige Ehe geschlossen werden." 

Also obwaltet hier eine xutsrnitus IsAuIis, ukünitLs loAulis 

und krutsruitus IsAuIis. Zwischen dem Adoptiv-Sohn und der Adoptiv- 

Tochter besteht das Ehehinderniß nicht. Selbstverständlich auch nicht 

zwischen bloßen Zieh- und Pflege-Eltern und Kindern. Denn dieses 

Verhältniß ist nicht jenes der Adoption. Dem A. b. Gesetzbuche ist 

dieses kanonische Ehehinderniß fremd. 

Auf die schon bestehende Ehe hat dies Ehchinderniß des 

öffentlichen Rechtes keine Wirkung. 

Es versteht sich von selbst, daß von demselben, weil es lediglich in 

juro positiv« ooolssigistioo begründet ist, der apostolische Stuhl in jedem 

Grade dispensiren könne; und daß es die Ungetauften nicht 

binde. Ueber die Existenz des Adoptionsvcrhältnisses als 

Grundlage der gesetzlichen Verwandtschaft entscheidet die 

spezielle Landesgesetzgebung; also bei uns das österr. Civilgesetz. Dies 

deutet auch Z. 29 der Anweisung f. d. g. G. an. 

8- 26. 

Schwägerschaft ans erlaubtem Umgänge. (WMan 6x> bMiIn 
lieitll.) 

Wenn zwei Personen verschiedenen Geschlechtes sich fleischlich mit 

einander vermischen, so entsteht zwischen der einen Person und den 

Blutsverwandten der anderen ein innigeres Verhältniß, welches man 

die Schwägerschaft (uklinitas) nennt. Nach kanonischem Gesetze 

entsteht also die eigentliche Schwägerschaft entweder aus einer 

vollzogenen Ehe, oder aus einer außerehelichen Geschlechts¬ 

vermischung; und ist demnach entweder eine ukünitas sx oopulu 

lioitu (ehrbare Schwägerschaft), oder illioitu (unehrbare Schwägerschaft). 

An m. Ehemals, bis auf Papst Jnnocens III. unterschied man 

noch zwei Arten der Schwägcrschaft, welche aber nicht mehr bestehen; 
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ri-ltiuitÄL uon -lskultitiöin — nämlich nach dem bcilieaenden 
Schema: 

O 

O (A -O >"'d 

b) O 

0 O-/»d. () /x 

3^ies Ma^en die a^linilas in saaunkio ad iai'iäo ^anai's; die nach 
bestehende aber in xrimo ^susi-g. 

Ferner geht die Schwägerschaft entweder der Eheschließung vorher 
(akkiuitas autöosäsns); oder sie ist eine nachfolgende a.kfinita8 
snxorvoniöns, die da entsteht zwischen zwei bereits giltig verhei¬ 
rateten Gatten durch den fleischlichen Umgang des einen Gatten mit 
einer blutsverwandten Person des andern. Die ehrbare Sch Wä¬ 
gers cha ft kann nur eine antseoäons sein; die n »ehrbare ist ent¬ 
weder eine antsesäous oder sudsognous. Nur iin ersten Falle ist sie 
ein irritirendes Ehehinderniß. 

Eine andere Grundlage als das kanonische hat das bürgerliche 
9, echt für die Schwägerschaft. Nach diesem versteht man unter Schwä¬ 
gerschaft die „Verbindung zwischen einein Ehegatten und zwischen den 
Verwandten des anderen Ehegatten", gleichviel ob die Ehe con- 
summirt ist oder nichts; während, wie gesagt, nach dem kanonischen 
Rechte die naturgemäße vollkommene aoxnia ournalis die 
tz-chwägerschaft erzeugt. Freilich wird sie bei einer Ehe stets bis zum 
vollständig erbrachten Gegenbeweise so vermuthet, daß die Ehe gleichsam 
die Schwägerschaft zu erzeugen scheint. 

Deßwegen entsteht nach dem kanonischen Rechte aus dem matri- 
inonium ratum non oonsnminatnm nicht das Ehehinderniß der eigent¬ 
lichen Schwägcrschaft, sondern das Hindcrniß der Forderung der 
öffentlichen Sittlichkeit (iinxsciiinsntnni zustitins xudiioao 
ÜON68tati8). 

') Lüche ß. 40 deS A. b. G. 
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Das Schwägerschaftsverhältniß, einmal entstanden, ist ein immer¬ 

währendes. 

Unter Schwägerschaft aus erlaubtem Umgänge (aktinitas sx oo- 

xuls. lieita.) versteht man also nach dem Obigen das in Folge der 

vollzogenen Ehe entstehende Verhältniß zwischen dem Einen Gatten 

und den Blutsverwandten des anderen. S. 30 der Anweisung f. d. g. 

G. lautet: „Eine vollzogene Ehe bewirkt zwischen dem Einen Gatten 

und den Blutsverwandten des anderen bis einschlußweise zum vierten 

Grade eine Verschwägerung, in Folge deren eine zwischen denselben 

eingegangene Ehe nichtig ist." 

Ob das Hinderniß der Schwägerschaft in der geraden Linie in's 

Unendliche reiche, ist streitig. Die gleiche Ausdehnung, bis incl. 4. 

Grad hat das Hinderniß der Schwägerschaft aus einer schon con- 

summirten aber ungiltigcn oder annullirten Ehe, außer im 

Falle der Ungiltigkeit a) wegen Impotenz und b) wegen der Heimlich¬ 

keit. — Lud «) kann eigentlich die (lousummutio nicht angenommen 

werden; sud ö) reicht das Hinderniß nur bis zum incl. 2. Grade. 

Im 5. Grade berührend den 3. besteht das Ehehinderniß der 

Schwägerschaft nicht mehr. 

Um einen Stammbaum von verschwägerten Personen zu verfassen, 

muß man zuerst den Verwandtschafts-Stammbaum des verstorbenen 

Gatten und des Brauttheiles, der den verwittweten heiraten will, ent¬ 

werfen, und die mit dem Verstorbenen bestandene Ehe durch den Quer¬ 

strich zwischen beiden Ehegatten bezeichnen. 

Folgende zweierleie Schemen ^i einer wirklichen und L einer gar 

nicht bestehenden Schwägerschaft mögen dies veranschaulichen:' 

.O O U. uftwiiÄs non parit kt'lioitutem. 



Die Gatten zweier Anverwandten sind mit einander auch nicht 
verschwägert. 

Wenn zwei verwitwete Personen einander heiraten »vollen, muß 

der Stammbaum jeder derselben für sich verfaßt werden. 

Z. B. doppelte Schwägerschaft. 

a. (K-./t 8P- 8P. O-^ d. 

0 0 

8PON8U. X ^ O «xvllSUS. 

^-Gu. O 
sxoiiM. 

O 8P0N8U8. 

Zwischen dem kirchlichen und österr. Eherechte besteht bezüglich der 

Ausdehnung des Ehehindernisses der Schwägerschaft die nämliche 

Differenz, wie hinsichtlich der Verwandtschaft. Es erstreckt sich nämlich 

das bürgerliche Ehehinderniß in gleichen Seitenlinien bis aus 

den vierten; bei ungleichen bis auf den dritten Grad incl. nach 
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bürgerlicher Berechnung. Z. 41 des A. b. G. bestimmt: „In welcher 

Linie und welchen: Grade Jemand mit dem einem Ehegatten ver¬ 

wandt ist, in eben der Linie und in eben dem Grade ist er mit dem 

anderen Ehegatten verschwägert." Diese Regel gilt auch nach dem ka¬ 

nonischen Rechte für die einander Beiwohnenden; nur folgt dasselbe in 

den Seitenlinien bei Zählung der Grade auch hierin dem bei der Ver¬ 

wandtschaft angegebenen Grundsätze. Weiter heißt es im A. b. G.: 

„Aus der Schwägerschaft entsteht das Ehehinderniß, daß der Mann die 

t;. 65 erwähnten Verwandten seiner Ehegattin, und die Gattin die 

daselbst erwähnten Verwandten ihres Mannes nicht ehelichen kann." 

Das Ehehinderniß der Schwägcrschaft sx ooxulg. lioitu ist nach der 

Ansicht der gelehrtesten Canvnisten nicht schon in gurs uaturali, 

selbst in linsa rsetu nicht, begründet. Diescmnach unterliegen alle 

im Juden- uud Heidenthume abgeschlossenen Ehen nicht den dies¬ 

bezüglichen kirchenrechtlichen Bestimmungen. Dennoch Pflegt 

in l xraüu liukus rootao eine Dispens gar nicht; in den weiteren 

Graden der liueuo rsotus sehr schwer ertheilt zu werden. 

Bezüglich der Tispcns gilt Z. 80 der Anweisung f. d. g. G. 

In. l, laut welchem die Bischöfe kraft päpstlicher Bevollmächtigung nur 

im rein dritten und vierten, ferner im vierten berührend 

den dritten Seitenlinien sowohl der Verwandtschaft als 

Schwägerschaft dispcnsircn können, und es willfährig thun sollen — 

freilich über erhaltene Facultät; nicht aber auch im dritten Grade be¬ 

rührend den zweiten oder ersten. Derlei Dispensen hat sich der römische 
Stuhl ausdrücklich Vorbehalten. 

Wenn etwa nach schon geschlossener Ehe die Hiuderniffe der Ver¬ 

wandtschaft oder Schwägcrschaft angeregt werden, ist nach Z. 139 der 

Anweisung f. d. g. G. zu verfahren, wie schon in Z. 23 bemerkt wurde, 

wenn das Hinderniß vom Bischöfe behoben werden kann laut Z. 80 der 

Anweisung f. d. g. G. Nr. 1 ^— was sonst zu thun, davon später. 

8- 27. 

Schwägerschaft aus unerlaubtem Umgänge. (Lx bMlu ijiickü.) 

8- 31 der Anweisung f. d. g. G. formulirt dieses Hinderniß 

also: „Eine außereheliche Geschlechtsvermischung hindert das Zustande¬ 

kommen einer Ehe zwischen dem Einen Theile und des anderen Bluts¬ 

verwandten im ersten und zweiten Grade." 
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Diese EuitLs sx illivitrl kutkLötisus erstreckt sich 
also nicht über den zweiten Grad, weder in der geraden noch in 
den Seitenlinien — und zwar stricte genommen — also ans den 3. 
berührend den 2. nicht mehr. Ehedem war dieses Ehehinderniß gleich 
dem ex ooxulu liaita, bis auf den incl. vierten Grad, ausgedehnt. 
Das 6ou6il. Irnl. aber bestimmte soss. XXIV. äoorst. clo rotorni. 
mutr. 6ux. IV. : „8unotu L^uoüus — iinpackiinontuin, quock xroxtor 
utünit-rtsm sx loruioutions eoutruatam, inckuvitur, st nmtriinouinm 
postsa, kaotum clirimit, uä so« tuutuin, ciui in xrimo st sssuncko 
Aiuckn sonsunZ-untur, rsstriiiAit." 

Bezüglich der Dispens von diesem rein auf dem positivem 
kirchlichen Gesetze beruhenden Ehehindernstse vor geschlossener Ehe 
vergleiche den schon citirten Z. 80 Punkt 3. der Anweist,ng f. d. g. G. 

Zur Hintansetzung der hier ausgesprochenen Besorgniß erscheint die 
den Bischöfen von der kosnitsntiruiu ertheilte Facultät zu dispenfiren 
supsr oseulto imxsclimsnto ukünitutis sx Moitn surnuli sopulg. — 
in inntrinioniis sontrnstis, gnnncko u^itnr cks snus pntntns nxoris 
mntrs — an die Bedingung geknüpft, ciuininoclo soxula. 8 ssntn 
Insrit pntutns nxoris nntivitutsni. Sonst, wenn das Hindernis; 
nach bereits geschlossener Ehe entdeckt wird, gilt auch Z. 139. °Vsn der 
ukkiuitn8 sx sopnlg, illisitu 8 npsrVsn 16 n 8 d. i. von der hinzutre- 
tcnden Schwägerschaft und deren Folgen H handelt 8- 32 der Anwei¬ 
sung f. d. g. G. „Der Gatte, welcher mit den Blutsverwandten deö 
anderen im 1. oder 2. Grade unerlaubten Umgang Pflegt, verliert 
dadurch das Recht, die eheliche Pflicht zu fordern, bis ihm Nachsicht ge¬ 
wahrt worden ist." 

Die giltig geschlossene Ehe kann dadurch nicht ausgelöst werden. 
Durch den ill668tuo8su Ehebruch des einen Gatten mit den Bluts¬ 
verwandten des Anderen tritt derselbe mit dem eigcnen Gatten 
selbst nun in das Verhältniß der Schwägerschaft aus unerlaubten Um- 
gange. 

Es handelt sich also hier eigentlich um eine xosnu sxtruor- 
cklnuriL, welche das Kirchengesetz verhängt. 

') Die Ehe wird eine svgknannte hinkende, mntrimcminm el-unliemw. 
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8- 28. 

Forderung der öffentlichen Sittlichkeit. 

Ans rinrr giltigen, doch nicht vollzogenen Ehe. 

8. 33 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Eine gütige doch nicht 

vollzogene Ehe macht den überlebenden oder weltlich gebliebenen Theil 

unfähig, mit des anderen Blutsverwandten bis einschließlich zum vierten 
Grade sich ehelich zu verbinden." 

Auch der Fall päpstlicher Dispens ist hier inbegriffen. 

A n m. Wir weisen darauf hin, was im H. 19 bezüglich der Auf- 

löslichkcit eines inutilmonluin rutuin non oousunimutum gesagt wurde. 

Wie überhaupt beim Hindernisse der Verwandtschaft und Schwä¬ 

gerschaft kommt es auch hier nicht darauf an, ob die Blutsverwandt¬ 

schaft aus ehelichem oder unehelichem Umgänge hcrrühre. — Es ist ein 

Hinderniß solo fürs oeelösiustioo sowohl bezüglich der linoa 

rsetu als der Seitenlinien iutrollueturu; also an sich in allen Graden 

dispensabel. Nach dem österr. Ehercchte begründet, wie schon gesagt, 

eine giltig geschlossene, ob auch noch nicht consummirte Ehe schon die 

wirkliche Schwägerschaft innerhalb der gesetzlichen Grade. Bezüglich 

der Dispens viäs Z. 80 der Weisung f. d. g. G. Punkt 4. 

L. 

Fns riner »ngiltig geschloffenen und nicht vollzogenen Lhe. 

8. 34 der Anweisung f. d. g. G. sagt: „Eine ungiltig geschlossene 

und nicht vollzogene Ehe, hindert, außer wenn der Grund der Nichtigkeit 

in dem Mangel der Einwilligung liegt, die Verehelichung des einen 

Theiles mit den Blutsverwandten des andern bis einschlußweise zum 
vierten Grade." 

Dieses Hiudcrniß entsteht auch aus einem mutrimonium 
6 1 U N tl 6 8 t 1 N N IN. 

Betreffend die Dispens viäs H. 80 der Anweisung f. d. g. G. 

Punkt 5, wo kein Unterschied der Grade gemacht wird. Nach dem bür¬ 

gerlichen Ehegesetzc entsteht aus einer un giltigen Ehe (ob voll¬ 

zogen oder nicht) keine Schwägerschaft, also gar kein bürgerliches Hinderniß. 



65 

6. 

Äug mmil Lhrvcrlöbnijse. 

Diesbezüglich verweisen wir auf dach was bereits unter Z. 7, III. 
gesagt wurde. 

Vor dem Oone. Irlci. hatte dieses Ehehinderniß dieselbe Ausdeh¬ 
nung, wie das Ehehinderniß der Schwägerschaft. Die heutige Begrenzung 
desselben beruht zum Theile schon auf einer Verfügung des P. Bo- 
nifaz VIII. v. I. 1289, und dann auf der Anordnung des Oono. 
I'riä. (8öS8. XXIV. äs rsk. matr. sax. III) „äustitms publisas ko- 
nsstatis imxsäimsutum, ubi sxonLalia guaonugus rations valläa non 
sranch sansta 8^noän8 ^rorsus tollit; nln antsur valiäa lusrint, 
xrlmnm §iaänm non sxoöäat, quoniain in u1tsrioiil)N8 Aiaäil)N8 gam 
non xotsst IinM8inoäi xrobiditio ab8gns äi8xsnäio ob8srvari." 

Es erstreckt sich also jetzt laut des Oone. il'riä. und Z. 35 der 
Anweisung f. d. g. G. nicht (weder in der geraden, noch in der Seiten¬ 
linie) über den rein ersten Grad. 

Dieser H. sagt: „Ein giltig und unbedingt cingegangenes Ehevcr- 
löbniß hindert, daß zwischen dem einen Verlobten und des anderen 
Blutsverwandten im ersten Grade eine Ehe zu Stande komme. Die¬ 
selbe Wirkung äußert ein unter einer ehrbaren Bedingung geschlossenes 
Vcrlöbniß, sobald der Bedingung Genüge geleistet ist." 

Dieses Ehehinderniß ist ebenso wie die früher erwähnten ein i m- 
xsäimsntum des öffentlichen Rechtes. Ein unbedingtes und 
giltiges Eheverlöbniß wird durch ein matrimouium non ocnmnmniatnm 
(siehe das frühere 8utz Ä und L) innerhalb der vier Grade der 
Verwandtschaft der geehelichten Person mit der Ver¬ 
lobten nicht aufgelöst. Z. B. Casus hatte mit der Tita ein giltiges, 
unbedingtes Eheverlöbniß geschlossen; daun aber mit dem Geschwister¬ 
kinde derselben Clara ein nmtr. non 60N8nmrnatum cingegangen. 
Er darf keine bis auf den 4. Grad inol. Verwandte der Clara heiraten; 
mit Ausnahme jedoch der Tita. Wie aber, wenn Cajus sich 
mit der Schwester der Tita, Lucia, fleischlich außer der Ehe versündiget 
hätte? Welche von beiden dürfte er heiraten? Gar keine. Warum 
nickt? Die Tita nicht wegen des Hindernisses der unehrbarcn Schwä- 
gcrschaft; die Lucia nicht wegen des Hindernisses, das soeben 8nl» 6. 
erörtert wurde. 

5 
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Daß auch dieses Ehehinderniß das bürgerliche Gesetz nicht kenne, 

folgt schon daraus, daß es überhaupt dem Eheverlöbnisse keine ver¬ 

bindende Kraft zugesteht. 

8- 29. 

Ehebruch. 

Der Z. 36 der Anweisung f. d. g. G. formulirt das Ehehinderniß 

des Ehebruches also: „Zwischen zwei Personen, welche mit einander 

Ehebruch getrieben haben, kann keine Ehe geschlossen werden, wofern 

dieselben bei Lebzeiten des andern Gatten einander die Ehe versprochen 

oder sogar gewagt haben, mit einander thatsächlich eine Ehe zu schließen; 

oder wofern auch nur ein Thcil, um sich mit dem andern verehelichen 

zu können, dein Gatten, dessen Rechte er durch den Ehebruch verletzt, 

mit Erfolg nach dem Leben gestellt hat." Die Bedingungen dieses Hin¬ 

dernisses sind, was den Ehebruch als solchen betrifft, daß er ein 

wahrer sei, was eine giltige Ehe voraussetzt; daß er ein uilulto- 

rium eonsuwunatuni soil. por ooxulam psrkaetaiw; und daß er ein 

näultsriuiw korinaIs sei, d. i. beiden Theilen muß die zu Recht be¬ 

stehende Ehe bekannt, und der Ehebruch muß freiwillig be¬ 

gangen sein. 

Sowohl dieses als auch das nachfolgende (Gattenmord, oouz'uo'icü- 

liiuni) begreift man unter dem imxscl. erimini 8. 

Die inssnorantia g n r i 8, d. i. die Unkcnntniß, daß die Strafe der 

Jnhabilität zur Eheschließung auf den Ehebruch und auf den Gatten¬ 

mord unter den bestimmten Bedingungen gesetzt sei, hebt das Ehehin- 

dcrniß nicht auf. Der Grund des Ehehindernisses ist leicht einzusehen; 

er ist die Wahrung der Heiligkeit der Ehe und der Sicherheit 

der Ehegatten. Bei dem Ehehindernisse des Ehebruches kommt nur der 

wirkliche objective Bestand der Ehe in Betracht; daher das Ehe- 

hindcrniß vorhanden ist, wenn auch die Ehebrecher oder Einer von 

ihnen den Ehegatten des anderen für verstorben hielten. Dasselbe ist 

aber nicht vorhanden, wenn jene denselben irrthümlich am Leben 

glaubten. Es ist gleichgiltig, ob der Ehebruch dem Ehcversprcchcn vor¬ 

ausgegangen oder nachgcfolgt sei. 

Die attwutatlo matiimouii ist stets in Verbindung mit dem iin- 

psciimöntum li§amilli8. 
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Der Tod des unschuldigen Gatten muß als nothwendige na¬ 

türliche Folge der verbrecherischen That wirklich eingetreten sein; auf 

die Zeit, wie lange nach demselben, kommt es nicht an, z. B. bei 
einem langsam wirkenden Gifte. 

Das bürgerliche Ehegesetz hat zwar auch dieses Hinderniß, aber es 

stellt eine andere Bedingung auf, unter welcher der Ehebruch eine Ehe¬ 

schließung ungiltig macht. Z. 67 des A. b. G. lautet: „Eine Ehe 

zwischen zwei Personen, die miteinander einen Ehebruch begangen haben, 

ist ungiltig. Der Ehebruch muß aber vor der geschlossenen Ehe be¬ 

wiesen sein." Nach dem früheren Ehepatente Kaiser Josef's II. mußte 

der erwähnte Beweis des Ehebruches gerichtlich erbracht sein. 

Zwar erscheint dieses Wort nicht mehr im citirten Paragraphe; aber an 

der Sache selbst ist nichts geändert. Das Gericht bcurtheilt und ent¬ 

scheidet, welcher Beweis des Ehebruches für sein Forum genüge; — 

ob etwa z. B. auch ein bereits früher abgelegtes Geständniß des 

ehebrecherischen Gatten. Nur ein erst bei der wirklichen Verhandlung 

über die Ungiltigkeit der Ehe abgelegtes, übereinstimmendes Geständniß 

beider Ehegatten hätte keine Beweiskraft, weil es sonst in der Willkühr der 

Parteien läge, dadurch zu der von ihnen gewünschten Ungiltigerklärnng der 
der Ehe zu gelangen. 

8. 30. 

G a t t e n rn o r t>. 

Der 8^ 37 der Anweisung f. d. g. G. formulirt das Ehchinderniß 

des Gattenmordes in nachstehender Weise: „Der Gattcnmord hindert 

die Ehe zwischen dem desselben schuldigen Gatten und der Person, mit 

welcher er zur Vollbringung des Verbrechens zusammen gewirkt hat, 

wofern auch nur Ein Theil die That in der Absicht verübte, dadurch 

seine Verehelichung mit dem andern möglich zu machen." 

Sowohl das vorige als dieses Ehehindcrniß ist ein relatives und 

stützt sich nur auf das positive Kirchen gesetz, daher dispensabcl; 

doch pflegt eine Dispens nicht erthcilt zu werden, wenn von Seite der 

Dispenswerber Nachstellungen gegen das Leben des Gatten der früheren 

Ehe stattgehabt haben. Daß das iinpsci. orirninis ein Hinderniß des 

öffentlichen Rechtes sei, versteht sich von selbst. 

Wie bei dem uclultsriuin, wenn die Thatsache außer allen 

Zweifel ist, pro koro oxtorno die rechtliche Präsumtion 
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für das Vorhandensein der Bedingungen spricht, unter welchen der Ehe¬ 

bruch ein Ehehinderniß ist; so ist das nämliche der Fall bei dem 

bloßen Gattenmorde ohne Ehebruch; daß nämlich die Absicht, sich 

mit dem vomplox nxorioiäii zu verehelichen, pro tdro oxtsrno 

rechtlich präsumirt werde, und daher das Gegentheil vollgiltig bewiesen 

werden müsse. 

?ro koro intorno kann freilich die Sache sich anders gestalten. 

Das Gesagte gilt, wenn die Ehe erst zu schließen ist; nach schon 

geschlossener Ehe aber ist sich nach Z. 147 der Anweisung f. d. g. 

G. zu richten, nämlich: „Die Vermuthung steht für die Giltigkeit der 

Ehe. Das Hinderniß muß vollständig bewiesen werden." 

Insbesondere bezüglich des iinxoä. orimims ist der schon citirte 

Z. 106 der Anweisung f. d. g. G. zu berücksichtigen. Zur definitiven 

Abweisung der Ehewerbcr genügt freilich ein bloßes Gerücht nicht; 

sondern es sind Beweismittel erforderlich. Eben weil das imps- 

ckimsntnm ariniinis ein Hinderniß des öffentlichen Rechtes ist, gilt 

Z. 122 der Anweisung f. d. g. G. bezüglich „der Untersuchung von 

Amtswegen, sobald hiezu durch Offenkundigkeit des Falles, durch An¬ 

zeigen oder in anderer Weise hinlänglicher Grund geboten ist." 

Bezüglich der C on Validation einer mit dem iinxockimontuni 

«riminis (nach K. 29 oder Z. 30) geschlossenen Ehe muß (wie auch bei 

anderen Ehehindernisscn) unterschieden werden: Ist die Nachsicht nur 

für den Gewissensbereich ertheilt worden, so genügt cs, wenn 

beide Theile ihre Einwilligung ohne Pfarrer und Zeugen erneuern. 

Würde das erinwn später offenkundig, so würde die xro koro 60v8oi6ntE 

ertheilte Dispens nichts nützen. 

Bei einer Nachsichtsgcwährung pro low oxtorno muß die Einwilli¬ 

gung der ungiltig Vermählten vor dem Pfarrer, in dessen Pfarrbezirke 

sie ihren Wohnsitz haben und vor zwei Zeugen erneuert werden (siche 

ZA. 89 und 90 der Anweisung f. d. g. G.). 

Was hier die Wirkungen der Convalidation betrifft, so sind die 

aus einer ungiltigcn Ehe, jedoch nicht aus ehebrecherischen 

Umgänge herstammendcn Kinder als legitim anzuschen, wenn auch 

nur ein Theil zur Zeit der Eheschließung in Unwissenheit der Thatsache 

oder des Rechtes befangen war. Aus dem Ehebrüche entsprungene 

Kinder werden durch die nachfolgende Ehe ihrer Erzeuger nicht legitimirt. 

Der Z. 68 d. A. b. G. B. über das Ehehindcrniß des Gattenmordes 

lautet: „Wenn zwei Personen, auch ohne vorhergegangenen Ehebruch, 



sich zu ehelichen versprochen haben, und wenn um diese Absicht zu er¬ 
reichen, auch nur Einer von ihnen den« Gatten, der ihrer Ehe im Wege 
stand, nach dem Leben gestellt hat, so kann zwischen denselben auch dann, 
wenn der Mvrd nicht wirklich vollbracht worden ist, eine giltige Ehe 
nicht geschlossen werden." Der Hauptunterschied zwischen dem bürgerlichen 
und kanonischen Ehehindernisse besteht diesfalls darin, daß das bürgerliche 
Gesetz das Ehe versprechen als Bedingung nennt, und daß nach 
demselben der Mord nicht wirklich vollbracht zu werden braucht. 

8- 31. 

Das Ehehinderniß der Heimlichkeit. 

Das impöllirnsntuin elanässtiuöitatis besteht darin, daß die Ehe 
ungiltig ist, wenn die Erklärung der Einwilligung der Brautleute nicht 
in der vom Concil von Trient festgesetzten Form, nämlich vor dem 
ordentlichen (competenten) Pfarrer und wenigsten zwei Zeugen abgegeben 
wird. Das Oonail. Miä. stellte es auf Löss. XXIV. clo rakorm. matr. 
eax. I., indem es die früher giltigen geheimen Ehen künftighin für 
nichtig erklärte. Die diesbezügliche Stelle des voorotuw lautet: „Hui 
ulitor, guum prussöuts xaroollo val ulio suesräoto, äs ipsiug xuroalii, 
86U Oräiuurii liasutiu, ot <luoI>u8 vsl Irilius ts8tibu8, mutiimouium 
eoutrullsrs uttoutubunt, 808 Lauotu LMoäus uä 8io eoutirulwuäuw. 
oiuuiuo iullul)il68 rsääit, st llusumuoäi ooutruotew irritos st uu1Io8 
süss äsesruit, prouti S08 xrLS86uti äsorsto irrito8 kaait st uimullat." 

Dem conform bestimmt K. 38 d. Anweisung f. g. G.: „Zur 
Giltigkeit der Ehe ist erforderlich , daß die Ehewerber vor dem eigenen 
Pfarrer Beider oder Eines von Beiden, oder einem Priester, welcher 
hiezu von dem Pfarrer oder von dem Bischöfe der Diöcese ermächtiget 
worden ist, und vor zwei oder drei Zeugen ihre Einwilligung erklären. 
Doch kann in jenen Theilcn des Kaiserthums, für welche der heilige 
Stuhl die Anweisung vom 30. April 1841 erlassen hat, die Abwesenheit 
des katholischen Pfarrers bei Ehen zwischen Katholiken und nicht katho¬ 
lischen Christen nicht hinreichen, um ein Hinderniß der Giltigkeit zu be¬ 
wirken." 

A n m. Dieser zweite Abschnitt betrifft die gemischten Ehen in Ungarn 
oder dessen Nebenländern — wovon später. 

Wer der purosllus xroxriu8 beider oder Eines der Brauttheile 
sei; wovon die Beantwortung dieser Frage zunächst abhängc, wird 
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später besprochen. Wer, d. i. in Hinsicht auf die amtliche Eigenschaft 

und Stellung, ist zur Trauung resp. zur Entgegennahme der Erklärung 

der Einwilligung berechtiget? Außer dem „xuroollus« zweifelsohne der 

s. g. Localkaplan oder Kurat — kurz jeder selbstständig zur Pasto- 

rirung einer Gemeinde angcstellte, mit der Führung der Matrikelbüchcr 

betraute Priester. Daß auch Kapläne (Vikäre, überhaupt Aushilfspricster) 

giltig trauen können, wenn sie vom Bischöfe förmlich an einer Station 

angestcllt sind, ist die fast allgemeine Meinung; freilich könnte sich der 

paw6llu8 die Trauungen ausdrücklich Vorbehalten und dann wäre die ohne 

seine Erlaubniß von Kapläncn vorgenommene Trauung ungiltig. Jeder 

andere — fremde — Priester bedarf der bestimmt auf ihn lautenden 

Trauungs-Vollmacht Seitens des xaroellus xroxrius. Nur dort, aber 

überall dort, wo das Dekret des Ooue. von Mick, promulgirt 

worden ist, gilt das Hinderniß der Heimlichkeit. Das Weitere kommt 

in: Kapitel von der Trauung zur Sprache, wo auch von den auf die 

Eheschließung Bezug habenden staatlichen Vorschriften die Rede sein wird. 

8- 32. 

Bedingung. 

Davon handeln wir hier unter den Ehehindernissen der 

Giltigkeit, weil möglicher Weise von der Art der Bedingung, unter 

welcher die Contrahenten ihre Einwilligung erklären, sowie von der 

Erfüllung der Bedingung die Giltigkeit der Eheschließung ab¬ 

hängt. Darüber sind die W. 51 — 55 der Anweisung f. d. g. G. mal. 
zu beachten. Sie lauten: 

Z. 51. „Ob eine bedingte Einwilligung das Vorhandensein der Ehe 

bewirke, hängt von der Erfüllung der Bedingung ab." 

8. 52. „Wenn das Eintreffen oder Nichteintreffen von etwas Zu¬ 

künftigen als Bedingung gestellt wird, so bleibt die Ehe aufgeschoben, bis 

die Bedingung erfüllt ist. Wird dieselbe nicht erfüllt, so hört die Wirkung 

der gegebenen Einwilligung auf. Wenn die Einwilligung an etwas 

Gegenwärtiges oder Vergangenes als ihre Bedingung geknüpft ist, so ist 

die Ehe giltig oder ungiltig, je nachdem die Bedingung bereits erfüllt 
ist, oder nicht." 

8- 53. „Eine Einwilligung, welche an eine dem Wesen der Ehe 

widerstreitende Bedingung geknüpft würde, wäre nichtig. Bedingungen, 

welche etwas Unmögliches oder etwas Unsittliches, doch dem Wesen der 
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Ehe nicht Widerstreitendes znm Gegenstände haben, sind als nicht bei¬ 

gesetzt zu betrachten." 

Z. 54. „Wer vor Erfüllung der beigesetzten Bedingung die Ehe 

vollzieht, leistet dadurch auf die Bedingung Verzicht." 

H. 55. „Eine bedingte Erklärung der Einwilligung kann nur mit 

ausdrücklicher Erlaubnis; des Bischvfes zugelasscn werden. Bedingungen, 

welche bei der Erklärung der Einwilligung nicht ausgedrückt werden, sind 

als nicht beigesetzt zu betrachten." 

Bezüglich der in nern Qualität der Bedingung ist also uä Z. 53 

wohl zu bemerken, daß nur eine dem Wesen der Ehe wider¬ 

streitende Bedingung die Einwilligung in die Ehe, also die Ehe selbst, 

null und nichtig mache; nicht so aber auch eine Bedingung, welche 

einzig etwas Unmögliches (z. B. ich heirate dich, wenn du bei 

meinem Begräbnisse zugegen gewesen sein wirst) oder Unsittliches 

(wenn du früher meinen Feind umbringst), doch dem Wesen der Ehe 

nicht Widerstreitendes zum Gegenstände hat. Uebrigens macht eine dem 

Wesen der Ehe widerstreitende Bedingung die Einwilligung auch 

dann nichtig, si ost aomlitio donsstu o. §r. „ooutrallo tsoum, m xriu« 

to voto eustitutis ita üllstriuxori», ut nungnuill u mo xstu8, noe milli 

roääus cksdituiw oouguAuIs." 
Die Bedingung muß im Momente der Erklärung der Einwilligung bci- 

gcsetzt werden; es würde aber wohl auch genügen, wenn die Contrahentcn dem 

Pfarrer und den Zeugen dieselbe nur vorher schon mitgetheilt hätten, aber 

so kurz vorher, daß durchaus kein Verzicht auf dieselbe zu vermuthen ist. 

Tritt die nach Vorschrift der Anweisung f. d. g. G. beigesügte 

Bedingung ein, so ist die Ehe 1x80 kaeto giltig, und es bedarf keiner 

weiteren Förmlichkeit mehr. Außer durch die ooxulu cnrruali8 thatsächlich 

und stillschweigend kann auch ausdrücklich vor dem Eintritte der 

Bedingung aus dieselbe verzichtet werden, wodurch die Ehe ebenfalls 

sogleich rechtsgiltig wird. Wollte die Giltigkeit einer Ehe wegen 

Nichterfüllung einer beigesetzten Bedingung bestritten werden, so gilt 

Z. 117 der Anweisung f. d. g. G.: „Sollte eine bedingte Eingehung 

ausnahmsweise gestattet werden, so kann die Ehe wegen Nichterfüllung 

der beigesetzten Bedingung nur von jenem Gatten bestritten werden, 

welcher weder das Vorhandensein des Ausbedungenen fälschlich vorgegeben 

oder dessen Nichtvorhandensein absichtlich verschwiegen, noch auch die Er¬ 

füllung der Bedingung durch sein Verschulden verhindert hat. Durch die 

Verzichtleistung auf die Bedingung entsagt er seinem Bestreitungsrechte." 
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A n i». Zur Erläuterung wäre zu dem Texte des citirtcn Para- 

graphes zu bemerken, nach: welcher: „bei einer oonclitio clu xrg.6- 

bsrito st xrusssnti"; nach: noch auch: „bei einer sonclitio äs 
futuro." 

Z. B. der Bräutigam lügt, daß er adelig sei, weil die Braut 

diese Bedingung setzte, oder diese verschweigt wissentlich, daß sie bereits 

ein noch lebendes, außereheliches Kind habe, obwohl der Bräutigam sie 

nur unter der Bedingung heiraten zu wollen erklärte, daß sie bisher 

kinderlos sei. Im ersten Falle kann nicht der Bräutigam, im zweiten 

nicht die Braut die Giltigkeit der Ehe bestreiten. Oder z. B. die Braut 

erklärt die Einwilligung in die Ehe, wenn der Bräutigam (rcsp. Gatte) 

binnen einem Jahre seine Besitzungen in Amerika verkauft und dann 

wieder nach Europa heimkehrt, sic selbst aber würde dies wie schon 
immer vereiteln. 

Könnte sie die Ehe bestreiten nach Verlauf Eines Jahres? Nein. 

Hinsichtlich der Führung des Beweises jener Umstände, von denen 

das diesfällige Bestreitungsrecht abhängt, siehe die bereits im Z. 16 

citirten Paragraphe 170 und 171 der Anweisung s. d. g. G. 

Zweiter Abschnitt. 

Wesorröeve Kinöwnisss öes GiVitgeseßss, welche 
eine EHe öenr siccettlichen Acwurn (in sioro 

oivili) nngiltig rncrchen. 

8- 33. 

Verbindlichkeit der bürgerlichen Ehehindernisse. 

Nach dem Abschlüsse des Concordates und vor der Aufhebung 

desselben Seitens des Staates galten die hier folgenden Hindernisse nur 

als staatliche Eheverbote; jetzt aber sind sie wieder staatliche Ehe-Hinder¬ 

nisse der Giltigkeit, d. i. der Staat behandelt die mit einem solchen 

Ehehindcrnisse geschlossenen Ehen für seinen Bereich als un gilt ige 
Ehen, obschon sie kirchlich giltig sein mögen. 

Es wurde schon hervorgehoben (ß. 4), daß die Kirche eindringlichst 

auch die diesbezüglichen staatlichen Eheverbote aus Gewissenspflicht 
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zu beobachten gebietet. Sie werden hier besondere staatliche Hindernisse 

genannt, insoferne sic nur das Civilgesctz, nicht auch die kirchliche 

Gesetzgebung zur Quelle haben. 

Dadurch macht die Kirche gewissermaßen die bürgerlichen Ehe- 

hindernissc zu ihren eigenen d. i. zu kirchlichen Eheverboten. 

Ausdrücklich betont dies Z. 69. der Anweisung f. d. g. G.: „Es ist 

dem Christen eine heilige Pflicht, der Staatsgewalt den Gehorsam zu 

zollen, zu welchem der Herr selbst uns durch seinen Apostel anweiset. 

Um so genauer soll er jene Staatsgesetze beobachten, welche den Be¬ 

dingungen der sittlichen Ordnung sorgsame Beachtung schenken. Wiewohl 

also die Staatsgewalt durch ihre Anordnungen nicht verhindern kann, 

daß zwischen Christen eine giltigc Ehe geschlossen werde, so ist es doch 

dem österreichischen Staatsbürger nicht erlaubt, die Vorschriften zu ver¬ 

nachlässigen, welche das österreichische Gesetz über die bürgerlichen Wir¬ 

kungen der Ehe aufstelllt." Aehnlich tz. 70. *) 

8- 34. 

Minderjährigkeit. 

Von der Unmündigkeit als kirchlichem Ehehindernisse war im 

Z. 15 die Rede. 

Da das bürgerliche Gesetz ohne Unterschied des Geschlechtes als die 

Grenze des unmündigen Alters das vollendete vierzehnte Lebensjahr 

festsetzt, so ist dieses Hinderniß für die nach kanonischem Rechte heirats¬ 

fähigen Mädchen zwischen vollendetem 12. und 14. Jahre ein blos 

bürgerliches Ehehinderniß; ein blos kanonisches Ehehinderniß 

kann die Unmündigkeit bei uns nicht sein. 

Aus der Unmündigkeit tritt inan in Oesterreich in die s. g. Mindc r- 

jährigkeit, welche bis zum vollendeten 24. Lebensjahre dauert. 

Nach dem gemeinen Kirchenrechte gibt es kein Ehehinderniß der 

Minderjährigkeit; wohl aber nach dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche. 

Minderjährige sind Jene, die das 24. Jahr ihres Lebens noch 

nicht zurückgelegt haben, und der väterlichen oder vormundschaftlichen 

Gewalt noch unterstehen. (Z. 21. A. b. G. B.) 

0 Vuls gedruckte Lavanter Ordinariats-Currcnde vom I. 1859 IV/2, wo der 

Clcrus vor der Mitwirkung zur Uebertretung irgend eines bürgerlichen Eheverbotes 

strengstens gewarnt wird. 
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§. 49 des A. b. G. B. lautet: „Minderjährige, oder auch Voll¬ 

jährige, welche aus was immer für Gründen für sich allein keine gütige 

Verbindlichkeit cingehen können, sind auch unfähig, ohne Einwilligung 

ihres ehelichen Vaters sich gütig zn verehelichen. Ist der Vater nicht 

mehr am Leben, oder zur Vertretung unfähig, so wird nebst der Er- 

klärung des ordentlichen Vertreters auch die Einwilligung der 

Gerichtsbehörde znr Gütigkeit der Ehe erfordert." 

„Minderjährige von unehelicher Geburt bedürfen zur Gütigkeit ihrer 

Ehe nebst der Erklärung ihres Vormundes der Einwilligung der Gerichts¬ 
behörde." (Z. 50 des A. v. G.). 

Zu berücksichtigen kommen hiebei insbesondere nachstehende Paragraphc 

des A. b. G. B. Z. 175 bezüglich einer minderjährigen Tochter. 

Stirbt ihr Mann während ihrer Minderjährigkeit, so kommt sie wieder 
unter die väterliche Gewalt. — 

lieber das Wahlkind übernimmt der Wahlvater die väterliche 

Gewalt HZ. 183). — Nach Erlöschung des Rechtsverhältnisses zwischen 

dem Wahlvater und dem Wahlkinde kommi das minderjäbrige Kind 

wieder unter die Gewalt des ehelichen Vaters (ß. 185). 

Wie Kinder noch vor Zurücklegung des 24. Jahres ans der väter¬ 

lichen Gewalt treten, und Minderjährige die Erklärung der Volljährigkeit 

erlangen können, besagen ZK. 174 und 252 des A. b. G. B. 

Anderseits kann es aber auch geschehen, daß auch nach zurückgelegtem 

24. Lebensjahre die väterliche oder vormundschaftliche Gewalt sortdaucrt. 

Hierüber sind die folgenden des A. b. G. B. nachzusehen; nämlich: 
172, 173, 251, 269, 273, 275. 

Welche Minderjährige als von unehelicher Geburt anzu¬ 

sehen seien, und welchen das Gesetz die Legitimität zucrkennt, ist aus 

nachstehenden M. d. A. b. G. zu entnehmen: 161, 162, 160, 138 155 
—157, 159, 158. i) 

Anlangend die Gerichtsbehörde, ohne deren über Erklärung 

des ordentlichen Vertreters zu ertheilende Einwilligung Minderjährige 

oder ihnen gleich gehaltene Volljährige, wenn der eheliche Vater nicht 

mehr ani Leben oder zur Vertretung unfähig ist, keine Ehe schließen 

0 Die r. k. Gerichtsbehörde ist mit ihrer Einwilligung nicht absolut an 

die zustiinmende Erklärung des ordentlichen Vertreters (Vormundes) gebunden; 
sondern sie kann die von demselben widerrechtlich versagte Einwilligung von Amts¬ 

wegen ergänzen; aber die Erklärung muß vom Vertreter jederzeit abgegeben 
werden, mag sie für oder wider die Ehe ausfallen. 
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dürfen, so ist dieselbe in der Regel das k. k. Bezirksgericht, dessen 

persönlicher Gerichtsbarkeit der Minderjährige oder Pflegebefohlene in 

Streitsachen untersteht. — (Siche Z. 83 des kaiserlichen Patentes vom 

20. November 1852 und die W. 10, 11, 91—95, der Jnrisdiktions- 

norm vom 18. Juni 1850.) 
Die obervormundschaftliche Einwilligung zur Ehe¬ 

schließung ist wohl zu unterscheiden von der Eheliccnz. 

Auch bei Personen, welche der Militär-Gerichtsbehörde unterstehen, 

ist genau darauf zu sehen, ob sie nicht minderjährig sind. Im be¬ 

jahenden Falle bedürfen sic, wie Civilpersonen, der Ehcbewilligung 

ihres ehelichen Vaters, oder, wenn dieser nicht mehr am Leben oder 

zur Vertretling unfähig ist, der über die Erklärung des ordentlichen 

Vertreters ertheiltcn Einwilligung der Gerichtsbehörde. 

Ein Minderjähriger aus dem Civi Islandc, welcher Militarist 

wird, bleibt dessen ungeachtet unter seiner (Civil-) Vormundschafts-Behörde 

(v. Patent vom 31. Dezember 1792). 

Die väterliche Einwilligung zur Ehe einer minderjährigen Person 

kann mündlich, oder durch eine Urkunde gegeben werden. Die 

mündliche muß in gesetzlicher Weise constatirt werden, nämlich: Der 

eheliche Vater hat bei dem Pfarrer in Gegenwart zweier Zeugen seine 

Einwilligung persönlich abzugeben, und selbe muß in dem Trauungs¬ 

buche aufgeführt und mit des Vaters eigenhändiger Fertigung oder 

mit der von den Zeugen bestätigten Fertigung eines erbetenen Namens- 

unterschreibers bestätiget werden. Die zwei Zeugen müssen sich ebenfalls 

unterfertigen. 
Wenn thunlich, soll der Vater schon bei dem Braut-Examen 

erscheinen, und seine Einwilligung auf dieselbe Weise in das Tra u u n g s- 

Rapulare eingetragen werden, wie dies später nach vollzogener Ko¬ 

pulation ausnahmslos in das Trauungsbuch geschehen muß. 

Gibt der eheliche Vater seine Einwilligung mittelst einer Urkund e, 

so muß dieselbe von ihm selbst ausgestellt und von ihm unter 

Mitfertigung zweier Zeugen unterzeichnet sein. — Die schriftliche 

Urkunde der O b er v or m und sch a ftsb e h örd e, welche auch den 

Namen des Vormundes, oder der Vormünderin und des Mitvormundes 

enthalten und der von ihnen abgegebenen Erklärung, d. i ertheilten 

0 Die übrigen minderjährige» Mililär-Personen gehören wohl unter das 

Landes-Militärgericht. 
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oder verweigerten Zustimmung, ausdrücklich erwähnen muß, hat ohnehin 

die gewöhnliche amtliche Fertigung. — Immer muß die Ein¬ 

willigung ausdrücklich und unbedingt lauten. — Urkunden für einen 

fremden und ausländischen Minderjährigen bedürfen der Legalisirung.') 

Alle solche Urkunden sind bei den Trauungs-Akten aufzubewahren. 

8- 35. 

Militiirstand. 

Der Z. 54 deö A. b. G. B. lautet: „Mit welchen Militärpersonen, oder 

zum Mililärkörper gehörigen Personen ohne schriftliche Erkaubniß ihres 

Regiments, Corps, oder überhaupt ihrer Vorgesetzten kein gütiger 

Ehevertrag cingegangcn werden könne, bestimmen die Militärgesetze." 

Diese sind insbesondere in dem Heirats-Normale vom 10. Juni 1812 

enthalten. Die kanonischen Gesetze wissen von diesem rein bürgerlichen 

Ehehindernisfe nichts. 
Zu dem Eingangs citirten Heirats-Normale, und den sonstigen 

älteren, noch nicht aufgehobenen Verordnungen bezüglich der 

für Militär-Individuen nöthigen Ehebewilligung führen wir im Nach¬ 

stehenden einige der in neuer und neuester Zeit diesfalls erflossenen 

Bestimmungen an, welche auch mittelst Lavanter Ordinariats-Currenden, 

auf die wir Hinweisen, der Diöcesan-Geistlichkeit mitgetheilt wurden; be¬ 

merken aber, daß manche aus der früheren, zumal Concordats-Zeit 

stammenden seither modificirt, zum Theile außer Kraft gesetzt wurden: — 

Verzeichniß jener Truppenkörper, Branchen, Anstalten und Militär¬ 

personen, welche der civilgeistlichen Jurisdiktion unterstehen. (Ord. Curr. 

vom 14. März 1857 Nr. 518/3, VI.) - 

Bestimmungen, welche von Seite des Civilklerus und der civil¬ 

geistlichen Ehegerichte bezüglich der Anwendung des neuen Ehegesetzes 

auf die k k. Armee zu beachten sind, und Nachtrag zu obigen Bestim¬ 

mungen betreffend die Verehelichung von Militärpersonen. (Ord. Curr. 

äckto. 24. August 1857, Nr. 1714/1 u. 2. IV.) ?) 

Die k. k. Reservemanuschaft gehört, auch wenn sic zu Hause wohnt, 

') 1. Sieh XI. Conf. Prot. L. Kr. 1. 

2) In wie weit diese Bestimmungen sich auf das kaiserliche Patent vom 8. 

Oktober 1850, mit welchem das Gesetz über die Ehen der Katholiken im Kaiscrthume 

Oesterreich veröffentlicht wnrde, stützen, haben sie keine Geltung mehr, weil das 

a. h. Patent selbst außer Kraft gesetzt wurde. 
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namentlich in Verehelichungsfällen, unter die militärgeistliche Jurisdiktion. 

(Ord. Curr. äclto. 7. Juli 1858, Nr. 1260/3, VI.) 

lieber die Art und Weise der den Soldaten, welche nach der 

zweiten Art>) die Ehe schließen, vom Truppen - Commandanten zu 

ertheilenden Bewilligung, — nämlich mit Rücksicht, ob der Soldat, 

welcher dem beurlaubten oder Rescrvestandc angehört, des 

politischen Ehe-Consenses seitens seines früher bestandenen k. k. Be¬ 

zirksamtes bedurfte, oder nicht, viäo k. k. Minist.-Verordnung ääko. 1l. 

Oktober 1858, Z. 16902 (enthalten in der gedruckten Ord. Curr. ääto. 

29. Dezember 1858, Nr. 2346/5 I.) 

Die k. k. Minist.-Verordnungen äckto. 10. Nov. 1858 Z. 19018 

(enthalten in der Ord. Curr. ääto. 29. Dezember 1858, Nr. 2346/2 V) 

erinnert daran, daß wer vor dem Eintritte in das Heer nicht gesetzlich 

befreit, oder nicht zum Heeresdienste offenkundig, oder nicht nach dem 

Urtheile einer Stellungs-Commission für immer untauglich ist, vor dem 

Austritte aus der zweiten Altersklasse d. i. vor dem ersten Jänner des 

aus das vollendete zwciundzwanzigstc Lebensjahr folgenden Jahres sich 

nicht verehelichen dürfe. 
Jetzt gilt bezüglich der Stellungspflichtigen das neue Wehrgesetz 

vom 5. Dezember 1868. — 8- 44. lautet: „Wer von der Stellungs- 

Commission als für den Kriegsdienst für immer untauglich nicht erkannt 

oder in der dritten Altersklasse von der Stcllungspflicht nicht befreit 

worden ist, darf sich vor dem Austritte aus der dritten Altersklasse nicht 

verehelichen. 
Eine ausnahmsweise Ehebewilligung im Falle vorhandener, besonders 

rücksichtswürdigcr Umstände an Stcllungspflichtige zu ertheilcn, ist das 

Landes Vertheidigungs-Ministcrium ermächtiget, welches hiezu auch die 

betreffende Landesstclle delegiren kann; jedoch begründet diese Bewilligung 

') Militär-Ehen der ersten Art sind solche, welche auf die bestimmte Zahl 

der im Regimenle, Corps oder Bataillon Verheirateten (unter 100 Mann der In¬ 

fanterie 8. und bei der Cavallcrie nur 4) bewilliget werden. Die Weiber, der auf 

diese Art verheirateten Soldaten stehen sanunt den Kindern unter der Militär- 

Jurisdiktion, thcilen mit den Männern unentgeltliche Unterkunft, genießen und haben 

Ansprüche auf alle sonstigen für sie bestimmten Militärbcneficien. 

Die Ehen zweiter Art aber sind solche, wo das Weib auf die den Weibern 

erster Art zustehenden Militärbeneficien verzichtet, und sich verbindlich macht, ihrem 

Manne in die Kaserne, oder in das Quartier nicht zu folgen; sondern in ihrem 

bisherigen Ansenthalte zurück zu bleibe». Weiber und Kinder der nach der zweiten 

Art verheirateten Leute unterstehen der Civil-Jurisdiktion. 



78 

keine Befreiung von der Pflicht zum Eintritte in das stehende Heer 

(Kriegsmarine) oder in die Landwehr." 

Der folgende Z. 45 enthält die Strafbestimmung gegen die Wehr¬ 

pflichtigen, die sich mit Uebertretung des im Z. 44 enthaltenen Verbotes 

verehelichen, und gegen Diejenigen, welche hiezu schuldbar mit¬ 

gewirkt haben — also wohl auch gegen den trauenden Priester. 

Z. 52 lautet: „Außer der Zeit der activen Dienstleistung gelten 

für die dauernd beurlaubte linienpflichtige, dann für die Reserve- und 

Landwehrmannschaft, sobald sie die dritte Altersklasse überschritten haben, >) 

ferner für die Officiere der Reserve und Landwehr, sowie für die mit 

Beibehalt des PensionSgehaltcs und des Militär-Charakters Pcnsionirten 

Officicre und Beamten, dann für die k. k. Patental-Jnvaliden, wenn 

sie sich nicht im Jnvalidenhause aufhalten, rücksichtlich der Verehelichung 

die allgemeinen Gesetze und Vorschriften; jedoch unter Aufrechthaltung der 

Dienstpflicht im stehenden Heere (Kriegsmarine) oder in der Landwehr." 

Laut Erlasses des k. k. Ministers für Cultus und Unterricht äckto. 

18. Jänner 1870 (viäs Ord. Currende für die Lavanter Diöcese ckäto. 

2. März 1870, Nr. 594 II.) ist rücksichtlich des zeitlich pensionirtcn 

Militärs und der mit der Vormerkung für eine Lokalaustellung als Halb¬ 

invalide pensionirten Osficierc, so wie der in der Lokoversorgung der 

Jnvalidcnhäuser befindlichen Mannschaft die Vorschrift über die Heiraten 

in der k. k. Landarmee vom 14. Sept. 1861 in Giltigkeit geblieben, 

wornach die Letzteren zur Eingehung der Ehe die Erlaubnis; der com- 

pctenten Militärbehörde bedürfen. 

Z. 53 des Wchrgesetzcs behandelt die Frage, welchen Gerichten, 

ob den Civil- oder Militärgerichten? — Urlauber und die 'in activer 

Dienstleistung Stehenden unterliegen? Es heißt: „Die Urlauber während 

der Zeit ihres Urlaubes, so wie die nicht in der activcn Dienstleistung 

befindlichen Officiere und Mannschaft der Reserve und der Landwehr, 

unterstehen in allen ihren bürgerlichen Verhältnissen, so wie auch in 

straf- und polizeilichen Angelegenheiten, den Civilgerichten und Behörden, 

und sind nur jenen Beschränkungen unterworfen, welche in diesem Ge¬ 

setze begründet und für die Evidenzhaltung erforderlich sind." 

Individuen der Mannschaft der Finanzwache, auch solche, die in 

st Vlüs dicssalls auch die k. k. Minist.-Verordu. vom 22. Juli 1867 (R. G. 
B. dieses Jahres XXXIX. Stück.) — mitgetheilt im kirchlichen Verordnungsblatt,; 
sub. Nr. 1941 d. I. 1867. 
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den zeitlichen Ruhestand versetzt werden, dürfen ohne ausdrückliche 

Bewilligung der Finanz - Landesbehörde eine Ehe nicht eingehcn. (Vläs 

gedruckte Ord. Curr. ääto. 3. März 1858, Nr. 462/12 X.) Dieselben 

gehören stricte genommen gar nicht zur Militär mann schüft, wohl 

aber die Gendarmerie. Diese untersteht der geistlichen Jurisdiction der 

Feldsuperioren (k. k. Kriegs - Ministerial - Erlaß ääto. 3. Februar 1850, 

Z. 398.) — Es seien hier noch citirt: 
Staatsministerialweisung bezüglich der Verehelichung von Beamten 

der Militär-Rechnungs-Departemcnts. (Ord. Curr. äckto. 30. Juni 1862, 

Nr. 173I/l II.) 
Heiratsvorschrift hinsichtlich der in der Dcpendcnz der obersten 

Rechnungs-Controlls-Bchörde stehenden Beamten der Civil- uud Militär- 

Rechnungs-Behörden. (Ord. Curr. ckcito. 10. Februar 1863, Nr. 2 <2/2 I.) 

Trauung der k. k. Ofsicicre betreffend. (Ord. Curr. ckäto. 5. April 

1865 Nr. 807/3 II.) 
Ministerial-Verordnung ckäto. 22. Juli 1867 betreffend die Ehe- 

angelegenheitcn der dauernd Beurlaubten und der nicht activen Reserve- 

Militärmannschaft. (Ord. Curr. ckckto. 12. August 1867 Nr. 1941/2 II.) 

Zu beachten ist der Erlaß des österr. Ministeriums für Landes- 

verthcidigung vom 14. August 1871 Z. 8459 über das militärische Ber- 

hältniß der im Linien- und Rescrvestande befindlichen Personen des 

Mannschafts- und GagistenstandeS des k. k. Heeres und der Kriegsmarine 

außer der Zeit der activcn Dienstleistung und die Evidcnzhaltung derselben. 

Mit A. h. Entschließung vom 3. Jänner 1869 waren neue orga¬ 

nische Bestimmungen — auch bezüglich der Militär-Seelsorge in Oester¬ 

reich getroffen worden. 
lieber die Compctenz zur Ertheilung von Ehebcwilligungcn an 

Reservcmänner, welche die dritte Altersklasse noch nicht überschritten haben, 

ergicng der Erlaß des k. k. Ministeriums für Landesvertheidigunz ckckto. 

12. Dezember 1872, Z. 1856/508 II. — 
Für halbinvalide Officiere ist die militärische Heiratsbewilliguug 

erforderlich. (Ord. Curr. ckckto. 9. Februar 188l. Nr. 376/6 I.) 
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8- 36. 

Berurtheilung zum Tode oder zur schwerste» oder schweren 
Kerkerstrase. 

Darüber sagt der tz. 61 des A. b. G. B. Folgendes: „Ein zur schwersten 

oder schweren Kerkerstrafe verurtheilter Verbrecher kann von dem Tage 

des ihm angckündigtcn Urthcilcs, und so lange seine Strafzeit ^ dauert 
keine gütige Ehe eingchen." — 

Worin die schwerste oder schwere Kerkerstrafe bestehe, lehrt das 
Criminalrecht. 

Auf die Dauer der Kerkerstrafe kommt es nicht an — auch nicht 

darauf, ob die Verurthcilung im ordentlichen oder außerordentlichen Ver¬ 

fahren des Standrechtes und wider Abwesende lind Flüchtlinge erfolgt 

ist. — Strafurtheilen fremder ausländischer Behörden übcr 

östcercichische klnterthanen scheint die Wirkung des Ehehindernisses nicht 

zuzukommen. Das Urtheil muß dem Verbrecher bereits angekündigt 

worden sein. Auch die vor — sei es auch günstigen - Erledigung 

des allfälligen Rccurses geschlossene Ehe wäre staatlich lingiltig. — Bei 

abwesenden Verbrechern vertritt dies die öffentliche Anschlagung des 

Urtheils oder dessen Einrückung in die Zeitungsblätter (in oontunmoiam 
Vcrurtheilte). 

Der oben citirte Paragraph des A. b. G. macht zwar von der 

Todesstrafe keine Erwähnung; doch zieht zweifelsohne die Verur- 

t Heilung zur selben ein staatlich entkräftendes Ehehinderniß nach 

sich/ — z. B. für einen in oontniiEwm zum Tode Verurtheilten 

oder (außer dieser) nach der Verurtheilung zur Todesstrafe flüchtig ge¬ 

wordenen Verbrecher. Denn ein zum Tode Verurtheilter kann ebensowenig, 

als ein zur schwersten oder schweren Kerkerstrafe Verurtheilter ein ver¬ 

bindliches Geschäft unter Lebenden — folglich auch keinen Ehevertrag — 
schließen. 

Von diesem bürgerlichen Ehehindcrnisse, Nachsicht zu crtheilcn, 

ist dem Landesfürsten Vorbehalten (vicko Kutschker Ehcrccht Bd III S 
678—680). ' ' ' 
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8- 37 

Ehebruch und Gattenmord. — Theilnahme an der 

Trennungsursache. 

Vom Ehebrüche als kirchlichen Ehehindernissc der Giltig¬ 

keit haben wir im Z. 29 gehandelt; aber dort schon auch besprochen, 

daß, und unter welchen Modalitäten der Ehebruch ein bürgerliches 

Ehehinderniß involvirc. 

Das Gleiche gilt von dem im Z. 30 aufgefiihrten Ehehindernisse 

des Gattenmordes. Deshalb genüge es, hier, um eine Wiederholung zu 

vermeiden, darauf nur hinzuweisen. — Damit in Verbindung stehend, 

dem bürgerlichen Ehegesetze eigenthümlich ist das im Z. 119 A. b. G. B. 

enthaltene Hinderniß: „Den Getrennten wird zwar überhaupt gestattet, 

sich wieder zu verehelichen; doch kann mit Denjenigen, welche vermöge 

der bei der Trennung vorgelegtcn Beweise durch Ehebruch, durch Ver¬ 

hetzungen, oder auf eine andere sträfliche Weise die vorangegangcne 

Trennung veranlaßt haben, keine gütige Ehe geschlossen werden." Dieses 

sträfliche d. i. wohl nicht blos strafgesetzlich, sondern auch sitt¬ 

lich verpönte Handeln muß von einer dritten Person ausgehen. 

8- 38. 

Schwangerschaft der Braut von einem Anderen, und gesetzliche 

Witwenfrist. 

Das bürgerliche Ehegesetz betrachtet als Jrrthum in einer wesent¬ 

lichen Eigenschaft der Person die Schwangerschaft der Braut von einem 

Dritten, weshalb es diese als entkräftendes Ehehindcrniß behandelt. 

Der Z. 58 des A. b. G. B. lautet: „Wenn ein Ehemann seine 

Gattin nach der Ehelichung bereits von einem Andern geschwängert 

findet, so kann er, außer dem im Z. 121 bestimmten Falle fordern, daß 

die Ehe als ungiltig erklärt werde." Jetzt ist also dieser Z. 58 deö A. 

b. G. B. vom Staate wieder in seine vorige Wirksamkeit zurückversetzt d. i. 

die Schwangerschaft der Braut von einem Dritten begründet wieder 

das bürgerliche Ehehinderniß der Giltigkeit außer in dem dort 

angegebenen Falle des Z. 12i, in welchem Falle der Mann zur Strafe 

der Uebertrctung das Recht verliert, auf Ungiltigkeit der Ehe zu 

klagen. 

6 
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Das kirchliche Ehcgesetz erklärt in dem besprochenen Falle nur die 

Scheidung von Tisch und Bett für zulässig. Dies berücksichtigte 

früher Z. 73 des Anhang I. zum Concordatc: „Gesetz über die Ehen 

der Katholiken im Kaiserthume Oesterreich." Derselbe lautete: „Wenn 

ein Ehemann, welcher außer dem Falle des Z. 121 des A. b. G. B. seine 

Gattin bereits von einem Anderen geschwängert findet, sogleich nach 

Entdeckung dieses Umstandes den ehelichen Umgang mit ihr cinstellt, und 

binnen einem Monate die Klage auf Scheidung anhängig macht, so 

sollen im Falle, daß die Scheidung nicht ausgesprochen würde, auf sein 

bei dem ordentlichen Gerichte anzubringendcö Ansuchen die bloö bürger-, 

lichen, durch seine Verehelichung begründeten Rechtsverhältnisse so ge¬ 

ordnet werden, als habe eine von der Gattin verschuldete Scheidung 

von Tisch und Bett stattgesundcn." Gerade in solchen Fällen, in welchen 

eine Ehe kirchlich giltig geschlossen, von dem Staate, aber, wie hier, 

eines von der Kirche nicht anerkannten Hindernisses wegen als ungiltig 

erklärt wird, können der Zwiespalt zwischen den beiden Ehegcsctzgebungen 

und die Folgen besonders betrübend sein. Gesetzt, ein kirchlich giltig ge¬ 

trauter Ehemann läßt seine Ehe wegen der Schwangerschaft seiner ihm 

eben erst angetranten Frau von einem Dritten von der weltlichen 

Behörde für ungiltig erklären, und er und vielleicht auch seine Frau 

schreiten zu einer neuen, freilich kirchlich ungiltigcn fCivilche). — Die 

Kirche muß ihn oder beide als Bigamen behandeln — möglicher Weise 

sogar mit der Excommunication belegen. 

Aehnlich, wenn die kirchlich giltige Ehe wegen eines anderen 

rein bürgerlichen Ehehindernisses vom Staate als null nnd nichtig 
angesehen wird. 

Nach dem römischen Rechte trafen jene Witwen strenge Strafen, 

welche vor Ablauf eines Jahres nach dem Tode ihres Mannes zu einer 

neuen Ehe schritten. Das kanonische Recht nahm zwar diese Strafen 

nicht auf; doch billigte es niemals allzu baldige Heiraten der Witwen. 

Das A. b. G. V. enthalt diesbezüglich nachfolgende Bestimmungen: A. 120. 

„Wenn eine Ehe für ungiltig erklärt, getrennt oder durch deö Mannes 

Tod aufgelöst wird, so kann die Frau, wenn sie schwanger ist, nicht vor 

ihrer Entbindung, und wenn über ihre Schwangerschaft ein Zweifel 

entsteht, nicht vor Ablauf des sechsten Monates zu einer neuen Ehe 

schreiten. Wenn aber nach den Umständen oder nach dein Zeugnisse 

der Sachverständigen eine Schwangerschaft nicht wahrscheinlich ist, so 
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kann nach Ablauf dreier Monate in der Hauptstadt von der Landesstelle, 

und auf dein Lande von dem Kreisamte *) die Dispensation crtheilt 

werden." 

Z. 121. „Die Ucbertretung dieses Gesetzes (120) zieht zwar nicht 

die Ungiltigkeit der Ehe nach sich; allein die Frau verliert die ihr von 

dem vorigen Manne durch Ehe-Pakten, Erbvertrag, letzten Willen oder 

durch das Ucbcreinkommcn bei der Trauung zugewendeten Vortheile; 

der Mann aber, mit dem sie die zweite Ehe schließt, verliert das ihm 

außer diesem Falle durch den tz. 58 zukommende Recht, die Ehe für 

ungiltig erklären zu lassen, und beide Ehegatten sind mit einer den 

Umständen angemessenen Strafe zu belegen. Wird in einer solchen Ehe 

ein Kind geboren, und es ist wenigstens zweifelhaft, ob es nicht von 

dem vorigen Manne gezeugt worden sei, so ist demselben ein Curator 

zur Vertretung seiner Rechte zu bestellen." 

Der Grund dieser Bestimmungen liegt theils in der Wahrung des 

öffentlichen Anstandes, thcils darin, um der Ungewißheit und den 

Streitigkeiten vorzubeugcn darüber, ob das von der verehelicht gewesenen 

Frau in der neuen Ehe geborene erste Kind noch von dem vorigen, 

oder schon von dem jetzigen Manne erzeugt worden sei. 

Das Gesetz trifft auch jene Frau, welche lange Zeit von 

Tisch und Bett geschieden lebte, wenn sie sich vor der gesetzlichen 

Zeit wieder verehelichen wollte nach der Ungiltig - Erklärung der Ehe 

oder nach dem Tode ihres Gatten. 

8. 39. 

Jnwieferne die Unterlassung des Aufgebotes oder ein Mangel 

dabei die Eheschließung bürgerlich ungiltig mache. 

Diesbezüglich verordnet Z. 74 des A. b. G. B. Folgendes: 

„Zur Giltigkeit des Aufgebotes und der davon abhängendcn Giltig¬ 

keit der Ehe ist cs zwar genug, daß die Namen der Brautleute und 

ihre bevorstehende Ehe wenigstens Einmal sowohl in dem Pfarrbczirke 

des Bräutigams als der Braut verkündiget werden, und ein in der 

Form oder Zahl der Verkündigungen unterlaufener Mangel macht die 

Ehe nicht ungiltig; cs sind aber theils die Brautleute oder ihre Ver¬ 

treter, theils die Seelsorger unter angemessener Strafe verpflichtet, 

st Jetz^ wohl von der k, k. Bezirkshauptmcmnschaft. 

6* 
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dafür zu sorgen, daß alle hier vorgeschriebenen Verkündigungen in der 

gehörigen Form vorgenommen werden." 

Wesentliche Stücke dc§ Aufgebotes, inithin nothwendigc Bedingungen 

zur bürgerlichen Giltigkeit der Ehe sind demnach folgende: 

1. Die Verkündigung der Namen der Brautleute und ihrer 

bevorstehenden Ehe. 
2. Die wenigstens Einmalige Verkündigung aller wesent¬ 

lichen Stücke des Aufgebotes sowohl in dem Pfarrbczirkc des Bräuti¬ 

gams als der Braut, wenn sie in verschiedenen Pfarren wohnen. 

Dlitt» HiuiMck. 
Aon tlen Mnilermssen einer erlangen NeMeßnng oller von 

llen Meverboien. 

Erster Abschnitt. 

KivHengesehLitHs AHeverSote. 

Im Z. 56 der Anweisung f. d. g. G- heißt es: „Während die 

Kirche für die Würde und Reinheit der Ehe in jeder Beziehung sorgen 

wollte, hielt sie es nicht gerathen, die Zahl der trennender. Ehehinder¬ 

nisse zu sehr zu mehren. Daher hat sie über die Ehe Anordnungen er¬ 

lassen, für welche sie Gehorsam fordert, deren Uebertretung aber die 

Ungiltigkeit der Ehe nicht nach sich zieht." 

Anm. Die aufschiebcnden (verbietenden) kirchlichen Ehehindernisse 

(Verbote) sind im folgenden Verse enthalten: 

Böllixus saoratuni; vtztitum; sponsalia; votum. 

8- 40 
Eheverlöbniß. 

Von dem Eheverlöbnisse war schon die Rede im ersten Kapitel. 

Wir lernten es auch schon als ein irritirendcs, trennendes Ehe- 

hinderniß kennen. (Sieh Z .7 III. und Z. 28 6.) Es begründet aber noch 



85 

ein bloßes Eheverbot, welches das bürgerliche Ehegesetz nicht kennt; 

wohl aber formulirt es der Z. 57 der Anweisung f. d. g. G. also: „In 

soweit und solange die Eheverlöbnisse eine Verbindlichkeit zur Eingehung 

der Ehe Hervorrufen, machen sie jede Ehe unerlaubt, welche von Einem 

der Verlobten mit einer dritten Person eingegangen wird." 

Eben als Eheverbote können Eheverlöbnisse und aus Grund 

derselben erhobene Einsprachen wider eine beabsichtige Verehelichung dem 

Seelsorger, und resp. dem Ehegerichte viel zu schaffen geben. Auch davon 

wurde bereits im Z. 9 Erwähnung gethan. 

8- 41. 

Einfache Gelübde (votnm MM). 

Z. 58 der Anweisung f. d. g. G. lautet: 

„Jene einfachen Gelübde des Gehorsams, der Armuth und der 

Keuschheit, welche in einer Ordensgcmeinde abgelegt worden sind; dann 

das einfache Gelübde, immerwährende Keuschheit zu bewahren, in einen 

geistlichen Orden zu treten, die höheren Weihen zu empfangen, niemals 

eine Ehe zu schließen, verstatten nicht, daß Diejenigen, für welche sie ver¬ 

pflichtende Kraft haben, erlaubter Weise das Band der Ehe knüpfen." 

Außer den einfachen Gelübden der Gesellschaft Jesu ist noch in einem 

Falle das voturn simxlsx oonünsutme ein irritirendes Ehehinder- 

niß, wenn nämlich die Gattin des Ehemannes, der die höheren heiligen 

Weihen empfängt, ein solches ablegt. Sie kann nach dein Tode dieses 

ihres Mannes (ohne Nachsicht) keine giltige Ehe eingehen. 

Auch das votum röIi§ioms scheint unter dem Z. 79 der Anweisung 

f. d. g. G-, wo es heißt: „Dem heiligen Stuhle allein steht cs zu, in 

Hindernissen der Giltigkeit aus eigener Macht Nachsicht zu gewähren, 

und demselben ist es auch Vorbehalten, in dein einfachen Gelübde immer¬ 

währender Keuschheit . . . Nachsicht zu ertheilen," inbegriffen zu sein; 

denn die Fakultäten der Bischöfe guouci matrimomu eoutrullouäu lauten 

pro koro sxtsruo: „pro ämxsusutlous ot oommututioutz votorum 

simplioium in uliu pla opsru, sxosptiZ votis 6g.8tituti8 st 

rs1iAioui8." Dies erhellt auch aus dem jus ouuomeuw. Legt ein 

Ehetheil nach bereits g eschloss euer Ehe ein votum simxlsx oou- 

tmsutius ab, so kann dasselbe nur das Recht, das äslütum oorffuZÄs 

xstsuäi, nicht aber die Pflicht rsääsucli aufheben, bis der Bischof, 

wozu derselbe berechtigt ist, die nöthige Dispens ertheilt hat. 
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8- 42. 

Geheiligte Zeit (teniM Mmtum auch l«!»M feiiutum oder 
eluuMUl genannt). 

„Es ist verboten, in der Zeit vom ersten Adventsonntage bis ein¬ 

schließlich zum Feste der Erscheinung des Herrn; dann vom Ascher,nitt- 

woche bis einschließlich zum ersten Sonntage nach Ostern eine Ehe cin- 

zugehen," so lautet Z. 59 d. Anweisung s. d. g. G. 

Seit mehr als 50 Jahren wird in Oesterreich jede auch nicht 

feierliche Eheschließung tsinp. suor^to als eine verbotene Sache an¬ 

gesehen. Wenn aber auch die bischöfliche Dispens zur Eheschließung er- 

theilt wird, so ist doch eigentlich die inissa pro sxonsis solonrnis st 

dsnsäiotio nuptmlis ulias solita deshalb noch nicht erlaubt. 

8- 43. 

Aufgebot. 
(lW. d. i. der Mangel am Aufgebot ist ein kirchliches Eheverbot.) 

Wo überall die bevorstehende Ehe verlautbart, d. i. aufgeboten 

werden solle, hat, wenn nicht beide Brautthcile ans einer und derselben 

Psarre sind, jener L>celsorger zu bestimmen, welcher das sogenannte 

Brautcxamen vornimmt. Gewöhnlich ist es der Seelsorger der Braut. 

Nach H. 39 der Anweisung f. d. g. G. ist „der Brautleute eigener 

Pfarrer jener, in dessen Pfarrbezirke sie ihren eigentlichen oder un- 

eigentlichen Wohnsitz haben." (Viäs auch VI. Eons. Prot. L. I.). 

Bevor das Aufgebot geschehen, darf die Trauung nicht, statt haben. 

Viäs Z. 70 der Anweisung f. d. g. G-, wovon noch später. 

Der Z. 60 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Bevor die Ehe 

geschlossen wird, ist die beabsichtigte Eingehung derselben von dem Pfarrer 

des Bräurigams und der Braut an drei Sonn- oder Festtagen während 

der Feier des hl. Meßopfers öffentlich zu verkündigen und Jeder, welchem 

etwa ein Hinderniß bekannt ist, zur Entdeckung desselben auszusordern. 

Die Person beider Brautleute ist durch Angabe ihres Tauf- und 

Fannliennamens, ihres Geburtsortes, Alters, Standes und Wohnortes 
genau zu bestimmen." 

Achnlich der Z. 70 d. A. b. G. B. über die Form des Aufgebotes; 

und der Z. 7 l über Zeit, Ort und Zahl desselben. Bezüglich des Ortes 
verlangt die Anweisung f. d. g. G. etwas mehr. 
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Der Zweck des Aufgebotes ist: 

t. Die Entdeckung allsälliger Ehehindermssc; 

2. die Hintanhaltung geheimer Ehen, daß also z. B. auch Kinder 

ohne Wissen und Wollen ihrer Eltern sich nicht verehelichen. 

Schon das IV. Concil von Lateran 1216 schrieb das Aufgebot 

vor; das 6ono. Irick. erneuerte strenge diese Anordnung (Lsss. 

XXIV. äo rolorw. mg.tr. ogp. 1.): „krasvipit, nt in xostoruin, gnta- 

gugrn ingtriinouiuni oontrgligtnr, tar g proprio oontrallontinni pgroolw 

trilluL eontinnis (doch kann es mit Unterbrechung geschehen; ja, wenn 

man einem Ehehindernisse auf die Spur kommt, muß man mit dem 

Aufgebote einhalten, bis sich Gewißheit verschafft wurde) äislius lostivis 

in Uoolosig intsr Nmsgrum soloinnig xulilios clonnntiotur, intsr gnos 

nigtrimoninin sit oontrglisnänm." 
Die kirchlichen Anordnungen, welche in Oesterreich bezüglich des 

Aufgebotes gesetzliche Geltung haben, sind in der Anweisung f. d. g. G. 

und zwar außer dem schon citirten Z. 60 in den ZZ. 61—65 incl. ent¬ 

halten. 
Z. 61. „Hat der Bräutigam oder die Braut, sowohl einen eigent¬ 

lichen, als einen uneigentlichen Wohnsitz, so ist die dreimalige Verkündi¬ 

gung sowohl von dem Pfarrer ihres eigentlichen, als auch von dem 

ihres uneigentlichen Wohnsitzes vorzunehmen. Sollte cs sich aber fügen, 

daß eine Person neben ihrem eigentlichen Wohnsitze mehr als Einen un¬ 

eigentlichen hätte, so genügt es, wenn die Verkündigung von dem Pfarrer 

ihres eigentlichen Wohnsitzes und von Einem der Pfarrer ihrer uncigent- 

lichen Wohnsitze vorgenommen wird." 

Z. 62. „Wiefern der Bräutigam oder die Braut in keiner der 

Pfarren, wo nach den bestehenden Bestimmungen das Aufgebot statt- 

sinden soll, durch wenigstens sechs Wochen wohnhaft ist, so muß die 

Verkündigung überdies auch in der Pfarrkirche jenes Ortes geschehen, 

>vo die betreffende Person zuletzt durch wenigstens sechs Wochen wohn¬ 

haft war. Sollten besondere Verhältnisse die Vollziehung dieser Vor¬ 

schriften erschweren, so ist an den Bischof Bericht zu erstatten." 

H. 63. „Bei Denjenigen, welche weder einen eigentlichen Wohnsitz 

haben, noch an dem Orte ihres uneigentlichen schon wenigstens ein Jahr 

lang verweilen, muß das Aufgebot dort, wo ihnen das Heimatsrecht 

zusteht, oder wenn dies ihnen nirgends zustande, wo möglich auch in 

der Pfarre ihres Geburtsortes vorgenommen werden. Hat aber der 

Ehewcrber nicht nur keinen eigentlichen, sondern auch keinen uneigentlichen 
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Wohnsitz, so geschehe die Verkündigung sowohl in dem Pfarrbezirke, wo 

er sich eben aufhält, als auch dort, wo ihm das Heimatsrecht zusteht, 

oder wenn ein solches ihm nirgends zustande, wo möglich in der Pfarr¬ 

kirche seines Geburtsortes." 

Z. 64. „Die Verkündigungen müssen wiederholt werden, wenn die 

Ehe nicht binnen sechs Monaten nach Vornahme derselben geschlossen ist, 

oder der Bischof auch nach Ablauf einer kürzeren Zeit die Erneuerung 

des Aufgebotes vorschreibt." Das A. b. G. schreibt diesfalls im Z. 73 

betreffs der Wiederholung des Aufgebotes nach 6 Monaten das Gleiche vor. 

Z. 65. „Bevor das Aufgebot gehörig vollzogen ist, kann die Ehe 

erlaubter Weise nicht eingegangen werden." 

Daß das Aufgebot nach dem österr. bürgt. Ehegesetze auch erfordert 

werde; ja daß dessen gänzliches Unterlassen sogar ein Ehehinderniß 

der Giltigkeit begründet, wurde schon im Z. 39 erörtert. Das bürgl. 

Gesetz nimmt bei seinen Bestimmungen vorzugsweise die Zeit des 

Aufenthaltes der Brautpersonen an einem Orte zur Grundlage. Der 

Z. 72 des A. b. G. B. sagt: „Wenn die Verlobten oder Eines von ihnen 

in dem Pfarrbezirke, in welchem die Ehe geschlossen werden soll, noch 

nicht durch sechs Wochen wohnhaft sind, so ist das Aufgebot auch an 

ihrem letzten Aufenthaltsorte, wo sie länger, als die eben bestimmte 

Zeit gewohnt haben vorzunehmen, oder die Verlobten müssen ihren 

Wohnsitz an dem Orte, wo sie sich befinden, durch sechs Wochen fort¬ 

setzen, damit die Verkündigung ihrer Ehe hinreichend sei." 

Die Anweisung f. d. g. G. behält hauptsächlich das Domicilium 

d. i. den Wohnsitz der Brautpersoncn im Auge, und unterscheidet in 

dieser Beziehung vier Fälle. 

1. Wenn jemand einen eigentlichen Wohnsitz (vsrum äoiniMuni) 

hat, worunter nicht das Recht sich irgendwo aufzuhalten, sondern die 

Thatsache des Aufschlagens der Wohnung an einem Orte zu verstehen ist; 

2. wenn Jemand sowohl einen eigentlichen als uneigent¬ 

lichen Wohnsitz hat; 

3. wenn Jemand blos einen uneigentlichen Wohnsitz hat; 

4. wenn Jemand weder einen eigentlichen, noch einen un¬ 

eigentlichen Wohnsitz hat. 

Damit das Folgende deutlicher werde, erörtern wir an dieser Stelle, 

was die Anweisung f. d. g. G. über den eigentlichen und uneigcnt- 

lichen Wohnsitz (guusi cioinioilium) festsetzt. Die diesfälligen Bestim¬ 

mungen sind in den ZZ 40—44 incl. enthalten. Sie lauten: 
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Z. 40. „Der eigentliche Wohnsitz ist cin dem Orte, wo Jemand 

seine Wohnung ausschließlich oder vorzugsweise aufschlägt, so daß man 

nicht sagen kann, er sei daheim, wenn er sich nicht dort aufhält. Solange 

er an diesem Orte eine für ihn oder seine Hausgenossen bestimmte Wohnung 

beibehält, reicht eine, wenn auch längere Abwesenheit für sich genommen 

nicht hin, um die Uebertragung des eigentlichen Wohnsitzes zu bewirken. 

Wo jemand zwar keine bleibende Niederlassung beabsichtiget, aber doch 

zu einem Zwecke wohnt, dessen Erreichung einen längeren Aufenthalt 

nothwendig macht, dort hat er einen uneigentlichen Wohnsitz." 

tz. 4l. „Der eigentliche Wohnsitz der Gattin ist dort, wo der Gatte 

und der des Minderjährigen dort, wo dessen leibliche Wahl- oder Pflege¬ 

eltern oder der Vormund ihren eigentlichen Wohnsitz haben. Der Ort, 

wo z. B. die Gattin in Dienstesverhältnissen steht, der Minderjährige 

sich als Studirender aufhält oder als Militärperson seinen Standort 

hat, ist ihr uneigentlicher Wohnsitz. Wer als minderjährig zu betrachten, 

oder den Minderjährigen rechtlich gleichzustellen sei, ist hiebei nach dem 

österreichischen Gesetze zu beurtheilen." . 

ß. 42. „Staatsbeamte oder Solche, welche in was immer für 

öffentliche Dienste auf Lebenszeit getreten sind, haben ihren ordentlichen 

Wohnsitz dort, wo sie zur Ausübung ihrer Amts- und Dienstespflichten 

wohnhaft sind. Wofern sie an einem anderen Orte zu außerordentlichen 

Dienstleistungen, welche ihrer Natur nach längere Zeit erheischen, ver¬ 

wendet werden, erlangen sie an demselben einen uncigentlichen Wohnsitz." 

tz. 43. „Wer bei einer Privatperson, einer Anstalt oder Gesellschaft 

auf längere oder unbestimmte Zeit in Dienste tritt, erlangt dadurch an 

dem Orte, wo er zur Leistung dieser Dienste sich aufhält, einen 

uneigentlichen Wohnsitz. Nur dürfen die Dienstleistungen nicht so be¬ 

schaffen sein, daß sic eine stete Veränderung des Aufenthaltes mit sich 

bringen; auch kann durch cin Dienstverhältniß, in Folge dessen man 

dem Aufenthalte des Dicnstherrn zu folgen hat, dort, wo dieser keinen 

Wohnsitz hat, kein Wohnsitz erworben werden." 

Z. 44. „Im Falle, daß Jemand außer dem Orte seines eigentlichen 

Wohnsitzes noch in anderen Pfarrbezirken Häuser mit einer für ihn be¬ 

stimmten, eingerichteten Wohnung besitzt, hat er nur an jenem dieser 

Orte einen uneigentlichen Wohnsitz, wo er sich jährlich eine beträchtliche 

Zeit hindurch auszuhalten Pflegt, oder wo er znr Zeit, da er den Ort 

als seinen Wohnsitz geltend macht, durch wenigstens sechs Wochen wohn¬ 

haft ist." 
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Die Bedingung eines eigentlichen Domicils erfordert keinen 

Zeitverlauf; die Gründung eines Q u a si - Do m icils aber wohl nach 

Umständen; d. i. auch nicht iinme r. Zur Begründung eines Domicils 

überhaupt gehören zwei Momente, nämlich die factische Nieder¬ 

lassung an einein bestimmten Orte, und der entsprechendeWille 

daselbst seinen Wohnsitz zu nehmen — bei einem vsruni ctow. einen 

festen; bei einem gnasi clorn. auf eine durch einen bestimm ten 

Endzweck, welcher in der inviduellen Lebenslage derPersvn 

gegeben ist, abgegrenzte Zeit. Deshalb begründet z. B. der bloße 

Aufenthalt an einem Orte zum Vergnügen, zur s, g. Sommerfrische, 

der Badekur wegen u. dgl. noch kein Quasi-Domicil. 

A n m. Bezüglich der Bestimmung, daß das Aufgebot während der 

Feier des heil. Meßopfers statt haben soll, viäs auch gedruckte Lavant. 

Ord. Curr. cickto. 3. März 1858 Nr. 402/7 II. 

Daß man tsinpors saoruto verlautbaren dürfe viäs XII. Conf.Prot. L. 3. 

In einer Verordnung des k. k. Ministerium für Kultus und Unter¬ 

richt und des Armee-Oberkommando ääto. 19. August 1858 heißt es: 

Die Vorschrift des Z. 15 und 16 des Anhanges I, und der ZZ. 61, 62, 

und 63 des Anh. II. des Ehegesetzes bezüglich des Aufgebotes findet 

auf Ehen der zur inilitia vs-Ag. gehörigen Militärpcrsonen keine Anwen¬ 

dung, und cs ist die bei der zuständigen Feldkapelle erfolgte Verkündi¬ 

gung solcher Ehen bezüglich dieser Militärpersonen für aus¬ 

reichend zu halten. (Viäs gedruckte Lav. Ord. Curr. ääto. 28. Oktober 

1858 Nr. 2022/3 IV.). 

Anm. Die zuständige Feldkapelle ist dort, wo sich der competcntc 

Feldgeistliche bei dem Stabe des Regiments befindet. Laut ^Eröffnung 

des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht ääto. 16. März 1858 

Z. 4197 gehört auch die nicht active Reserve-Mannschaft gleich der zur 

activen Dienstleistung einberufcnen nunmehr zur militärgeistlichen 

Jurisdiction. (Viäs gedruckte Lav. Ord. Curr. ääto. 7. Juli 1858 

Nr. 1260/6 III. und das im 8- 35 Vorgcbrachte.) 

Zum K. 72 des bürgerlichen Ehcgesetzcs und tz. 62 der Anweisung 

f. d. g. G. ist zu bemerken, daß jedenfalls die Auslegung die sicherere 

sei, daß das Aufgebot in dem früheren Pfarrbezirke erst dann überflüssig 

werde, wenn die übersiedelten Brautleute in ihrem neuen (eigentlichen 

oder guusi) Domicil sechs Wochen Vorbeigehen lassen, ehe sie ausge¬ 

boten werden. Der Wortlaut des Gesetzes spricht aber oder scheint zu 

sprechen dafür, daß es genüge, wenn die Brautleute, nachdem sie 
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gleich nach ihrer Uebersiedlung in ihrem neuen Pfarrbczirke 

aufgeboten worden, mit der Eheschließung so lange warten, 

bis sechs Wochen seit ihrer Ucbersiedelung vorüber sind. 

Anm. Dr. Schulte schreibt, sich für die erste Ansicht entscheidend: 

„Die Frist von sechs Wochen muß aber, wie sich das aus inneren Grün¬ 

den und dem Kirchengesetze ergibt, nicht etwa bis zur Eheschließung, son¬ 

dern abgelaufen sein, bevor das erste Aufgebot statt haben kann." 

(Erläut. des Gesetzes über die Ehen der Katholiken S. 6l). 

Bezüglich des Aufgebotes gemischter Ehen ist wohl zu beachten, daß 

das Staatsgesetz vom 31. Dezember 1868 unter Aushebung der ZK 71 

und 77 des A. b. G. bestimme, daß das Aufgebot wohl auch — 

wie früher schon vorgeschrieben war —- im Bethausc des protestanti¬ 

schen Brauttheiles; aber nicht mehr auch in der katholischen 

Pfarrkirche, innerhalb deren Bezirk derselbe wohnt, zu geschehen habe. 

Das Aufgebot soll erst nach dem sorgfältig gepflogenen 

Brautexamcn stattfinden; also erst, nach dem sich der Pfarrer die Ueber- 

zeugung verschafft hat, daß die Brautleute allen gesetzlichen Erfordernissen 

Genüge gethan haben und ihnen kein Ehehinderniß oder Eheverbot im 

Wege stehe; oder falls ein solches da wäre, nicht früher, bis sie die Dis¬ 

pens erlangt haben. (Also antlLipanäo verlautbaren ist in der 

Regel nicht erlaubt.) Auch bevor sich der allfällige Brauttheil aus einer- 

fremden Pfarre mit dem Religionszeugnisse ausgewiesen hat, 

nehme der Pfarrer das Aufgebot nicht vor. (Z. 74 d. Anw. f. d. g. G-) 

s 44. 

Fortsetzung. Nachsicht vom Aufgebote. 

Aus Gründen ist eine Nachsicht von einen: oder zweien Aufgeboten 

— ja in äußerst dringendem, vom Gesetze vorgcschriebenen Falle, sogar 

von allen drei Aufgeboten zulässig. 

Wer ertheilt solche Nachsicht? Für den staatlichen Bereich die 

Staatsbehörde; für den kirchlichen die Kirchenbehörde, 

nämlich das Ordinariat im Namen des Bischofes — in Kraft der Be¬ 

vollmächtigung durch den Bischof wohl auch die Dcchantc u. A. Jetzt 

stehen diesfalls die Kirchen- und Staatsbehörden in keinem nothwendigcn 

ämtlichen Rapport mit einander. Die kirchliche Behörde ertheilt ihre 

Dispens ganz unabhängig für sich und überläßt es der Partei, sich selbst 

um die nothwendige staatliche Nachsicht zu bewerben. 
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Von der kirchlichen Aufgebotsdispens handeln die W 82—85 der 

Anweisung f. d. g. G. 

ß. 82. „Die gänzliche Nachsicht vom Aufgebote soll nur in höchst 

dringenden Fällen, die Nachsicht von der zweiten und dritten Verkündi¬ 

gung nur aus erheblichen und hinreichenden Gründen ertheilt werden." 

A. 83. „Da es sich ereignen kann, daß eine nahe Todesgefahr jeden 

längeren Aufschub unmöglich macht, so werden die Bischöfe in jedem Be¬ 

zirke nach Maßgabe der Ortsverhältnisse Einen oder mehrere Priester 

ermächtigen, für solche Fälle in ihrem Namen die Nachsicht von allen 

drei Verkündigungen zu ertheilen." 

Z. 84. „Wenn zwei Personen, welche sich fälschlich für Eheleute aus¬ 

geben und an dem Orte, wo sie ihren Wohnsitz haben, allgemein dafür 

gehalten werden, sich mit einander zu verehelichen wünschen, so soll den¬ 

selben ohne höchst wichtige Ursache die Nachsicht von allen drei Verkün¬ 

digungen nicht versagt werden. Doch ist genau zu erheben, ob die Be¬ 

hauptung, daß sie allgemein für Eheleute gehalten werden, vollkommen 

gegründet sei." 

H. 85. „Jene Ehcwerber, welchen das Aufgebot gänzlich nachgesehen 

wird, haben stets vor dem zur Trauung berechtigten Seelsorger zu be¬ 

schwören, daß ihnen kein ihrer Verehelichung entgegenstehendcs Hinderniß 

bekannt sei." 

Das A. b. G. B. bestimmt über die Aufgebots-Dispensen Aehnliches: 

Z. 85. „In den Orten, wo keine Landesstelle ist, wird den Kreis¬ 

ämtern die Macht erthcilt, aus wichtigen Ursachen die zweite und dritte 

Verkündigung nachzusehen." 

Anm.: An die Stelle der k. k. Kreisämter traten die k. k. Bezirks¬ 

hauptmannschaften. 

K. 86. „Unter dringenden Umständen kann von der Landesstelle oder 

dem Krcisamte, und wenn eine bestätigte nahe Todesgefahr keinen Ver¬ 

zug gestattet, auch von der Ortsobrigkeit das Aufgebot gänzlich nachge¬ 

sehen werden; doch müssen die Verlobten eidlich betheuern, daß ihnen kein 

ihrer Ehe cntgegenstehendes Hinderniß bekannt sei." 

Z. 87. „Die Nachsicht von allen drei Verkündigungen ist gegen Ab¬ 

legung des erwähnten Eides auch dann zu ertheilen, wenn zwei Personen 

getraut werden wollen, von denen schon vorhin allgemein vermuthet ward, 

daß sie mit einander verehelicht seien. In diesem Falle kann bei der 
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Landesstclle die Nachsicht von dem Seelsorger, mit Verschweigung der 

Namen der Parteien angesucht werden." 
Da betreffs des Aufgebotes nach kirchlicher Bestimmung sich genauest 

nach den Ztz. 60—65 incl. der Anweisung f. d. g. G. zu benehmen ist, 

so versteht es sich von selbst, daß innerhalb derselben in jedem Punkte um 

eine etwaige Nachsicht bei der Kirchenbehörde einzuschreiten sei. Es kann 

und darf sich kein Pfarrer darüber, nämlich zunächst bezüglich des Ortes, 

wo das Aufgebot zu geschehen hat, eigenmächtig hinwegsetzen. 

A n m.: Viäo gedr. Lav. Ord. Curr. vom 3. März l858, Nr. 462/7 

II. bezüglich der Einbegleitung von Aufgebots-Dispcnsgesuchcn durch das 

verantwortliche Pfarramt. (Vergl. auch IX. Eons. Prot. O Nr. III.) 

Uebcr die Aufgebots-Dispens für zur militia vussa gehörige 

Ehewerber sowohl von Seite der Militärgeistlichcn, als auch der 

bloßen Militärbehörde, (siche gedr. Lav. Ord. Curr. vom 24. August 

1857, Nr. 1714/1 und 2, IV.) Was sich darin auf das Concordat stützte, 

ist nunmehr außer Kraft gesetzt. 

Anhang. 

Jeder Pfarrer soll ein eigenes Verkündigungsbuch der Ehen 

— Brautleuten, die in einer anderen Pfarre getraut werden 

sollen, muß er dann den Verkündigungsschein ausstellen, welchen 

ihnen der copulirendc Pfarrer abzufordcrn hat, (siche 8 70 d. An¬ 

weisung f. d. g. G.). Derselbe muß nach Umständen legalisirt sein. 

Für die Verkündigung der Ehe ist von den Brautleuten an 

den Pfarrer, dem die Verkündigung zusteht, eine in der Stoltaxordnung 

genau bezeichncte Gebühr zu entrichten. Bezüglich der Militär-Personen 

viäs Lav. Ord. Curr. vom 23. Februar 1860, Nr. 434/2 II. 

Für die Ausfertigung der Ehev erkünd s cheine eine besondere 

Gebühr abzunehmen, wurde durch das Hoskauzleidccret cläto. 1. Dezember 

1831, Z. 25.675, abgebotcn. 

8- 45. 

Religions-Verschiedenheit zwischen Christen und Abtrünnigen; 

dann zwischen katholischen und nichtkatholischen Christen 

(gemischte Ehen). 

Daß die Religions-Verschiedenheit zwischen Getauften und U re¬ 

ge tauften ein Ehchinderniß der Giltigkeit sei, wurde von uns be- 



94 

reits im Z. 22 erörtert; hier handelt es sich nur um ein Ehehindcrniß 

der Erlaubtheit, welches K. 66 der Anweisung f. d. g. G. also for- 

mulirt: „Die Kirche verabscheut die Ehen zwischen Christen und Solchen, 

welche vom Christcnthumc abgefallen sind. Auch mißbilligt sie die Heiraten 

zwischen Katholiken und nichtkatholischen Christen und mahnt ihre Kinder 

vor Schließung derselben ab." * 

Für die Bischöfe der österreichischen Diöccsen in koklioratis Osrnia- 

nias xartidus ist die Instruction (läto. Lomuo 22. Mai 184t erflossen, 

welche den kirchlichen Vorgang bei Schließung s. g. gemischter Ehen re¬ 

gelt. Darin ist gesagt, daß die Kirche dieselben sehr ungern zulasse: 

„asAro aclinoänm kooit st nonuiÄ oxxrsssa snl) oonäitions äs xras- 

mittsnäis oxxortnnis santionidns, non rnoäo nt sonsnx eatllolious at> 

aoatiiolieo xsrvsrti non xossst, gnin xotius ills tsnsri ss seirst aä 

llnns xro virikns g.1> srrors rstrallsnäuin, ssä iusuxsr nt xrolss utri- 

n 8 gns 8SXN8 sx llisos 60nsuM8 xroersanäg. in oattlolioas rsliAionw 

8UN6titat6 onanino sänostnr." 

Also nur unter diesen Cautclen und Bedingungen ist nach der- 

maliger Praxis die Schließung einer gemischten Ehe, und zwar nur vor¬ 

dem katholischen Seelsorger des katholischen Brauttheilcs kirchlich er¬ 

laubt; d. h. es wird die Nachsicht vom kirchlichen Eheverbote der Con- 

fcssions-Verschicdcnhcit crthcilt, und darf der katholische Pfarrer die Trau¬ 

ung nach katholischem Ritus vornehmen. Welche Garantien der katholi¬ 

schen Erziehung der Kinder beiderlei Geschlechtes können und sollen 

die Brautleute geben? 

Hierbei ist die Kenntniß der österreichischen Gesetzesbest-mmungen 

über die Religion der Kinder aus gemischten Ehen nothwendig. 

Früher mußten Kinder aus gemischten Ehen, wenn der Vater 

katholisch war, ohne Unterschied des Geschlechtes, in der katholischen Re¬ 

ligion erzogen werden. Marder Bräutigam katholisch, so brauchte es 

also eigentlich keiner anderweitigen Bürgschaft für die katholische Erziehung 

aller Kinder; sic lag im Gesetze selbst. 

War die Mutter katholisch, der Vater akatholisch, so dursten 

nach dem politischen Gesetze die Knaben (nicht auch die Mädchen) aka¬ 

tholisch erzogen werden. 

' Viüs gedr. Ord. Curr. vom 28. Jänner 1857, Nr. 254 2 u. 3/1, worin sich 
ans die Ordinariats-Weisungen vom 13. Oktober 1841, Z. 127t, und 17. Dezember 
1842, Z. 1638, bezogen wird; dann Ord. Curr. vom 3. März 1858, Nr. 462/6 II. 
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Deshalb wurde in solchen Fällen von dem akatholischcn Bräutigam 

der schriftliche Revers verlangt, daß er gleichsam auf sein gesetz¬ 

liches Recht verzichtend, die katholische Erziehung der aus der Ehe anzu- 

hoffendcn Knaben zusicherc. 

Anders gestaltete sich die Sache durch das Gesetz vom 25. Mai 1868 

über die interconfcssionellcn Berhältnisse der Staatsbürger. Artikel I. be¬ 

züglich des Religionsbekenntnisses der Kinder bestimmt: 

.. . „Bei gemischten Ehen folgen die Söhne der Religion des Vaters; 

die Töchter der Religion der Mutter. Doch können die Ehegatten vor 

oder nach Abschluß der Ehe durch Vertrag festsetzcn, daß das um¬ 

gekehrte Verhältniß stattfindcn solle, oder daß alle Kinder der Religion 

des VaterS oder alle der der Mutter folgen sollen. . . . Reverse an 

Vorsteher oder Diener einer Kirche oder Religionsgcnosscnschaft oder an 

andere Personen über das Rcligionsbekcnntniß, in welchem Kinder er¬ 

zogen und unterrichtet werden sollen, sind wirkungslos." 

Nun wird also einem gemischten Brautpaare, wenn cs die Ehe in 

einer für den Katholiken erlaubten Weise — d. i. nach erhaltener Dis¬ 

pens vom Eheverbote der Religionsverschicdcnheit cingehen will) der 

gegenseitige „Vertrag" über die katholische Erziehung aller anzu¬ 

hoffenden Kinder abgcfordcrt. Freilich können die sodannigen Ehe¬ 

gatten, wenn sic wortbrüchig werden, nicht zwangsweise zur Einhal¬ 

tung ihres Vertrages verpflichtet werden; denn Artikel II. sagt: ...„Es 

können Eltern, welche nach Artikel I. daö Rcligionsbekcnntniß der Kinder 

vertragsmäßig zu bestimmen berechtiget sind, dasselbe bezüglich jener 

Kinder ändern, welche noch nicht das siebente Lebensjahr zurückgelegt 

haben." 

Was aber, wenn daö Brautpaar die erwähnten Garantien nicht 
bieten will? Da kann von der Eheverbots-Dispens zwar keine Rede 
sein, aber immerhin ist es noch möglich, daß die Ehe, obwohl uner¬ 
laubt, aber'doch giltig geschlossen wird. Die Iimtruotio lautet dies¬ 
bezüglich : „Ziguiäoin i^itur in xraoäiotis ciiöossibns guanäogus 6ut, 
ut oonuntidns lioot oontru xor ästzitas kmasionos llortutionssgno su- 
oris xastorlllus, oatirolious vir aut mulior in oontrulioneli inixtl nru- 
trinronii oitrs, nooossurius ountionos sontontiu psrsistut ot aliunäs 
ro8 ullsgus Kravioris nmli souuäalicino xorioulo in rolißionis porni- 
oisni intsrvorti piuns non xossit, simnlguo in ooelssiao nlititatom 
st sonrnrnns llonnrn vsrAsrs posss UAN08oatnr, si irnjusosinocki nup¬ 
tias guantninvis Moitas ao vstitas, oorunr xarosllo satlloliso potius, 
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HULM 601ÄM millistro g-es-tliolieo, aä <iusm x^rtös ks-eils kortLsss 
LOllkuAsrönt, oölsbröiitur; tune xLrooliuL e^tdolious Lliusvs SLosräos 

sius vios kaLA6ii8 xotsrit Ü8ä6iii lluxtÜ8 mLisri^li tklütum xrg.68siitiL, 
SX01U80 <i>iovi8 S6ol68ig,8ti60 ritu g,äs88ö, psrilläs, c^o 81 xg,rt63 uiiieö 
g.§6rst iiiöi-i t68ti8, 11t ^mit <^ug.1iki6kiti 86ii Luotori8g.dili8, itg. 
86i1iost, ut Iitriii8qu6 60^UAi8 g.näito 60I18SI1811, ä6M66x8 pro 8UO 
oMoio cietuiQ vLÜäö A68tuiri iu llis-triinomoriilii lidrum rskörrs ^usLt." 

Dies ist die s. g. „L88i8tsiitis. xri88ivL" des katholischen Pfarrers, 

so geheißen, weil er bei dem Akte keine kirchliche, priesterliche Function 

ausiibt, sondern sich quasi passiv verhaltend, einzig die Erklärung der 

Brautleute in korrnn Louoilii Iriäonkini entgegen nimmt. 

Noch früher als die päpstliche Instruction vom 22. Mai erfloß das 

apostolische Breve ääto. 30. April 1841 „nä kriinntoiii st ^rekiisxm- 

60P08 rkAiii HullAnrins" aus Veranlassung der Sendung des Bischofes, 

von Csanad, Josef Lonovicz, nach Rom, welcher die eigenthümlichen 

schwierigen confessionellen Verhältnisse Ungarns darstellte. Zugleich mit 

diesem Breve wurde unterm 30. April 1841 vom apostolischen Stuhle 

ein Instruction „aä Urimntsw, ^.rellispwooxoL st Lpi800p08 in Uun- 

Aurins rsZno" erlassen, welche in Angelegenheit der gemischten Ehen die 

möglichsten Concessionen enthält, insbesondere, daß jene pro va.1iäi8 

qng.rnvi8 illioitn, llullsnän 8int, stinmm kusrint oornm noutliolioo ini- 

nistro 8sn non 8srvntn Oono. lüriä. kormn oslsllrntn. Darauf bezieht 

sich die schon citirte Stelle in dem Z. 38 der Anweisung f. d. g. G., 

wo es heißt: „Doch kann in jenen Theilen des Kaiserthums, für welche 

der hl. Stuhl die Anweisung vom 30. April 1841 erlass n hat, die 

Abwesenheit des katholischen Pfarrers bei Ehen zwischen Katholiken und 

nicht katholischen Christen nicht hinreichcn, um ein Hinderniß der Giltig¬ 

keit zu bewirken.'^) 

Hinsichtlich der Militärpersonen gilt, was mit dem k. k. Minist. 

Erlaß vom 9. August 1857, Z. 692 (vicis gedruckte Lav. Ord. Curr. 

ääto. 24. August 1857, Nr. 1714/1 IV.) intimirt worden, wo cs heißt: 

„Wenn von Brautpersoncn, gleichviel ob beide, oder nur Eine zur mi- 

litig, vnA-g, gehören, Eine der katholischen Kirche nicht zugethan ist, so 

hat es für die gesummte Armee als Regel zu gelten, daß die Einwilli¬ 

gung in die Ehe vor dem katholischen Seelsorger erklärt werde, was 

0 Eine Instruction Pins IX. bezüglich der gemischten Ehen vom 18. Nov. 

1858 — siehe im Archiv für kath. Kirchenvorst. I. 1865 Heft 6. 
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demnach auch dann zu geschehen hat, wenn eine solche Ehe in jenen 

Theilen des Kaiserthums geschlossen wird, für welche der hl. Stuhl die 

Anweisung vom 30. April 1841 erlassen hat." Jetzt enthält für das 

k- k. Militär der Kriegsministerial-Erlaß vom 20. Juni 1869 die Wei¬ 

sung, daß bei gemischten Ehen von Militärpersonen der katholische Seel¬ 

sorger des katholischen Bräutigams nicht umgangen werden dürfe. — 

Für den Beichtvater kann als Norm aufgestellt werden, daß er¬ 

den katholischen Pönitenten, welcher eine gemischte Ehe unter den erfor¬ 

derlichen Garantien, also auch mit Dispens vom Eheverbote, 

eingeht, bei gehöriger Disposition absolviren könne; im Gegent heile 

aber nicht, wenigstens vor geschlossener Ehe nicht; später, 

wenn derselbe den nicht mehr widerruflichen Schritt bereut, 

allenfalls wohl, nämlich bei sonstiger Disposition. — 

Die Bischöfe erhalten über Ansuchen vom hl. Stuhle die Fakultät 

aus wichtigen Gründen, aber immer nur, wenn die mehrerwähnten von 

der Kirche geforderten Garantien geleistet worden, vom Eheverbote der 

Confessions-Verschiedenheit zu dispensiren. 

Auch der nur die pass iv e A s sistenz leistende katholische Seel¬ 

sorger des katholischen Brauttheiles darf einen anderen Priester bevoll¬ 

mächtigen, aber freilich auch einzig dazu. Eine s. g. Nachtrauung 

vom akatholischen Pastor ist kirchlich unzukömmlich und deßhalb 

macht sich der katholische Theil, wenn er sich einer solchen Nachtrauung 

unterzieht, proxtor eommunioutionom iu Luoris einer schweren Sünde 

schuldig pro koro lutsrno. Das bürgerliche Gesetz gestattet eine solche 

Nachtrauung — hievon später. 

Eben wegen dieser Gestattung seitens der Staatsgewalt kann gegen 

den katholischen Theil im oberwähnten Falle mit kirchlichen Strafen 

in koro oxtsrno wohl nicht vorgegangen werden. 

Wenn die unter passiver Assistenz des kath. Seelsorgers, oder, wo 

dies gestattet ist, ooraw. ministro neatlwlioo getrauten Eheleute sich 

später den kirchlichen Anordnungen in Betreff der Kindererziehung 

fügen, so kann die dsnsäiotio nuptialis nachgeholt werden. 

Daß einer akatholischcn Wöchnerin, die an einen Katholiken ver¬ 

ehelicht ist, die kirchliche Vorsegnung zu verweigern sei, auch wenn 

sie ein in der katholischen Religion zu erziehendes Kind geboren hat, 

versteht sich von selbst, (viäs gedruckte Ord. Curr. ääto. 3. März 1858.) 

Dasselbe ist zu sagen von einer zwar katholischen Wöchnerin, deren 

gemischte Ehe aber unter passiver Assistenz (oder in Ungarn und Nebcn- 

7 
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ländern sogar ooram niinistro aoatliolioo) ohne Dispens also unerlaubt 

geschlossen worden war. Wohl aber kann eine katholische Wöchnerin 

ohne Anstand vorgesegnet werden, wenn sie einen Akatholiken nach cin- 

geholter kanonischer Dispens, mithin unter Garantie der katholischen Er¬ 

ziehung aller Kinder geehelicht hatte. 

In der Verkündigung gemischter Ehen ist von der Confession des 

nichtkatholischen Brauttheiles keine Erwähnung zu machen. 

Es braucht wohl nicht eigens betont zu werden, daß der katholische 

Pfarrer, wenn die Brautleute erklären, ihre Ehe nur vor dem nicht¬ 

katholischen Seelsorger schließen zu wollen, zu dieser (außer in Ungarn 

und Nebenländern) kirchlich ungiltigen Ehe in keiner Weise cooperiren 

dürfe. Er darf die Brautleute weder verlautbaren, noch denselben 

irgend ein Dokument behufs der Eheschließung behändigen. Wohl aber 

kann und darf er dasselbe der competenten P olitischen Behörde 

aus Verlangen nicht verweigern. (Viäs Ord. Curr. ääto. 2. Nov. 1869 

Nr. 2839/2 VI.) 

8- 46. 

Trauungs-Verbot der Kirche. Iiitmiietimi 

Hierüber besagt Z. 67 der Anweisung f. d. g. G.: „Wenn Grund 

vorhanden ist, zu vermuthen, daß den Ehewerbern ein Hinderniß 

im Wege stehe, oder wenn die Besorgniß obwaltet, daß ihre Verehe¬ 

lichung zu großen Zwistigkeiten und Acrgernissen oder anderem Un¬ 

heile Anlaß geben werde, so steht dem Bischöfe das Recht z» und liegt 

beziehungsweise die Pflicht ob, die Eingehung der Ehe zu vetbieten. So 

lange er das Verbot nicht aufgehoben hat, bleibt die Eingehung der 

Ehe unerlaubt." 

Das Recht, resp. die Pflicht, aus gutem Grunde die Trauung zu 

verbieten, auch dann, wenn nicht eben ein trennendes oder verbietendes 

Ehehinderniß entdeckt wurde, steht nach dem Wortlaute des obigen Para- 

graphes nur dem Bischose zu, der tz. 105 der Anweisung f. d. g. G. 

spricht von dem Falle, in welchem der Pfarrer den Ehcwcrbcrn die 

Trauung aufschiebt oder verweigert. Er lautet: „Die Ehewcrber, welchen 

der Pfarrer die Trauung aufschiebt oder verweigert, können sich deßhalb 

an die bischöfliche Curie wenden, welche nach Umstünden entweder sich 

bemühen, die Hemmnisse hinwegzuschaffen, oder die Angelegenheit dem 

Ehegerichte zur Erwägung und Entscheidung übermitteln wird." 
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Bezüglich der Gründe des bischöflichen Tranungsverbotes be¬ 

stimmt z. B. Z. 67 der Anweisung f. d. g. G-: „Wenn die Besorgniß 

obwaltet, daß ihre Verehelichung zu großen Zwistigkeiten und Acrgernissen 

oder anderem Unheile Anlaß geben werde, so steht dem Bischöfe das 

Recht zu und liegt beziehungsweise die Pflicht ob, die Eingehung der 

Ehe zu verbieten." 

Der Pfarrer kann und soll in einem solchen Falle dem Bi¬ 

schöfe die Besorgniß, von der hier die Rede ist, in einem motivirtcn 

Berichte mittheilen; aber er selbst ist nicht befugt, nach eigenem Er¬ 

messen die Trauung zu verweigern. 

8- 47. 

Zustimmung der Eltern 
(d. i. der Abgang derselben ist ein kirchliches Eheverbot). 

Der Z. 68 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Auch bei Knüpfung 

des Ehebandes seien Söhne und Töchter des Herrn eingedenk, welcher 

spricht: Ehre deinen Vater und deine Mutter! Zudem läßt die Jugend 

sich leicht zu unbesonnenen Schritten Hinreißen; und übereilt geschlossene 

Ehen find ein fruchtbarer Same des Unheiles. Ehen also, welchen die 

Eltern ihre Zustimmung aus gerechten Gründen verweigern, sind uner¬ 

laubt." 

Diese Vorschrift ist also im göttlichen Gesetze begründet, und ver¬ 

bindet eben so die volljährigen als minderjährigen Kinder. 

Vor dem Oono. Miä. wurden nicht blos die ohne Pfarrer und 

Zeugen, sondern auch die von Söhnen und Töchtern insoüs invitisgus 

parsntidns eingegangenen Ehen naatrirnonia olanclostina genannt, ob¬ 

wohl sonst, wenn die Personen mündig waren, nicht als ungiltig 

angesehen. Anderseits untersagte es das kanonische Gesetz immer den 

Eltern strenge, ihre Kinder zu einer Ehe zu zwingen. 

Die Einholung der Zustimmung der Eltern ist für die Kinder — 

nach einer Meinung — mehr eine moralische, als rechtliche Pflicht; weß- 

halb der Abgang dieser Zustimmung nicht so eigentlich unter die „Ehe¬ 

verbote" im juridischen Sinne gehöre. 



100 

Zweiter Abschnitt. 

Don öen Ghevev boten des bnvgeEchen 
Gesetzes. 

8- 48. 

Wir haben schon bisher mehrere bürgerliche Eheverbote, d. i. 

Hindernisse einer bürgerlich erlaubten Eheschließung — oder der 

Erfordernisse zur nach dem Staatsgesetze erlaubten Eheschließung 

erwähnt — auf die sich hier blos bezogen sein soll. Nur eines gedenken 

wir an dieser Stelle noch besonders; nämlich „des Erfordernisses einer 

Heiratsbewilligung von Seite der politischen Obrigkeit oder des Amts¬ 

vorstehers." Nicht alle Ehewerber ohne Ausnahme benöthigen eine 

Heiratslizenz. — Da dein Seelsorger nicht zugemuthet werden kann, 

daß er alle bestehenden Amtsvorschriften kenne, so wird ihm, zumal in 

zweifelhaften Fällen nichts erübrigen, als im geeigneten Wege nachzn- 

fragen, ob der Ehewerber einer HeiratSlicenz bedarf; es genügt, daß 

er die Verordnungen hierüber im Allgemeinen kenne. *) 

Die von den Bezirksämtern auszustellen gewesenen politischen Ehe- 

consense, welche an die Stelle der vor der im Jahre 1848 erfolgten 

Aufhebung des Unterthans-Verhältnisses vorgeschrieben gewesenen Ehe¬ 

meldzettel traten, sind nun fast überall aufgehoben. So insbesondere 

auch in Steiermark mit Gesetz vom 20. Sept. 1868. 

Wer eines politischen Eheconsenses nicht bedürfe, siehe ge¬ 

druckte Ord. Curr. ääto. 20. August 1862 Nr. 2244/4 III. 

Hinsichtlich des Eheconsenses für Bräutigame, Angehörige der übri¬ 

gen Kronländer, welche sich in Ungarn, Siebenbürgen, Kroatien, Sla- 

vonien und in der serbischen Wojwodschaft und im Banate verehelichen 

wollen, siehe gedruckte Ord. Curr. ctäto. 3. März 1852, Nr. 380/3II., 

wo die k. k. Minist. Verordnung äckto. 20. Dezember 1851, Z. 18930 

enthalten ist. 

') Dos Hoskanzleidekret vom 29. Jauner 1815 führt an, welche Klassen der 

in Wien sich anshallenden Staatsbürger (mußte aber wohl sür die ganze 
Monarchie gelten) keiner Bewilligung von Seite der politischen Obrigkeit zu 

ihrer Verehelichung bedurften. 
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Mecks HlliiMück. 

Das Kriilii-Gj'amen. — Eiforilerliisie Ke lege zm Trammg, 
Mil wa8 ckieser ükierliMpi nolü vorausgeiieii mich. 

Z. 49. 

Das Brautexamen. — Einige Gegenstände desselben. 

Von der Art und Weise, wie ein Ehehinderniß oder Eheverbot 

behoben wird, reden wir im nächsten Hauptstücke. 

Da die Schließung der Ehe ein so wichtiger und folgenreicher Akt ist, 

und es sich dabei um den Empfang eines Sakramentes handelt, so 

müssen sowohl die Contrahenten selbst, als auch der Pfarrer, vor wel¬ 

chem die Ehe geschlossen werden soll, die moralische Gewißheit 

haben, daß hier weder ein Ehehindcrniß noch ein Eheverbot im Mittel 

liege. Eben zu diesem Zwecke ist den Pfarrern und den pfarrliche 

Funktionen bei der Eheschließung übenden Priestern die rechtzeitige, also 

schon vor dem Aufgebote stattfindende und gehörige Vornahme des s. g. 

Brautexamcns mit den Nupturienten zur Pflicht gemacht. 

Es heißt im tz. 70 der Anweisung f. d. g. G.: „Zur Trauung 

dürfen die Ehewerber nur dann zugelassen werden, wenn ihrer Ver¬ 

bindung, in so weit es sich in Erfahrung bringen läßt, kein Hindcrniß 

im Wege steht, und sie Alles geleistet haben, was die Gesetze der Kirche 

zur Fernhaltung von ungiltigen und unerlaubten Ehen vorschrciben." 

A n m. Wie wir .schon im 8-6 bemerkten, wo von den Sponsalien, 

welche gewöhnlich mit dem Brautexamen in Verbindung gebracht 

werden, die Rede war, hat das s. b. Lav. Ordinariat in seiner Diözese 

mit Currende cicito. 15. Nov. 1860, Nr. 3031/4 VIII der Gleichför¬ 

migkeit wegen bestimmte Rubriken enthaltende, also schon vor dem 

Aufgebote stattfindcnde Braut-Jnformations-Protokolle angeordnet, 

weil die Aufnahme des ersten Brautexamens und des Aufgebotes mit der 

gesetzlichen Information von so großer folgenreicher Wichtigkeit für die 

Brautleute, wie auch für den betreffenden Seelsorger ist, daß eine ge¬ 

naue Verzeichnung der nach den verschiedenen Lebensverhältnissen der 

Brautleute erforderlichen Fragepunkte, sowie die förmliche Fertigung des 

Jnformationsaktes als sehr nothwendig erscheint. 



102 

Es versteht sich von selbst, daß zur Rubrik XIII. um jene Ehe¬ 

hindernisse auch im Entferntesten nicht zu fragen sei, von deren Vor¬ 

handensein gar keine Möglichkeit, oder wenigstens nicht die geringste 

Wahrscheinlichkeit obwaltet. 

Die speciellen Lcbensverhältnisse der Brautleute, wie sie sich schon 

aus den vorhergehenden Aufklärungen ergeben haben, müssen da zur 

Richtschnur dienen, um nicht etwa zu beleidigen, oder geradezu lächerliche 

Fragen zu stellen. 

8. 50. 

Erforderliche Belege zur Trauung. 

Sehr wichtig und nach Umständen unentbehrlich ist das Zeugniß 

ledigen Standes (Ledigschein, tsstiiwonium status lidsri), welches 

darthun soll, daß keine der beiden Brautpersonen in früherer Zeit ein 

Ehcverlöbniß, oder gar eine jetzt noch nicht aufgelöste Ehe ge¬ 

schlossen habe. Der das Brautexamen vornehmende Pfarrer wird das¬ 

selbe verlangen, wenn ihm nicht beide Brautleute hinreichend bekannt 

sind; wenn eine Brautperson vielleicht aus weiter Ferne gekommen ist, 

einer fremden Diöccse angehört, oder wenn sie auch zu den eigenen 

Pfarrkindern gehört, sich aber vor dem Brautexamen durch längere Zeit 

in einer anderen Diöcese oder gar in einem fremden Lande auf¬ 

gehalten hat. Deßwegen betont dies Z. 70 der Anweisung d. f. d. G. 

Anm. In der Regel reichen wohl die B er kün di g u n gs- 

scheine zugleich als Ledig sch eine aus, wenn beide Brautpersonen 

der Diöcesc des das Brautexamen vornehmenden Pfarrers angehören. 

Die Anweisung f. d. g. G. ordnet im Z. 62, wie schon dargethan, unter 

gewissen Umständen die Vornahme des Aufgebotes der Brautleute am 

Orte ihres H cim a ts r e ch t e s, mitunter in der Pfarre ihres Ge¬ 

burtsortes an. Die in diesen Fällen abzuheischenden Verkündigungs¬ 

scheine, auf deren Legalisirung durch den Bischof der fremden Diöcese 

zu bestehen sein wird, dürften nach Umständen wenigstens zum Theile 

die Stelle des Ledigscheines vertreten. 

Der Z. 78 des A. b. G. B. ordnet an: „Wenn Verlobte das 

schriftliche Zeugniß von der vollzogenen ordentlichen Verkündigung, oder 

wenn die in den 88- 49, 50, 51, 52 und 54 erwähnten Personen die 

zu ihrer Verehelichung erforderliche Erlaubniß; wenn ferner Diejenigen, 

deren Volljährigkeit nicht offenbar am Tage liegt, den Taufschein oder 
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wenn ein anderes Ehehinderniß rege gemacht wird, so ist es den, Seel¬ 

sorger bei schwerer Strafe verboten, die Trauung vorzunchmen, bis die 

Verlobten die notwendigen Zeugnisse beigebracht und alle Anstände 

behoben haben." 

Im Z. 7l der Anweisung d. f. d. g. G. heißt es: „Es ist darüber 

zu wachen, daß Ausländer nicht anders, als mit Beobachtung alles 

dessen, was zur rechtmäßigen Eingehung der Ehe erforderlich ist, zur 

Trauung zugelassen werden. In wiefern der Pfarrer in dieser Sache 

Vorgehen könne, ohne dieselbe der bischöflichen Curie zur Beurtheilung 

vorzulegen, wird der Bischof nach Umständen bestimmen." 

Es kommt vor Allem darauf an, zu wissen, ob Jemand ein öster¬ 

reichischer Staatsbürger sei, und wodurch ein Ausländer die österreichische 

Staatsbürgerschaft erwerben könne. Diesfalls soll der Pfarrer insbe¬ 

sondere die A 28, 29, 30, 31, 32 des A. b. G- B. kennen, wozu 

noch im Laufe der Zeit verschiedene Erläuterungen gekommen sind. 

Ist ein Ausländer österreichischer Staatsbürger geworden, so wird 

er selbstverständlich wie sonst im Allen, so auch bezüglich der Eheschlie¬ 

ßung als Inländer behandelt. 

Die erwähnten Paragraphe des A. b. G. B. lauten: §. 28. „Den 

vollen Genuß der bürgerlichen Rechte erwirbt man durch die Staats¬ 

bürgerschaft. Die Staatsbürgerschaft in diesen Erbstaaten ist Kindern 

eines österreichischen Staatsbürgers durch die Geburt eigen." 

H. 29. „Frenide erwerben die österreichische Staatsbürgerschaft durch 

Eintrctung in einen öffentlichen Dienst; durch Antretung eines Gewerbes, 

dessen Betreibung die ordentliche Ansässigkeit im Lande nothwendig macht, 

durch einen in diesen Staaten vollendeten zehnjährigen ununterbrochenen 

Wohnsitz, jedoch unter der Bedingung, daß der Fremde diese Zeit hin¬ 

durch sich wegen eines Verbrechens keine Strafe zugezogen habe." 

Z. 30. „Auch ohne Antretung eines Gewerbes oder Handwerkes, 

und vor verlaufenen zehn Jahren, kann die Einbürgerung bei den poli¬ 

tischen Behörden angesucht, und von denselben, je nachdem das Vermögen, 

die Erwerbsfähigkeit und das sittliche Betragen des Ansuchendcn be¬ 

schaffen sind, verliehen werden." 

tz. 31. „Durch die bloße Jnhabung oder zeitliche Benützung eines 

Landgutes, Hauses oder Grundstückes; durch die Anlegung eines Handels, 

einer Fabrik, oder die Theilnahme an einem von beiden, ohne persönliche 
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Ansässigkeit in einem Lande dieser Staaten, wird die österreichische 

Staatsbürgerschaft nicht erworben." 

Z. 32. „Der Verlust der Staatsbürgerschaft durch Auswanderung 

oder durch Verehelichung einer Staatsbürgerin an einen Ausländer, 

wird durch die Auswanderungsgcsetze bestimmt." 

Hier handelt sich um Personen, welche weder vermöge ihrer Geburt 

österreichische Staatsbürger sind, noch es später wurden. Solche können, 

wenn sie sich in Oesterreich verehelichen wollen, selbstverständlich nicht 

verhalten werden, von einer österreichischen politischen Behörde eine Ehe- 

licenz zu erwirken, wohl aber bedürfen sie eines rechtsgiltigen Ausweises 

darüber, daß nach den bürgerlichen Gesetzen des Landes, welchem sic 

angeh örcn, der (bürgerlich gütigen und) erlaubten Schließung ihrer Ehe 

nichts im Wege stehe. Nicht um die persönliche Fähigkeit zur Schließung 

einer kirchlich gütigen Ehe handelt es sich diesbezüglich; denn ob sie die¬ 

selbe besitzen, muß stets nach dem alle Katholiken gleich verbindenden 

kirchlichen Gesetze beurtheilt werden; wohl aber um die persönliche Be¬ 

fähigung eine Verbindung einzugehen, die in koro eivüi der Heimat 

des Ausländers als ein legaler, bürgerliche Wirkungen her- 

vorbringcnder Akt angesehen wird. Es handelt sich ferner darum, dem 

Ausländer nicht zur Uebertretung eines ihn verpflichtenden bürgerlichen 

Gesetzes behilflich zu sein, dessen Nichtbeachtung, im Falle er in seine 

Heimat zurückkehrt, sowohl für ihn, als auch für seine Familie sehr 

nachtheilige Folgen haben kann. 

Im Allgemeinen ist bezüglich der Ausländer in Oesterreich pro koro 

oivüi folgender Grundsatz im Auge zu behalten: Jeder Frnnde, der 

einen Contrakt außer seinem Vaterlande gütig schließen will,' ist zwar, 

in so weit es die Art, ihn zu schließen, und die dabei vorgeschriebencn 

Förmlichkeiten betrifft, an die Gesetze des Landes gebunden, wo der 

Contrakt geschlossen wird, was aber das Recht und die Fähigkeit den 

Contrakt zu schließen angeht, muß er nach den Gesetzen des Landes, 

dessen Unterthan er ist, beurtheilt werden. 

Also abzufordern sind insbesondere: Der Taufschein, das tastiwo- 

nium status lillsrl, vom bischöflichen Amte des Ausländers ausgestellt, 

und die Urkunde der ausländischen gerichtlichen Personalinstanz über die 

oberwähnte persönliche Befähigung des Ausländers, nach den Gesetzen 

seines Landes eine Ehe schließen zu dürfen. Von einzelnen ausländischen 

Regierungen sind diesfalls besondere Verfügungen getroffen worden, 

welche jeder Seelsorger freilich nicht wissen kann, daher die Verordnung 
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des Ord. Lavant ääto. 14. Dezember 1859, Z. 2222: keine Trauung 

von Ausländern vorzunehmen, che Fall für Fall die Ordinariats-Instruc¬ 

tion cingeholt worden. *) 

Bezüglich der Heimatlosen bestinnnt der Z. 73 der Anweisung f. 

d. g. G.: „Die Trauung von Personen, welche weder einen eigentlichen 

oder uneigentlichen Wohnsitz haben, darf nicht vorgenommen werden, 

bevor der Bischof selbst hiezu die Erlaubniß ertheilt hat." — Es wird 

demnach der Bischof respective sein Ordinariat wohl anordnen, welche 

Belege und Dokumente heimatlose Brautleute beizubringcn haben. 

Die beim Brautexamen vorzuweisendcn Urkunden müssen vom 

Pfarrer in Original gefordert werden. 

Matrikenscheine aus entlegenen Provinzen koinmender Personen, so 

auch Ledigschcinc (wie schon gesagt auch Verkündschcinc) müssen von 

jenem Ordinariate lcgalisirt, d. i. die Unterschrift und das 

Amtssicgel als echt bestätiget sein, welchem der Seelsorger untersteht, 

der den Schein ausgestellt hat. — Die Legalisirung anderer Urkunden 

ist Sache der weltlichen Behörden. 

Wenn das Original dem Brauttheile zurückgestcllt werden müßte, 

so hat der betreffende Seelsorger wenigstens eine v id im irte A bs chrift 

davon bei seinen Pfarrakten zu hintcrlegen. 

Die Aufbewahrung der nothwendigen Urkunden liegt dem zur 

Vornahme der Trauung gesetzlich berechtigten Pfarrer — dem xaroellus 

xroxrius des Bräutigams oder der Braut — ob, welcher getraut hat. 

Wenn die Trauung von einem delegirten Priester in einer Kirche 

vollzogen wurde, welche weder die Kirche des Pfarrers des Bräutigams 

noch der Braut ist, so scheint cs am zweckmäßigsten, wenn die Urkunden 

in dem Pfarrarchive des Seelsorgers hinterlegt werden und bleiben, in 

dessen Pfarrbczirkc die Trauung statt hatte, obgleich er das Brautexamcn 

nicht vorgenommen hat. 

Bezüglich der Frage, welcher Pfarrer zur Vornahme des Braut¬ 

examens berechtiget, respective verpflichtet sei? genüge die Bemerkung, daß 

nach der Observanz der Pfarrer derBraut; sonst überhaupt in der Regel 

der trauende Pfarrer. (II5 i sxon 8 a, itzt kpousalia; — ulli lutura 

sponsorum tmlntÄtio, 151 sxonsalium Insoriptlo st vopulatlo.) 

0 In Folge Verordnung des k. k. Minist, für Cultus und Unterricht ääto. 

22. November 1859 Z. 17602, intimirt mit Erlaß der k. k. steiermärkischen Statt¬ 

halterei ääto. 5. Dezember 1859 Z. 20701. 

Viäs auch die gedruckte Lav. Ord. Curr. ääto. 3. März 1858 Nr. 462/9, II. 

» 
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8- 51. 

Religionsunterricht. Eigentlicher Gegenstand des Brantnnter- 

richtes. Vorläufiger Empfang der hl. Sakramente. 

Wen» die Brautleute aus verschiedenen Pfarren sind, sv hat jeder 

Brauttheil bei seinem xg-roolins xroxrins sich dem Religionsunterrichte 

zu unterziehen, und jener auS einer anderen Pfarre sich mit dem Religions- 

Zeugnisse bei dem das Brautexamen und die Trauung vornehmendcn 

Seelsorger auszuweiscn. 

Der Mangel in den erforderlichen Rcligionskenntnisscn ist sogar 

(nach Benedikt XIV.) ein kirchliches Eheverbot. — 

Z. 74 der Anweisung f. d. g. G. besagt: „Da die Ehe ein Sa¬ 

krament des neuen Bundes ist und denen, welche durch ihr Band sich 

vereinigen, heilige und hochwichtige Pflichten aufcrlegt, sv dürfen Personen, 

welche in den Grundwahrheiten des Christenthumcs unwissend sind, zur 

Trauung nicht zugelassen werden. Ja, bevor sie über Gott und seinen 

Willen sich nicht wenigstens die schlechthin nothwendigen Kenntnisse er¬ 

worben haben, nehme der Pfarrer nicht einmal die Verkündigung ihrer 

Ehe vor." 

Das Religions-Zeugniß muß immer dem etwaigen Dispensgesuche 

vom Aufgebote beigelegt werden. 

Der Z. 75 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Es gebührt sich, 

daß die Brautleute, bevor sie im Angesichte der Kirche den lebensläng¬ 

lichen Bund schließen, ihr Gewissen durch das heilige Sakrament der 

Buße läutern und den Leib des Herrn andächtig empfangen. Bevor sie 

den priesterlichen Segen im Gotteshause erhalten haben, sollen sie im 

selben Hause nicht beisammen wohnen. Hierüber und über Alles, was 

sonst noch beitragen kann, damit die Ehe in Gottesfurcht und mit 

christlichem Anstande eingegangen werde, sind die Anordnungen und 

löbliche Gewohnheiten jedes Kirchensprcngcls getreu zu beobachten." 

Das (louo. Iriäönt. ssss. XXIV. äs rslorm. nmtrim. 6up. I. 

verordnet: „kostrsmo sunsts, 8zmoäu8 oonsuAss llortLtur, ut, unts- 

guum eonkrulmut,. vsl skltsni Iriäuo swks matrinionü oonsummglio- 

nsin sug. psesutA äiliAsntsr oonktsantur, st aä 8g.neti88imuiw Lu- 

sllurwtms Lasramsntum pis uoesäunk/") 

si Sieh' die gedruckte Lav. Ord. Curr. ääto. 2. Jänner 1847, Nr. 13/2 I. 

bezüglich des Religions-(Unterrichtes) Examens von Brautleuten, wo zugleich an- 
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Fünftes HiluMütk. 
Ermiiiümg ller Unfäsüglieik zur ENeslNlikßuug, mul KersteHung 
llev Füliiglieli zur GNeslNtüßung ilurkli ilir Dlspeusuiwu. 

8- 52. 

Ermittlung der Unfähigkeit zur Eheschließung. 

Vor gcschlosscncr Ehe dient zur Erlangung der Ueberzcugung, ob 

die Brautleute fähig seien, eine giltigc und erlaubte Ehe zu schließen, 

eben vorzüglich das Br au tc x a in c n. Bloßen Gerüchten und Ver- 

muthungcn soll der Seelsorger nicht vorläufig Glauben schenken. In 

gegründeten Zweifeln soll er sich an den Bischof wenden. Für das Ehe- 

gcricht gilt Z. 106 der Anweisung f. d. g. G. als Norm: „Wenn der 

Anstand in einem rege gemachten Hindernisse der Giltigkeit liegt, so 

muß das Ehegericht in Erwägung aller Einzelheiten bcurtheilen, ob him 

reichender Grund zur Verweigerung der Trauung vorhanden sei. Doch 

wird es von dem Grundsätze ausgehen, daß cs besser sei, die Eingehung 

einer giltigen Ehe zu verzögern, als eine ungiltigc Ehe mit allen Nebeln, 

welche dieselbe zu begleiten pflegen, hervorzuruscn. Die Aussage eines 

einzigen glaubwürdigen Zeugen, so wie ein solches Gerücht, welches auch 

auf erfahrene, gewissenhafte Männer Eindruck macht, reicht jedenfalls 

hin, um die Ehewerber bis zu weiterer Aufklärung der Sache abzuweiscn." 

Die Kirche macht cS jedem unter einer schweren Sünde zur Pflicht, 

ein etwa nur ihm bekanntes Ehehinderniß oder Eheverbot (dem trauen¬ 

den Priester oder dem Bischöfe) anzuzcigen. Deßhalb geschieht hiezu die 

Aufforderung bei den Verlautbarungen. — Hievon entschuldigen nur 

gegründete Furcht vor großem, zeitlichem Nachtheil an eigenem Leib und 

Ehre, so wie an jener der nächsten Anverwandten. — Die Art 

der Anzeige wird nach Umständen verschieden sein. Es möge hier auch 

geordnet ist, daß die Brautleute zu verhalten seien, gleich zu Anfänge des Aufgebotes 

einzelnweise zn beichten, dann aber wieder wenigsten drei Tage vor Schließung der 

Ehe das hl. Sakrament der Buße und des Altars zu empfangen. — Vergl. XXIV. 

Conf. Prot. Nr. III. über die Frage, wie jene zu behandeln seien, welche vor der 

Eheschließung nicht beichten wollen; ferner VIII. Conf. Prot. U. Sir. 2 und 3, 
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auf Z. 115 der Anweisung s. d. g. G. hingedeutet werden: „In wie 

fern das Bestreitungsrecht nicht ausdrücklich auf die Gatten beschränkt 

ist, gebührt es allen Mitgliedern der katholischen Kirche mit Ausnahme 

Jener, welche eigennütziger Absichten verdächtig sind oder, obgleich ihnen 

die bevorstehende Ehe bekannt war und das Aufgebot ordnungsmäßig 

vvrgenommen wurde, das Hinderniß ohne rechtmäßigen Grund ver¬ 

schwiegen haben." 

Der Pfarrer wird an den Denunzianten alle nothwendigeu Fragen 

stellen; ohne vor erhaltener Weisung des Bischofes oder Ehegerichtes 

mit demselben ein Protokoll aufzunehmcn. Auch schriftliche, selbst ano¬ 

nyme Anzeigen sind nicht zu verwerfen. — Zweckdienlich kann die un¬ 

erwartete Separat-Vornehmung der Brautleute, Eltern, Anverwandten 

u. d. gl. sein. — Den Brautleuten darf der Pfarrer keinen Eid 

abfordern. 

Wenn das Ehehinderniß etwa nur dem Pfarrer (oder 

Bischöfe) allein bekannt ist, so ist zu beachten: 

«) wenn der Pfarrer das Ehehinderniß zwar nicht als 

Amtsgcheimniß weiß, so soll er doch nicht öffentlich gegen 

die Eheschließung auftrctcn, sondern der bischöflichen Behörde eine 

confidentielle Anzeige machen, damit diese cinschrcite — sonst zieht 

er sich und Anderen Gehäßigkeit zu; 

b) wenn die Brautleute nur pro loro intsrno die Dispens er¬ 

langt hätten, so ist ihre Verehelichung zuzulassen, außer wenn doch 

Jemand das Hinderniß anzeigt; denn in diesem Falle wären sic 

zu verhalten, auch pro loro oxtsrno die Dispens zu erlangen; 

o) wenn der Pfarrer nur aus der Beichte oder sonst unter dem 

Li^illo des strengsten Amtsgeheimnisses das Ehehinderniß kennt, so 

ist die größte Umsicht und Pastoralklughcit nöthig, um nicht das 

vlssillnur saoiÄMLntals zu brechen. Als einziges Mittel steht ihm 

Belehrung und Ermahnung in der Beichte zu Gebote und 

Verweigerung der Absolution, um die Brautleute oder die dritte 

Person zur Anzeige des Ehehindcrnisscs zum Zwecke der Dispens- 

Erwirkung zu vermögen. Bleibt dies ohne Erfolg, so darf der 

Pfarrer seine Mitwirkung zur, obwohl sacrilegischen, Eheschließung 

nicht versagen. 

Schwieriger noch gestaltet sich die Sache, wenn ein Ehehinderniß 

unmittelbar kurz vor der Eheschließung entdeckt wird. Ist 

es ein geheimes, und unmöglich, sich an den hl. Stuhl zu wenden, 
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und kann die Eheschließung ohne Aergerniß und Beschämung nicht ver¬ 

schoben werden, so kann (lautet die gewöhnliche Ansicht), der Bischof 

6x xrassumxta surnml koutikivis liaoutig. dispensiren. 

Ohnehin sind aber die den Bischöfen ertheilten apostolischen Vollmachten 

in derlei geheimen Fällen pro koro iutaruo meist von größerer Ausdehnung. 

Wie aber, wenn man sich nicht einmal an den Bischof urAsuts 

uvetzssitktö zu verwenden vermag? Da erübriget wohl nichts, als daß 

der Beichtvater den Confitenten ermahnt, die Heirat denn doch, wenn 

nur immer möglich, bis zur erlangten Dispens unter irgend einem 

Vorwände zu verschieben; wenn sich der Confitent daran nicht kehren 

will, so darf der Priester (Beichtvater) die Trauung freilich nicht ver¬ 

schieben ; er wird aber deni Confitenten aufgetragen, die Ehe bis zur er¬ 

langten Dispens nicht zu vollziehen. Ost wird es gerathen sein, den 

schuldigen Theil auf das bestehende Hinderniß jetzt noch gar nicht auf¬ 

merksam zu machen, nach erwirkter Dispens (tsoto uomius) aber ihn 

zu sich zu rufen, und ihm unter Entdeckung des Sachverhaltes zu zeigen, 

wie er den mutuu8 6on8sn8U8 erneuern solle, ohne in dem anderen 

Theile irgend einen Verdacht ob des Geschehenen zu erregen. (Freilich 

darf keine Gefahr des Mißbrauches vorhanden sein.) Eben deßhalb ist 

darauf zu sehen, daß die Brautleute nicht etwa erst am Tage der Trauung 

selbst zur Beichte gehen. *) 

Die Ansicht, daß der Pfarrer oder Beichtvater erklären könne, 

daß das Kirchengesetz gnoaä impsäimsutum tu 6U8U oxtromas U6068- 

sitatw nicht verbinde, wird bestritten. 

Es versteht sich von selbst, daß, wenn auch im letzten Augen¬ 

blicke ein imxoä. pullliouin (ösfentl. bekanntes) entdeckt würde, 

welches also dem Seelsorger nicht blos aus der Beichte bekannt wird, 

die Trauung bis zur unter eigenen Namen — also nicht tseto uoinius 

— eingeholten Dispens nicht vorgenommcn werden dürfte. 

Schon aus dem bisher Gesagten ergeben sich in der Hauptsache 

die Verhaltungsregeln für den Seelsorger, insbesondere, wenn bei dem 

Brautexamen ein Ehehinderniß entdeckt wird. 

Hieher gehört wieder die schon citirte Lav. Ord. Curr. ääto. 3. 

März 1858, Nr. 462/8 II. bezüglich der Nachsicht von Ehehindernissen, 

insbesondere in nahen Verwandtschafts- und Schwägerschafts-Gradcn. 

') Dies bezweckt eben die Lav. Ord. Cnrr. äckto. 2. Jauner 1817, Nr. 13/2 I. 

-) Laut Lav. Ord. Curr. Läto. 16. August 1861, Nr. 2392/1, V. sind mit den 

Erhebungen über die Thatumstände, welche den EhedispenSgesuchen zu Grunde 

liegen, die Delanalämter betraut worden. 
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8- 53. 

Personen, welche Nachsicht in den Ehehindernissen ertheilen. 

Wer kann dispensiren? Von den kirchlichen Ehehindernissen der 
Giltigkeit und von kirchlichen Eheverboten nur dieKirche 
(viäs Z. 79 d. Anweisung f. d. g. G.), von den bürgerlichen Ehe- 
Hindernissen und Eheverboten aber nur die Staatsgewalt. 

Von einem irritirenden Ehehindcrnisse können die Bischöfe nicht 
oriliuuriu potsktuts, sondern nur ciolsssatu dispensiren, allenfalls 
auch in Folge einer vom Oberhaupte der Kirche nicht mißbilligten Observanz 
bezüglich einzelner Personen; wohl aber können sie dicß thun von kirch¬ 
lichen Eheverboten, und dazu auch delegiren, mit Ausnahme der 
zwei im K. 79 d. Anweisung f. d. g. G. benannten Eheverboten; nämlich 
des einfachen Gelübdes immerwährender Keuschheit, wie auch der Religions¬ 
verschiedenheit zwischen Katholiken und nichtkatholischen Christen. 

Anlangend die den Bischöfen por äolsAutionom ertheilte Dispens¬ 
gewalt wird zwischen einer erst zu schließenden, und einer bereits 
mit einem irritircnden Hindernisse, also ungiltig geschlossenen Ehe 
unterschieden. 

Die Fakultäten, welche auch die österreichischen Bischöfe in der Regel 
auf fünf Jahre, daher ihr Name: „Quinquennalien", vom hl. Stuhle 
erhalten, sind von einer doppelten Art; je nachdem sie ihnen von der 
OonAröKutio äo kropg-Auncia. kicis pro koro oxtsrno, oder von der 
koouitsntiaria (vom Großpönitentiar des Papstes) blos pro koro i u- 
torno oonsoisutig-s crtheilt werden. 

Der Papst ertheilt Ehedispenscn mittelst dreier seiner'Behörden. 
Diese sind: 
«) Die Datarie einzelnen Personen pro toro oxtsruo all iinpsälmsutis 

pullliois. 
d) Die Pönitentiaric pro koro iutsruo all impollimsutw ooeultis. 
e) Die OonAro^atio supsr nsAotiis tzoolssiastiois sxtraoreliuariis; und 

zwar erhalten durch sie die darum bittenden Bischöfe besondere, 
d. i. nicht in den Quinqucnnalen enthaltenen Fakultäten hinsichtlich 
der Ehedispenscn. Die Fakultät in impstlillisnto ruixtas rolißlouis 
zu dispensiren, erlangt der Bischof durch das 8. Oktioinm (iuciuisitiouis). 
In den der Datarie unterstehenden Fällen dispensirt der Papst 

selbst, weßhalb das Dispensgcsuch an ihn zu richten ist; die an die 
Pvnitentiarie gelangenden Gesuche sind an den Großpönitentiar 
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zu richten. Die Wirksamkeit der Datarie hört mit dem Tode des Papstes 

aus; jene der Pönitcntiarie aber dauert fort. Dort sind Taxen zu 

entrichten, ausgenommen in toima xauxsrum; hier in der Regel keine. 

8- 54. 

Erwirkung der Ehedispensen. 
Wichtig ist der Unterschied zwischen indispensablen und d i s- 

pensablen Ehe Hindernissen; denn eben nur bei letzteren kann 
von einer Nachsicht die Rede sein. 

Bonden kirchlichen Eheverboten kann man nur eigentlich jenes 

aus einem giltigen noch nicht aufgelösten Eheverlöbnisse ent¬ 

standenes ein indispensables insoserne nennen, weil sich da uni das Recht 

eines Dritten handelt, nämlich um das der anderen verlobten Person. 

Jnwieferne der ooukössarius pro koro ooimoiontE den Verlobten, der 

eine andere Person ehelichen will, von seinem Worte — aus Gründen 

— entbinden könne, ist eine andere in die Pastoral gehörige Frage. 

Indispensabel sind die Hindernisse des natürlichen Rechtes, 

z. B. des Jrrthums, und jene des positiven göttlichen Rechtes, 

z. B. des impsäimsutum 11§amiui8; auch wird dazu gezählt das der 

Blutsverwandtschaft in gerader Linie. 

Vom Ehehindernisse der Verwandtschaft des ersten gleichen Grades 

der Seitenlinien (zwischen Bruder und Schwester) wird die Dispens 

nie zugestandcn. Es gibt noch einige andere Hindernisse, tu guibu» 

seolosm «xuiäsm äispousaro possst, soä uuuguam äisxsusat, 

z. B. das Hindernis der höheren hl. Weihen. 

Ueberhaupt kann demnach von Ehedispensen nur die Rede sein, 

wenn es sich um positive, von der Kirche aufgestellte Ehegcsctze 

handelt. Deshalb heißt es im tz. 79 d. Anweisung f. d. g. G.: „Jene 

Ehehindernisse, welche auf Bestinimungen des Kirchcngesetzes beruhen, 

werden durch eine rechtmäßig erlangte Nachsichtgcwährung und die Er¬ 

füllung der etwa beigesetzten Bedingungen für einzelne Fälle außer 
Kraft gesetzt." 

Grundsatz ist, die kirchlichen Ehedispenscn sollen nicht ohne kanoni¬ 

schen Grund crtheilt werden; denn auch Ehedispenscn sind vuluora Iso'w, 

so wie jede andere Dispens. Betreffs der kanonischen Ehedispensgründe 

erfloß unterm 9. Mai 1877 folgende: „Instruetio s. OouKrsZ'atioiiw 

clo kropg.§au6a tiäs supor itispousatiouidu» mutrimouiulitzus", welche 

wir hier ihrem vollen Inhalte nach wörrlich geben: 
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„6nm äisxsEtio sit iuris eowniuiiis rsIaxLtio oum ouusLö 
eoß'uitioiiö, ud so kuotu, Wi iruiioi xotsstg-tsm, sxxloratum omuidus 
sst, ciisxsusutioiiss ud impsciimsutis wLtriirioiriuIibus uou ssss iu- 
äuisssnäus, uisi Isßltiuru st Aruvis ouusA iutsrvsniut. (juiu iwo laoils 
ciuiscins iutsiliAit, tuuto Z-r^viorsur suusum rs^uiri, ciuuuto gUÄvius 
sst iurxsiräillisirtum, Moä uuxtiis sslsdruiräis oxxouitur. Vsrunr 
Iiuuä ruro uä 8. Zsäsm iisrvsuiuut supxlioss iitsr^s pro imxstruiitis, 
uiicsug. iruismoäi äisxsusutious, c^uus rnrllu eLiroiiisu rutioirs kuioiuutur. 
r^soiäit stis-m MUlläo^us, ut in iiuiusmo^i snxMoLtioiribus sn omit- 
ts-ntur, iuus nsosssurio sxxriuri äsksnt, ns ciisxsnsntio nullitutis 
vitio Indorst. läoirso oxxortnnunr visnw sst, in xrnsssnti Instrno- 
tions xg-nois xsrstrinAsrs xrusoipuns iiins snnsns, <iuns nä inntrimo- 
ninlss ciisxsnsntionss odtinsnäns inxtn sniionious snnstionss, st xrnäsns 
ssslssinstisns xrovisionis nrkitrinm, xro sukkoisntibns iiudsri oonsns- 
vsrnnt; äsinäs sn inciionrs, Wns in ixss. äisxsnsntions xstsnän sx- 
xrirnsrs oxortst. 

L.t<ins nt n o^nsis äispsnsntionnm sxoräinm änsntur, oxsrns 
xrstinnr erit inrxrinris nnimg-civsrtsrs, nnnin nlicinnnäs snnsnm ss- 
orsinr nsesxtnnr insntüsisntsrn sxistininri; nnni inns non xrosnnt 
sinZnin, urnltn invnut (nrg-. I. 5 0. äs xrokat.) Lninsinoäi nutsm 
onnsns sunt cins-s ssc^nnntnr: 

1. ^nAnstin looi sivs ndsolntn sivs rslntivn (rntions tnntnin 
orntriois), onm soiliost in looo ori§inis, vsl stinin äomioilii 60§nntio 
toswinns itn sit xroxnAntn, nt niinin xnris oonäitionis, oui nuirnt 
invsnirs nscinsnt, nisi oonsnng'ninsnin vsl nMnsw, xntrinm vsro 
ässsrsrs sit si änrnnr. 

2. ^.stns kosnrinns snp srnänitn, si ssilisst 24" nstntis 
nnnnrn inin sZrsssn irnstsnus virnnr xnris oonäitionis, oni nnirsrs 
xossit, non invsnit. Ilnso vsro onnsn irnnä snikrnssntnr viänns, <iuns 
nä nlig.s nnxtins oonvolnrs onxint. 

3. vskioisntin nnt inoornxstsntin äotis, si nsinxs 
kosininn non irndsnt notn t^ntnm äotsm nt sxtrnnso nsWniis oon- 
äitiouis, <iui nscsus oonsnnAuinsns ns^ns nkänis sit, nndsrs xossit, 

') Lire» äispeiis^tionos MLtiliuoni^lös ^uoLll MAnstiLin loel die rsksrlwus 
rssolntionsiii xsr 8. Lonvilii Lollßi'ßA^tioiisin äiNkin äis 8. Inlü 1876: ^HAUstirun 
loei non ssss äesumenäLin ^ numsro loooruin omuslius kLrosoiLs, ssä L munsro 
kooorain ouiusgus loei vsl stiam plniluin loooeum, sl non «listsnt Lcl luvlesm 
ulti'L Millisre. 
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in xi-oMo Ion«, in ^no oommoiÄtur. (juns ennsn innssis nrZ-st, 
si ninlinr pgnitns inäotntn sxistnt, st eonsnnAuinsns vsl cnkünis 
SLw in nxoi-sni änosrs, nnt sti^m sonvsnisntsi^ sx intsZ'w ästni-s 
xniÄtus sit. 

4. Ivits8 snxsr snsosssions donornin sxortns 
vsl snrnnäsni Ai-avs nnt iniminsns psrisnlnm. 8i 
ninlisr ^rnvsm litsm supsr snoosssions bonornui nin^ni momsnti 
snstinsnt nsWs nässt niins, <ini litsin iininsmocii in ss snssixint 
xioxi-üscins sxxsnsis xrossinntnr xrnstsr illnni, yni ixsnm in nxorsm 
änosrs enxit, äispsnsntio sonssäi soist; intsrsst snim Rsipublisns, 
nt litss sxtillAnnntui-. Unis xroxinis nessciit nlin onnsn, ssiliost 
äos litidns involntn, snw niinirnm innlisr niio sst ässtitntn 
viis, suins n^>s i^onn sun rssnPsrnrs vnlsnt. Vsi'nni iin^nsmoäi 
6NN8N nonnisi xw rslnotiorit>n8 ^rnciidus 8utÜ6it. 

5. knupsi'tns viänns, cinns nuinsrosn xrols sit onsrntn, 
st vir snin nlsrs xoliissntur. 8sä innnäsc^ns rsnrsäio äisxsnsntionis 
snsonritur viänns sn tnntnin äs onusn, i^noä Junior sit, ntyns in 
xsrisnlo insontinsntins vsrsstnr. 

6. Lonnrn xnois, cino nomins vsninnt nsänm kosäsrn intsr 
rsg-nn st ?rinsixs8, ssä stinm sxtinetio Arnvinin iniwieitinrnni, 
rixnrnnr st oäiornrn siviiinni. Unso onnsn nääusitnr vsl nä sx- 
tinAnsnäns Arnvss inirnioitins, «inns intsr sontrnirsntiuni sonsnu^ni- 
nsos vsl nkünss ortns sint, cinnsqns inntrinronii oslsdrntions omniuo 
sowponsntnr; vsl Hnnnäo intsr sontrnlrsntiuni sonsnuAuinsos et 
nlllnss inimioitins ^rnvss viAnsrint, st, liest pnx intsr ixsos initn 
^'nni sit, sslslirntio tnnrsn mntriinonii nä ijisius pnsis souürinntionsnr 
mnxims oonänesrst. 

7. l^limin, snsxsetn, xsrioulosn tnmilinritns, nse 
non eolrnliitntio snlo soäsin tssto, ^uns tnoils inipsäiri non possit. 

8. (loxnln enni sonsnn^niusn vsl Ens vsl nlin xsrsonn ini- 
xsäiinsnto Inloornnts xrnslinloitn, st xrnsAnnntin, iäsocius 
löA'itinrntio xrolis, nt nsiuxs oonsnlntnr loono xrolis ixsins, 
st lronori rnulisris, yuns ssous innnxtn urnnsrst. klnse xrokseto nun 
sst sx nr^sntioridns onnsis, ob innw stinm xlsdsis änri soist äis- 
^snsntio, änminoäo eopnln pntrntn non tnsrit snl) sps tneilioris 
äisxsnsntionis; c^uns eireninstnntin in suxxlientions torst sxxrimsnän. 

9. In kn min mnlisris, sx snsxieious ortn, clnoä illn suo 

8 
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oollSLNA'uiuso aut rlfüiii llimis kamilE'is oossnita sit k>,1> soclsin, liest 
susxioio sit MsL; eum usmps iiisi wLtrimomum eoutiÄdr^tur, mvlisr 
^rg-vitsr cIiikg.m^tL, vsl iiniupt^ rsmkiisrst, vsl äis^g-ris eouäitioiiis 
viro iiudsrs äsdsrst, s-ut ä^lliind oriroutur. 

10. Lsvaliä^tio m s. t ri m onii, <iuoä douu. litis st xulzlies, 
ssrvti-tL ^riäsutiiii kormL, eontrit-etnw sst: <iuiL s^us^äissolutio vix 
lisri potsst sins xnbiioo 8og.iicl-i.1o, st §rg.vi ciglliiio, xrasssi-tim tos- 
miiigö, (e. 7. äs eous aucsiiiii). ^-t 8i mglg. liäs sxoiisi mixtigs 
iiiisrimt, §rg.tiLlli äisxsusgtioiiis miiiims rlisrsiitiii', sie äisxoiisuts 
Oone. äliiä. Zsss. XXIV. eg.x. V. äs Lsforin. ingtriiii. 

11. 1? srio uliim ing-triinoiiii mixti, vsl eorg-m g.- 
ekitliolieo ministi-o 66lslirg.iiäi. Hiig.iiäo iisrieulum gässt, 
tiiioä volsutss ma-trimoiiiiim in nliciiio stig-m sx m^orilins §rg.äilius 
eoiitrnlisrs, sx äsusAkitions äisxsnsgtioiiis g.ä iniiiistriiiii gogtliolieiiiii 
neesägnt pro mixtiis 6sl6lirg.iiäis sxrstg. Ileelssigs gnetoritlits, ^ustg. 
iuvsiiitiir äispsnsguäi eg-nsg., «Mg. nässt non moäo Ai-nvissiiiium 
liäslium sennänlum, ssä stinm timor xsrvsrsioiiis, st äsksetionis g. 
iiäs tnlitsr NAsntium st inntrimoiiii imxsäimsutg, eoiitsmiisiitiiiiii, 
iiinxiins in rö§ioiiidiis, ulii linsrssss iwxuiis §rg.s8Niitui'. lä äoeuit 
lig.se 8. OoiiArsAg-tio in Instrnetions äis 17. Xxr. 1820 nä Xrelii- 
sxiseoxniii (juslisesnssni äntn. iOnritsi- oniii Vioninns Xxostolioiis 
Losnins xostiilnssst, ntriini äispsnsntionsni slni^iri xossst iis Ontlio- 
liois, <iui nulliim niiiiä xi-g.st6xnnt motiviini qnnm vssgimin nniorsui, 
st sininl xrnsviästiii-, äisxsnsntions äsnsAgtn, sos eoi-nin iuäies in- 
liäsli eoniiiAililli tors initnros, 8. Oon§i's§g.tio 8. Otlioii in I'srig. IV. 
14. XliAnsti 1822 äsersvit: „i'ssxoiläsnäiinl Orntori, <iiioä in sx- 
xosito ensii iitg,tiii' fg.ou1tg.tiliii8 silii in Von II. eoniniissis, xroiit 
in vornino sxxsäirs ^näienvsrit." Unntninäsm äiesnänin äs xsiieulo, 
Gioä xni'S entliolieg. euni nentliolieo Llnti-inioniiinl eslslii'ni's g.iiäsnt. 

12. Vsrioiiliini in6 68tii08i eoneuliinntns. Vx su- 
xsi'ius nisiiiorntn In8trn6tions nnno 1822 slnest, äispsnsntionis rs- 
insäinm, ns t^nis in 60N6iiI»i2g.tii in80i'äs80g.t enni xulilieo sennänlo 
ntc^iis sviäsnti nstsrng-s snlntis äi86i'iiiiiüs, gäliilisnäiiin ssss. 

13. V s rieiil uni ninti-imonii eivili8. Vx äietis eon- 
ssMltiir, xrolinliils xsrioiiliim, cinoä illi, ciiii äi8x6ii8Ntionem xstiint, 
sn non olitsntn, iiintrinioninm änmtnxnt eivils, nt n^nnt, eslslirntnri 
sint, 6886 lsAitiinnni äisxsnsnnäi 6N118NM. 

14. lksmotio §rnvi niii s enn änl oru in. 
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15. Oössg-tio xu5Iioi oouondiuLtus. 

16. LxööllöLtia msritorum, eum Llic^uis g,ut ooutiÄ 
üllsi og.tIioIiLÄ6 kostss älmikli-tious Lnt Mörg-Ut^ts 6i'§g. Leelösig-w, 
Lul äoLtrillL, virtnts Lliovs moclo äs DkIiZlous sit oxtims msritus. 

ÜLö suut 60llimuuior68, xotioi'68cinö 6LU8A.6, <jE llä mr>.tri- 
woiiiLls8 äi8x6U8LÜ0H68 imx6ti'g.iiäL8 Läcluoi 80lsut; äs <1H11»U8 60- 
xi08S L^uot tIiso1o§i g.0 88.6rorlllli 6LI10UUM i,ltsi'1)rst68. 

8sä 86 soovsi-tit Ill8trootio Lä 63., qu3.6 xiAstsr 63.U838 iu 
Iit6ii8 8uxxlio1du8 xro äi8x6ii83tioii6 odtiiisuäkl., äs M'S V6l 60U8N6- 
toäiüs, 3ut 8tM 6uri3s sxxriiii6iiä3. 8oiit ito., ut 8i stlLw. i^nolÄiitsr 
t3.663.tor V6i'jt3.8, 3ot Ii3rrstur k3l8it38, äi8xsll83tio rmll3. s166i3tur. 
11366 30tsw 8UIlt: 

1. Hourso 6t 60AI10W6I1 Or3torom, otrourhiis äi8tiii6t6 36 
üitiäs 36 8106 11II3 1it6r3riim 355r6V3tioii6 86ribsiiäum. 

2. 1)10666818 ori§iiri8V6l 36t 1131i8äowi6i1ii. <)l13Uäo 
Ii356iit äomisiliiinr 6xti'3 äi06668im oriAim'Z, x088iiiit, 81 vsliot xstsro, 

11t äi8p6ii83tio iriitt3tiir 3ä 0räiii3riiiiii äio6668i8, io <^113 011116 Iioditoot. 
3. 8x 66168 stiom i 11 ki 10 3 iioxsäioisiiti, 30 8it 60O83iiAoioit38, 

vsl 3l6llit38, ort3 6X soxillo Ü6it3 vsl illiÄtkl; xo5Ii63 Il01168t38 
oribiosoi äii6608 6X 8x01183111)118, V6l in3tiimoiiio i'3to; io iioxoäiioooto 

orioiioi8, otrom xrovoosrit sx sooMAisiäio 6010 xroioi88ioo6 103- 
trioiooii, 311t sx soiiMAioiäio 61110 oäoltorio, vsl sx 80I0 oäoltsrio 

01101 xrooii88ioo6 oiotriioooii; io 60§03tioos 8xiritii3li, otrom 8it 
ioisr Isvootsoi st Isvotmo, vsl iotsr Isvootsoi st lsvoti xursotsoi. 

4. Or3äl18 600830§1lioit3ti8, vsl 3l1ioit3ti8, 31lt 
IlOOS8t3ti8 sx oiotiimooio i'3to, st 30 8it 8imxlsx, vsl IoixtU8, 
000 t3iitooi rsoiotior, 86ä stiooi xroxiocsilior, oti st Iios3, 30 8it 
rs6t3 vsl tr308vsr83; itsio 30 Or3tors8 8iot soo^'iios.ti sx äoxlisi 
viosolo 60O83OAiiioit3ti8, t3io sx xorts x3tri8, 10301 sx xurts M3tri8. 

5. H1101610 8 iiiipsäioisotoroiii, 6. Ar. 8i 3ä8it äoxlsx 
30t oioltixlsx 60I183I1A1lioit38 vsl 3k6oit38, vsl 8i xrostsr 60A03tioi1601 
oäsit stiooi 3läoit38, 311t olioä c^ooäsooKios iioxsäiiosotoio 8ivs 
äiriiii608, 8ivs ioix6äi6ii8. 

6. Vor los 6iroom8t3iiti3s, 86ili6st 30 motrioiooiooi 8lt 
sootrolisoäooi vsl sooti36tooi; rixsriri äsdst, 30 5003 öäs, 83ltsoi 

') loisr esteros eoiisulsnäi I^'rrlius Oorrnclns — l?rs.xis clisxsiisntioiinm 
lixostolio-irniii I.it>. VII. st VIII. rio Viiiosotius Vs lostis. (Os äisxsiisritioiulius 
uoitriiiiaiuiäilius Oid. III.) 

8* 
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sx xilrts uiims vsl cum seisutig. imxsäimöiitl; item Ln xmemissis 
clölluiitiMomIms, st Mts, koriimm ^riäsiitini; vel rm sxe ka-eilius 
äispöllsg-tiollsm odtmsueii; clsmum mi 8it eousumm^tum, si ms-Ia. käs, 
ski-ltem uiim8 xg.rti8 ssu eum 86isiitig. jmxeäimeuti. 

7. 6oxu1r>. iu668tuo8L mter 8xoii808 g-üte cii8x6ii8L- 
ti0M8 6X60UÜ0U6IN, 8iv6 Lnts, Ävs P08t 6iu8 imxeti^tiollgm, 8iv6 
mteuüoim kÄoiIiu8 äi8xsii8Ltioii6m odtmsucii, 8iV6 etiLm 8S6lu8^ t^i 
mtsiitiolls, et 8iv6 eoxuls. xut)1io6 not^ 8it, 8iV6 sti^m oeeultL. 8i 
iiLso rstiossLtur, 8ut»r6xtitig.8 6886 st uulUbi, 3,6 unlio moäo vLisrs 
äi8x6ü83ti0L68 8uxsr <iuidu86um<iu6 Ar3äidu8 xroiiiditi8, oc»ll83ü§mlli- 

t3ti8, 3fkmt3ti8, 00llssI13ti0M8 8xiritu3li8 st IsMli8, LS6 I10I1 st xudlioLS 
iiOL68t3ti8 äsol3r3vit 8. Ooii§rs§3tio 8. Oftmii I'sr. IV. 1. ^Utz-U8ti 
1866. In xstsnäs. vsro äi8xsii83tioiis 8uxsr imxsäimsuto 3küllit3ti8 
xiimi vsl 8S6Ulläi §r3äu8 1iiis36 00U3tsi-3li8, 8i imxsäimsiitum usäum 
sx mLtrimomo eoii8Umm3to eum äskimsto oo^s§s Or^toris vsl 
0r3trisi8 8sä sti^m sx soxnlL Lntsmktrimoiimli 8su Isrllis^riL sum 
soäsm äskuueto 3üts imtum eum ixso mutrimouium xutiutu viiutur, 
U66S88S uou 68t, ut msutio kut imi8moäi Meitus eoxulus, csusmuä- 
moäum putst sx i'68x0L80 8. kosuitsutiurius äisi 20. Nurtii 1842, 
xroduuts 8. m. 6rs§or XVI. uä Lxisoopum Xumuresussm, iuoä 
Zsusruls 6886, i6sm Hülmuul 1ittsri8 äisi 10. vsosmkris 1874 säixit. 

Iluse xrus oou1i8 iiudsrs äsi^sut uou moäo, ^ui uä 8. 86äsm 
xro odtmsuäL uli^uu mutrimouiuli äisxsugutious rsourruut, 8sä stium 
c^ui sx xoutiüeis äsisMtious äisxsimg-rs xsu 36 ix8i vulsut, nt lusui- 
t3tidn8, c>uibu8 xolisnt, rits, ut xur 68t, utuutur. 

Dutum sx Vsäil»u8 8. 0ou§r6§utiom8 äs DropNAUuäu Diäs 
äis 9. Nu^i 1877." 

In voti3 8imi)iieil>u8 xsrpstuus o38tituti8 st rsIi§ioui8 mag hervor¬ 
gehoben werden xu88iom8 vsiismsutiu sx uimiu euruis Iru^ilituts 
xrov6uis28; muximu äM6u1t38 voti uäimxlsuäi, st xrodudiis xsri- 
onium Irsgusutium tr3U8Ars88iomim. Sonst auch muAuum vitus xs- 
rieuium immiusu8 orutoriinm vsl ultsri sorum. 

Die Dispcnsgründe müssen demnach der Wahrheit getreu 
und wesentlich vollständig im Gesuche angegeben werden. Sonst 
wäre die erhaltene Dispens null und nichtig. Das Dispensgesuch muß 
eben deßhalb mit allen zur Aufklärung über das Hinderniß und über 
die Dispensgründe nothwendigcn Belegen, Dokumenten u. d. gl. in- 
struirt sein. Wenn eine Dispens iu lormu xuuxsrum bei der Datarie 
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angesucht wird, so sollen im Gesuche die Vcrinögensumstände der Dis- 

pcnswerber angedeutet werden. Zu dem Zwecke der gänzlichen oder 

theilweisen Nachlassung der Taxen werden in Rom Jene als arm an¬ 

gesehen, „gui ox suis ladora st inckustriu. taiituni vivunt." Dcßhalb 

muß dies; im Gesuche betont und der Ausdruck gebraucht werden, guocl 

oratorss xauxsrss ot rni8sru1>1l68 8int. 

Wenn es sich um Erwirkung einer Dispens nach bereits ungiltig 

geschlossener Ehe handelt, so muß in dem Dispensgesuche angegeben 

werden, ob die ungiltige Ehe in luoio Loolomas eingegangen wurde, 

und ob derselben insbesondere die Eheverkündigungen voraus geschickt 
worden seien. 

In welchen Ehehindcrnissen die Nachsicht von den Bischöfen 

kraft der vom hl. Stuhle erbetenen Vollmacht willfährig ertheilt werden 

solle, wurde bereits im Z. 23 gesagt. 

8- 55. 

Ausführung (Vollziehung) der Ehedispensen. 

Wenn die Ehedispens — z. B. vom hl. Stuhle — ertheilt ist, 

so folgt deren Ausführung oder Vollziehung durch Denjenigen, welcher 

damit beauftragt ist — den Bischof (oder seinen Generalvikar — Ofsicial), 

von welchem sie dem Pfarrer oder einer anderen Person übertragen 

werden kann. Derselbe muß sich von der Wahrheit der geltend gemachten 

Dispensgründe — kurz des Inhaltes des Dispensgesuches überzeugen 

— was im Dispensbreve auch betont wird. — Dieß ist die oo§nitio 

6g.u8g,s äi8xsu8g.tioni8. (Vicks Oonoil. Trick. 8688. XXII. cks rokoriu. 

6ap. V.) 

In der Regel geschieht diese ooAnitio bei uns schon, ehe sich der Bischof 

um die Dispens nach Nom wendet, oder sie selbst in Kraft seiner erhalte¬ 

nen Facultät ertheilt — wie auch die Anweisung f. d. g. G. ß. 86 bestimint: 

„Der Bischof wird über die Thatumstände, auf welche seine Entscheidung 

oder sein dem hl. Stuhle v o rz u leg c n d e s Gutachten sich stützen muß, 

die erforderlichen Erhebungen pflegen." Selbstverständlich ist auf die 

einzelnen Clauscln des päpstlichen Dispensbreves genauest zu achten. 

Sie sind ja Bedingungen der Giltigkeit der Dispens. Dazu gehört 

zunächst: 
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Die „klisolutio oi-N-torum s. osnsuris (falls sie einer solchen ver¬ 

fielen), ssä talltuirllliväo nä ölkootum olltiLsnäAv äiZxsiisatiomL". 

Sie heißt „Lllsolutio Lä eg-utölLm", nnd wird ertheilt, damit die Censur 

(Kirchenstrafe) der Gewährung — resp. dem Empfange der kirchlichen 

Dispens nicht hinderlich sei; ferner: daß der Exccutor der Dispens aus 

Anlaß derselben „nil Looixmt mnuaris vsl prLöinii sud poona. sxeom- 

mnnieMonis kglew ssntsntma"; öfters der Auftrag, die Dispens¬ 

werber, wenn sie schon beisammen wohnen, zu trennen; in Ehedispcnscn 

sx oansk infa.ing.nts heißt es, „nt oratoribns pro nroäo oulpLS a,rdi- 

trio 8no Arnvom xosnitontmin 8^IutLr6iii impoimt," u. s. w. 

Wenn allen Anforderungen entsprochen worden, so folgt der eigent¬ 

liche Akt der Dispenserthcilung mittelst Decretes an den trauenden 

Pfarrer. Es braucht nicht besonders betont zu werden, daß auch die 

Klauseln und Bedingungen, welche in dem Dispens-Mandate der Poeni- 

tentiarie in 0U8N oooulto, oder in dem DiSpensdecrete, welches der 

Bischof erläßt, Vorkommen, genauest — bei sonstiger Nullität der Ehe¬ 

dispens — erfüllt werden müssen. 

Betreffs der Dispens von bürgerlichen Ehehindernisscn wurde schon 

gesagt, daß sich dermalen die Parteien selbst um die Dispens bei der 

competenten staatlichen Behörde zu bewerben haben, wenn ihnen ein 

bürgerliches Ehchinderniß oder Verbot im Wege steht. Der trauende 

Priester hat sie nur auf diese Nothwendigkeit aufmerksam zu machen, 

und darf die Trauung nicht früher vornehmen, als bis die Nupturienten 

mit der staatlichen Ehedispcns sich gehörig ausgewiesen haben. Das 

A. b. G. B. enthält hierüber die folgende allgemeine Vorschrift im ß. 85: 

„Aus wichtigen Gründen kann die Nachsicht von Ehehindernisscn bei der 

Landesstelle (Statthalters, Landesregierung) angesucht werden, welche nach 

Beschaffenheit der Umstände sich in das weitere Vernehmen zu setzen hat." 

lieber die Art, wie die Nachsicht von bürgerlichen Ehehindernisscn 

anzusuchcn sei, bestimmt H. 84 des A. b. G. B.: „Bor Abschließuug der 

Ehe ist die Nachsicht über Ehehindernisse von den Parteien selbst, und 

unter eigenem Namen anzusnchen. Wenn sich aber nach schon geschlossener 

Ehe ein vorher unbekanntes auflöslichcs Hindcrniß äußern sollte, können 

sich die Parteien auch durch ihren Seelsorger, und mit Verschweigung 

ihres Namens an die Laudesstelle um Nachsicht wenden." 

Bei dem jetzigen Staude der kirchlichen und staatlichen Ehegcsetz- 

gebung wird der zweite Abschnitt des Paragraphes wohl kauni zur An¬ 

wendung kommen können. Es erübrigt nichts, als daß der Seelsorger 
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— zumal der Beichtvater — den von dein Ehehindernisse Betroffenen 

anweist, es der Behörde selbst zu entdecken und um Nachsicht zu bitten. 

Von bürgerlichen Aufgebot sdispensen und von der solche 

ertheilcnden Behörde war schon die Rede im tz. 44. 

Scchjlw HiUlptjM. 
MeMeßMg Mll Ummmg. 

8- 56. 

Form der Eheschließung und nähere Bezeichnung der 

Personen, vor welchen die giltige Ehe geschlossen werden 

muß. — Eheschließung durch einen Bevollmächtigten. 

Als wir im Z. 31 vom Ehehindernisse der Heimlichkeit sprachen, 

citirtcn wir die Bestimmung des Concils von Trient Löss. XXIV. äs 

rslorm. mutr. 6ux. I. und des sich darauf stützenden Z. 38 der An¬ 

weisung f. d. g. G. dahin lautend, daß bei sonstiger Nullität der Ehe, 

die Ehewerber ihre Einwilligung vor dem eigenen Pfarrer beider, 

oder Eines aus Beiden, oder einem Priester, welcher hiezu von dem 

Pfarrer, oder von dem Bischöfe der Diöcese ermächtiget worden ist, und 

vor zwei oder drei Zeugen erklären. 

Das Concil von Trient setzt seinem dießbezüglichen Dekrete bei: 
„lusuxsr s. L^uoäus xurooüuin vsl ulium sussräsksm, gui sum ini- 
uors tsstiuni uuinsro, st tsstss, gut sius puroolio vsl sussräots du- 
susmoäi soutrustui iutsrlusriut, uss uou ipsos soutruNsutss ß'ruvitsr 
urditrio Oräiuurii xuuiri xrusoipit." 

Das Decretum des Concils von Trient verbindet überall, wo es 

publicirt wurde; wo dies nicht der Fall war, gilt das vortridentinische 

Recht bezüglich der geheimen (heimlichen) Ehen, welche, wenn ihnen kein 

trennendes Hinderniß im Wege stand, vsru st rata (in diesem Zinne) 

nautrimouiu waren, obwohl sie die Kirche mißbilligte. 

Das Domicilium der Brautleute entscheidet, welcher ihr xuroslius 

xroxrius sei. Denn Z. 93 der Anweisung f. d. g. G. sagt: „Der 
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Brautleute eigener Pfarrer ist jener, in dessen Pfarrbezirke sie ihren 

eigentlichen oder uneigentlichen Wohnsitz haben." Dazu der Z. 45: „Für 

Jene, welche einen uneigentlichen Wohnsitz haben, ist der Pfarrer, in 

dessem Bezirke sie sich aufhalten, der zuständige." 

Das Concil von Trient spricht auch <is alio saosrcioto cio ipÄus 

xaroeln vol Lpi86oxi lieontia. Die Canonisten zählen zu den, zur Auf¬ 

nahme der Einwilligungs-Erklärung — außer dem xaroobam proprius 

— berechtigten Personen: 1. Den Papst, 2. den Bischof (der aber nach 

der gewöhnlichen Praxis den paroeims proxrius als Assistenten beizieht). 

Das Gleiche gilt von dem bischöflichen General-Vikar. 

3. Den vom parooüus xroprius (oder vom Bischöfe) aä Poe ge¬ 

hörig delegirten Priester. 

Der K. 49 der Anweisung f. d. g. G. sagt: „Erscheint es aus 

was immer für einem Grunde zweifelhaft, welcher Seelsorger zur Vor¬ 

nahme der Trauung berechtiget sei, so ist die Sache vor den Bischof 

zu bringen, und die Entscheidung oder Anordnung desselben abzuwarten." 

Bezüglich der Delegirung eines fremden Priesters zur Trauung, beachte 

man den tz. 48 der Anweisung f. d. g. G. 

„Wer die Erlaubniß zu trauen für eine Gesammtheit von 

Fällen erhalten hat, kann dieselbe für einzelne Fälle auf einen 

anderen Priester übertragen. Wer diese Erlaubniß nur für einen ein¬ 

zelnen Fall erhalten hat, entbehrt das Recht zu subdelegiren, wenn das¬ 

selbe ihm nicht ausdrücklich ist zugetheilt worden." Diesemnach wäre die 

Frage, ob förmlich, mit Ordinariats-Dekret angestellte Kapläne zur 

Trauung subdelegiren können, eher mit Ja als Nein zu beantworten, 

falls ihnen dieses Recht nicht ausdrücklich vorenthalten ist. (lso meinen 

wenigstens Viele. — (Sieh Dr. Kutschker's Eherecht Bd. IV. S. 470.) 

Ueber die Beschaffenheit der Delegation spricht sich Z. 47 der An¬ 

weisung f. d. g. G. so aus: „Daß die Ermächtigung zur Vornahme 

der Trauung von dem Berechtigten stillschweigend ertheilt worden ist, 

schadet der Giltigkeit des Ehebundcs nicht. Doch verrichte außer dem 

Drange der äußersten Nothwendigkeit Niemand eine Trauung, wenn er 

hiezu nicht von dem Pfarrer oder dem Bischöfe ausdrücklich die Ermäch¬ 

tigung empfangen hat. Eine bloß vermuthetc Erlaubniß ist unzureichend, 

und bleibt es auch in dem Falle, daß der Berechtigte, wenn man darum 

nachgesucht, sie wirklich ertheilt hätte, oder nachträglich seine Gutheißung 
ausspräche." 
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Anlangend das Erforderniß der Anwesenheit des Pfarrers (xarooliuL 

xroxrins) bei der Eheschließung führen wir hier ein Paar, wenn auch 

nicht gerade wahrscheinliche, aber immerhin mögliche Fälle auf. 

1. Es schadet der Giltigkeit der Ehe nicht, wenn der Pfarrer 

gezwungen (physisch oder moralisch) dem Akte beigcwohnt, oder wenn 

er protestirt, und in seiner Gegenwart ein nicht competenter Geist¬ 
licher die Trauung vorgenommen hat. 

2. Ebenso, wenn der Pfarrer betrügerischer Weise verleitet 

wurde, bei der Eheschließung anwesend zu sein. 

3. Wohl ist aber zur Giltigkeit der Eheschließung nothwendig, 

daß sowohl der Pfarrer als auch die Zeugen nicht blos Physisch gegen¬ 

wärtig seien; sondern sie müssen die Brautleute mit eigenen Augen 

sehen und deren wechselseitige Einwilligung in die Eheschließung hören. 

Wenn aber der Pfarrer nur vor gibt, nicht gesehen und gehört zu 

haben, oder wenn er z. B. durch Verstopfung der Ohren, Verschließen 

der Augen nicht sehen oder hören wollte, so wäre die Ehe giltig ge¬ 

schlossen. Jene, welche sich unerlaubter Mittel bedienen, um ihre 

Einwilligung in die Ehe vor dem Pfarrer und den Zeugen erklären zu 

können, so wie deren Rathgeber, u. d. gl. verfallen in einigen Diöcesen 
sogar der Excommunication. 

Es schadet der Giltigkeit der Eheschließung nicht, wenn die 

Zeugen infam, Ketzer, Ungläubige u. d. gl. oder weiblichen Geschlechtes 

find. Bei der Eheschließung katholischer Brantpersonen sollen nur 

katholische Zeugen intcrveniren. (Also bei einer gemischten Ehe noth. 
nur katholische.) 

Bei einer vor der versammelten Gemeinde eingegangenen 

Ehe würde der Abgang besonderer Zeugen der Giltigkeit der Ehe keinen 
Abbruch thun. 

Die Eheschließung durch einen Bevollmächtigten ist wie kirchlich so 

auch staatlich zuläßig. Der Z. 50 der Anweisung f. d. g. G.'lautet: 

„Die durch einen Bevollmächtigten erklärte Einwilligung ist giltig, wenn 

ihm hiezu eine besondere, die Person des künftigen Gatten hinreichend 

bestimmende Vollmacht ausgestellt worden und dieselbe zur Zeit, als die 

Ehe in: Namen des Machtgebers eingegangen wird, nicht etwa schon 

widerrufen ist. Doch hat der Pfarrer in keinem Falle eine durch Be¬ 

vollmächtigte abzuschließende Ehe zuzulassen, ohne daß die ausdrückliche 

Genehmigung von Seite des BischofeS erfolgt ist." Und Z. 76 des A. 

b. G. B. sagt: „Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe 
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kann mittelst eines Bevollmächtigten geschehen; doch muß hiezu die Be¬ 

willigung der Landesstelle erwirkt und in der Vollmacht die Person, mit 

welcher die Ehe einzugehen ist, bestimmt werden. Die ohne eine solche 

besondere Vollmacht geschlossene Ehe ist ungiltig. Ist die Vollmacht vor 

der abgeschlossenen Ehe widerrufen worden, so ist zwar die Ehe ungiltig, 

aber der Machtgeber für den durch seinen Widerruf verursachten Schaden 

verantwortlich." 

Die von den Mandatar eingegangene Ehe ist nichtig, wenn zur 

Zeit der Eheschließung der Vollmachtgeber bereits gestorben wäre. — 

Der Widerruf braucht weder schriftlich, noch an den Mandatar 

zu geschehen, sondern nur bewiesen zu werden. 

Die Unterlassung der Einholung der Genehmigung des Bischofes, 

oder der Bewilligung der Landesstelle macht die Ehe nicht ungiltig. 

Das Recht, eine wegen des Mangels einer gehörigen Vollmacht 

oder wegen des Widerrufes derselben ungiltige Ehe zu bestreiten, steht 

wohl nur den Schcingatten oder Einem derselben zu. 

8- 57. 

Bestimmung des bürgerlichen Gesetzes bezüglich der Per¬ 

sonen, vor welchen die Ehe zu schließen ist, resp. 
geschlossen werden kann. 

Z. 75 des A. b. G. B. lautet: „Die feierliche Erklärung der Ein¬ 

willigung muß vor dem ordentlichen Seelsorger Eines der 

Brautleute, er mag nun nach Verschiedenheit der Religion, , Pfarrer, 

Pastor oder wie sonst immer heißen, oder vor dessen Stellvertreter in 

Gegenwart zweier Zeugen geschlossen werden." 

Das bürgerliche Gesetz kannte also bis in die neueste Zeit für die 

Bekenner aller anerkannten Religionen keine andere, als nur die s. g. 

confessionelle, d. i. vor dem competenten Seelsorger ^Pfarrer, Pastor, 

Rabiner u, s. w.) geschlossene Ehe. Die einzelnen dießbezüglichcn 

Modalitäten waren betreffs der Katholiken im Wesentlichen mit dem 

kirchlichen Ehegcsetze im Einklänge. Auch bezüglich der gemischten Ehen 

hat dieß Geltung. Denn im H. 77 des A. b. G. B. heißt cs: „Wenn 

eine katholische und eine nichtkatholische Person sich verehelichen, so m u ß 

die Einwilligung vor dem katholischen Pfarrer in Gegenwart 

zweier Zeugen erklärt werden; doch kann auf Verlangen des anderen 
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Theiles auch der nichtkatholische Seelsorger bei dieser feierlichen Handlung 
erscheinen." 

Jetzt sind die beiden HZ. 75 und 77 des A. b. G. B. in ihrer 

absolut lautenden Fassung außer Kraft gesetzt. Denn es sind nun 

in Oesterreich die s. g. Noth-Civilehen und die n u r v o r dem akatholischen 

Seelsorger geschlossenen gemischten Ehen durch das bürgerliche Gesetz 

zugelassen. 

Z. 58. 

Fortsetzung. 

Wir berufen uns hier auf das, was im Z. 3 über den Begriff 

und über die Arten der s. g. Civilehe — auch über die s. g. Noth- 

civilehe gesagt wurde. 

Nebenbei sei bemerkt, daß schon in dem Namen „Nothcivilehe", 

wie für jede Confession, so insbesondere, für die katholische Kirche 

eine gewisse Kränkung liege und auch der Grund ihrer Einführung 

(ausgenommen für Solche, die gar keiner staatlich anerkannten Con- 

fession angehören wollen), als wenn sie, nämlich die Nothcivilehe, ein 

unabweisliches Bedürfniß wäre, kaum ein stichhältiger sei. — Eben 

weil die katholische Kirche außer der sakramentalen Ehe keine andere 

Ehe— etwa als bloßes R.echtsinstitut für Katholiken kennt, sieht 

sie in der Möglichkeit, welche dem gegen die Vorschriften seiner Kirche 

renitirenden Katholiken dargebotcn wird, sich bei der Eheschließung 

über ihr iwxoäiinsutum Lluuclsstiuitutis hinwegzusetzen, eine Kränkung 

ihrer selbst, um so mehr, weil sie ja mit ihren EhediSpensen bis an die 

Grenze der Möglichkeit geht, und weil Uebertritt rcsp. Austritt aus einer 

Confession so leicht als möglich gemacht ist. (Vergleiche Dr. Eduard Rittner 

„Oesterr. Eherecht" S. 2l7; — G. Phttipps „Lehrbuch des Kirchcn- 
rechtcs" S. 622.) 

Die Bestimmungen über die Nothcivilehe sind im Artikel II. des 

Gesetzes vom 25. Mai 1868 (R. G. Bl. Nr. 47) enthalten, welches 

die Aufschrift führt: „Gesetz — wodurch die Vorschriften des zweiten 

Hauptstückes des A. b. G. B. über das Eherccht für Katholiken wiedcr 

hcrgcstellt; die Gerichtsbarkeit in Ehesachen der Katholiken den weltlichen 

Gerichtsbehörden überwiesen, und Bestimmungen über-die be¬ 

dingte Zulässigkeit der Eheschließung vor weltlichen 
Behörden erlassen werden." 

Der oberwähnte Artikel II. hat folgenden Wortlaut: 
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„Wenn einer der nach den Vorschriften des allgemeinen bürgerlichen 

Gesetzbuches zum Aufgebote der Ehe berufenen Seelsorger die Vornahme 

des Aufgebotes oder einer von den zur Entgegennahme der feierlichen 

Erklärung der Einwilligung berufenen Seelsorgern, welcher von den 

Brautleuten deshalb angegangen wurde, die Vornahme des Aufgebotes 

oder die Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung zur 

Ehe aus einem durch die Gesetzgebung des Staates nicht anerkannten 

Hinderungsgrunde verweigert, so steht es den Brautleuten frei, das 

Aufgebot ihrer Ehe durch die weltliche Behörde zu veranlassen und die feier¬ 

liche Erklärung der Einwilligung zur Ehe vor dieser Behörde abzugeben. 

Rücksichtlich dieser den Ehewerbern aller Confessionen gestatteten 

eventuellen Eheschließung vor der weltlichen Behörde gelten die Vor¬ 

schriften des zweiten Hauptstückes des allgemeinen bürgerlichen Gesetz¬ 

buches mit den nachstehenden Abänderungen: 

Z. 1. Als die zur Vornahme des Aufgebotes und zur Entgegen¬ 

nahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung berufene weltliche 

Behörde hat die k. k. politische Bezirksbehörde, in jenen Städten aber, 

welche eigene Gemeindestatute besitzen, die mit der politischen Amts¬ 

führung betraute Gemeindebehörde einzutreten, und es wird diejenige 

politische Bezirks- (Gemeinde-) Behörde hiezu als competent anzusehen 

sein, in deren Amtsbezirk der die Eheschließung verweigernde Seelsorger 

seinen Amtssitz hat. 

ß. 2. Um das Aufgebot und die Eheschließung bei der weltlichen 

Behörde verlangen zu können, haben die Ehewerber vor dieser Behörde 

die Weigerung des competenten Seelsorgers entweder durch ein schrift¬ 

liches Zeugniß desselben, ober durch die Aussage von zwei im Amts¬ 

bezirke wohnenden eigenberechtigten Männern nachzuweisen. 

Wird ein solcher Beweis nicht erbracht, so liegt es der politischen 

Behörde ob, an den betreffenden Seelsorger eine Aufforderung des 

Inhaltes zu richten, daß derselbe das Aufgebot vornehmen und beziehungs¬ 

weise die Erklärung der Einwilligung zur Ehe entgegennehmen oder 

inittelst amtlicher Zuschrift die entgegenstehenden Hindernisse anzeigen wolle. 

Erfolgt hierauf aus Gründen, welche in den Staatsgesetzen nicht 

enthalten sind, oder ohne Angabe von Gründen eine ablehnende Antwort 

des Seelsorgers, oder geht innerhalb eines Zeitraumes von längstens 

acht Tagen, in welche die Tage des Postenlaufes nicht einzurechncn sind, 

keine Antwort ein, so hat die politische Behörde nach Beibringung der 

durch die Vorschriften des allg. bürgt. Gesetzbuches sammt Nachtrags- 
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Verordnungen vorgeschriebcncn Ausweise und Behelfe das Aufgebot und 

den Eheschließungsact sofort vorzunehmen. 

Z. 3. Alle Functionen und Entscheidungen, welche nach den Vor¬ 

schriften des zweiten Hauptstückes des allg. biirgl. Gesetzbuches sammt 

Nachtragsverordnungen dem Seelsorger übertragen sind, stehen im Falle 

einer Eheschließung vor der weltlichen Behörde der competenten politischen 

Bezirks- (Gemeinde-) Behörde zu. 

K. 4. Gegen Entscheidungen der politischen Bezirks- (Gemeinde-) 

Behörde in Ehesachen steht den Ehcwerbcrn das Recht des Recurses 

an die k. k. politische Landesstelle und gegen die Entscheidung dieser 

letzteren das Recht des Recurses an das k. k. Ministerium des Innern 

offen, ohne daß der Recurs an eine bestimmte Frist gebunden oder 

durch gleichlautende Entscheidungen der beiden unteren Instanzen aus¬ 
geschlossen ist. 

ß. 5. Das Aufgebot einer vor der weltlichen Behörde abzuschließenden 

Ehe ist von dieser Behörde durch öffentlichen Anschlag sowohl an der 

eigenen amtlichen Kundmachungstafel, als auch im Requisitionswege 

durch öffentlichen Anschlag bei dem Gemeindeamte des Wohnortes eines 

jeden der Brautleute vorzunehmcn. Wenn bei einer k. k. politischen 

Bezirksbchörde regelmäßig Amtstage abgehalten werden, so hat das 

Aufgebot auch mündlich an einem oder mehreren Amtstagen zu erfolgen. 

Zur Giltigkeit der Ehe wird jedoch nur die Vornahme des schriftlichen 

Aufgebotesj'mittelst Anschlages erfordert. Der das Aufgebot enthaltende 

Anschlag soll durch drei Wochen an der Kundmachungstafel der politi¬ 

schen Behörde und der betreffenden Gemeindeämter affigirt bleiben, 

bevor zur Eheschließung geschritten werden kann. Aus wichtigen Gründen 

kann die k. k. politische Landesstclle diesen Aufgebotstcrmin verkürzen 

und unter dringenden Umständen das Aufgebot auch ganz Nachsehen. 

Die Augcbotsnachsicht wegen bestätigter naher Todesgefahr kann 

gegen das im tz. 86 des allg. bürgl. Gesetzbuches vorgesehene eidliche 

Gelöbniß der Brautleute auch von der Politischen Bezirks- (Gemeinde-) 

Behörde ertheilt werden. 

tz. 6. Die Requisition und Delegation einer anderen Bezirks- 

(Gcmcinde-) Behörde zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der 

Einwilligung kann über Ansuchen der Brautleute von Seite der com¬ 

petenten politischen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde nach den im allge¬ 

meinen bürgerlichen Gesetzbnche (ZZ. 81 und 82) für Pfarrämter be¬ 

stehenden Vorschriften geschehen. 
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Z. 7. Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe muß vor 

dem Vorsteher der politischen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde oder vor 

einem Stellvertreter des Vorstehers in Gegenwart zweier Zeugen und 

eines beeideten Schriftführers abgegeben werden. 

A. 8. lieber den Act der Eheschließung ist ein Protokoll aufzunehmen 

und sowohl von den Brautleuten, als von den Zeugen und den beiden 

Amtspersonen zu unterzeichnen. 

ß. 9. Die politische Bezirks- (Gemeinde-) Behörde führt über die 

bei derselben vorgekvmmcncn Aufgebote und Eheschließungen das Auf¬ 

gebotsbuch und das Ehcregister und fertigt aus diesen Registern über 

Ansuchen amtliche Zeugnisse aus, welche die geschehene Verkündigung und 

beziehungsweise Eheschließung mit der Beweiskraft öffentlicher Urkunden 

darthun. Ein solches Amtszeugniß über den vorgenommcncn Act der 

Eheschließung hat die politische Bezirks- (Gemeinde-) Behörde den or¬ 

dentlichen Seelsorgern beider Brautleute von Amtswegen zu übersenden. 

tz. lO. Rücksichtlich der Scheidung und Trennung der Ehe gelten 

für die vor der weltlichen Behörde geschlossenen Ehen gleichfalls die 

Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, wobei die den 

Seelsorgern zugewiesenen Functionen der politischen Bezirks- (Gemeinde-) 

Behörde obliegen, in deren Sprengel sich der Amtssitz des zu diesen 

Functionen gesetzlich berufenen Seelsorgers befindet- 

Z. 11. Es bleibt den Eheleuten, welche ihre Ehe vor der weltlichen 

Behörde abgeschlossen haben, unbenommen, nachträglich auch die kirchliche 

Einsegnung ihrer Ehe von einem Seelsorger jener Confcssion, welcher 

ein Theil der Eheleute angchört, zu erwirken." 

Wenn die Brautleute in verschiedenen Pfarren wohnen, und auch 

nur der Seelsorger (pnroostns proxrlns) des einen Thcilcs das Aufgebot 

und die Trauung verweigert, so berechtiget dieß schon die Nupturienten, 

zur Civilehe zu schreiten, wenn sic eben wollen. Denn die Civilbehörde 

tritt an die Stelle des verweigernden puroastus, und die Brautleute 

können ja nach Belieben da oder dort die Ehe schließen. Ja sogar schon 

ein (im A. b. G. B.) durch die Gesetzgebung des Staates nicht aner¬ 

kannten Grund des Aufschubes wird als Verweigerung gedeutet, 

und cs kann die Civilehe die Folge sein. (So die Ministerial-Entscheidung 

vom 4. Juni 1871 Z. 3074 in der Zeitschrift für Verw. 1872 S. löO.) 

Daß der Seelsorger ansn a h m slos zur Schließung einer Civilche 

nnilo modo cooporiren dürfe, versteht sich von selbst. Daher darf er 
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der Partei kein Dokument, Zeugniß u. d. gl. aä Iioe ausliefern; 

wohl aber der k. k. Behörde auf Verlangen. 

Das sonstige Verhalten des Seelsorgers gegen Pfarrkinder im 

Falle sie eine Civilehe schließen wollen, oder schon geschlossen 

haben, richtet sich nach den Regeln der Pastoral und nach den speciellen 

Diöcesan-Vorschriften. 

Von solchen gemischten Ehen, welche in Oesterreich, außer Ungarn 

und dessen Nebenländern — nur von dem akatholischen Seelsorger, 

also kirchlich ungiltig, geschlossen worden, geschah schon im ß. 45 
theilweise Erwähnung. 

Im Gesetze vom 31. Dezember 1868 „betreffend die Eheschließung 

zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Confcssioncn," heißt es im 

Artikel I. „Bei Ehen zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Con- 

fessionen hat das Aufgebot in der gottesdienstlichen Versammlung des 

Pfarrbczirkes der Religions-Genossenschaft eines jeden der beiden Braut¬ 

leute in der sonst gesetzlichen Weise zu geschehen." 

Artikel II. „Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe ist 

bei der Verehelichung zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Con- 

fessioncn in Gegenwart zweier Zeugen vor dem ordentlichen Seelsorger 

eines der beiden Brautleute oder Stellvertreter abzugeben. Dieß kann 

auch in dem Falle geschehen, wenn das Aufgebot wegen Weigerung 

eines Seelsorgers durch die politische Behörde vorgenommen wurde. 

Den Brautleuten steht es in allen Fällen frei, die kirchliche Ein¬ 

segnung ihrer vor dem Seelsorger des einen der Brautleute geschlossenen 

Ehe bei dem Seelsorger deS anderen Theiles zu erwirken." 

Artikel III. „Die 88- H und 77 des A. b. G. B. und alle sonstigen 

die gemischten Ehen betreffenden Gesetze und Verordnungen sind, inso¬ 

weit solche den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes widerstreiten, 
aufgehoben." 

Auch im Falle, als die Nupturienten erklären, daß sic ihre Ehe 

nur vor dem n ich tka t ho lisch c n Seelsorger schließen wollen, darf 

der katholische Pfarrer nicht Mitwirken; eben so wenig als zur 

Nothcivilehe. Schon das Aufgebot iu der katholischen Pfarrkirche hat er 

zu verweigern. 
8- 59. 

Fortsctzun g. 

Die Vorschriften bezüglich des Militärpersonen trauenden Priesters 

haben zum Thcile etwas Abweichendes, insoferne, als H. 46 der An- 
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Weisung f. d. g. G. sagt: „Zuständiger Pfarrer der zur mllitig, vaZa 

gehörigen Personen ist der Fcldkaplan und beziehungsweise der Feld¬ 

superior nach Maßgabe der von dem hl. Stuhle gewährten Vollmachten." 

Beigefiigt ist: „Jene, welche der militia stadilis beigezählt werden, 

haben sich an den Pfarrer ihres Wohnsitzes zu wenden." 

Schon im Jahre l771 (21. Jänner) erfloß eine Regierungs-Ver¬ 

ordnung dahin lautend, daß der Ortspfarrer auch in dem Falle, wo 

der Feldkaplan bei der Eheschließung der seiner Jurisdiction unterstehenden 

Personen nicht leicht zugegen sein kann, einen Militär-Bräutigam mit 

einer Civil-Braut nur mit vorläufiger Erlaubniß des Regiments-Kaplans 

zusammen zu geben berechtiget sei. 

In einem Schreiben des k. k. apostolischen Fcldsuperiorates ääto. 

4. Februar 1857, Z. 38 an ein Konsistorium heißt es unter Anderem 

bezüglich jener Ehen, wo ein Branttheil zur Civil- und der andere zur 

militärgeistlichen Jurisdiction gehört: „Der eigene Militär-Seelsorger 

hat im Allgemeinen das Vorrecht (also nicht das ausschließliche Recht) 

zur Trauung und falls die Brautleute es wünschen, von dem ordent¬ 

lichen Civilpfarrer getraut zu werden, auch das Recht mit dem Verkünd¬ 

schein auch den Entlaßschein zu geben.Der ordentliche Militär- 

Seelsorger hat jedoch nicht das Recht, bei solchen Ehen einen anderen 

Feldkaplan zur Vornahme einer solchen Trauung zu delegircn, wenn 

der ordentliche Civilpfarrer eines Brautthcilcs im Orte ist und eine 

solche Trauung vorzunehmen wünscht." 

In einer Erklärung des Ministers für Cultus und Unterricht vom 

5. April 1870 Z. 24298 ist bemerkt, daß in dem Falle, wenn ein der 

militärgeistlichen Jurisdiction zustehcnder Bräutigam die Ehe'vor dem 

Pfarrer der Civilbraut schließt, dicß nach den bestehenden Gesetzen in 

gütiger Weise geschehen könne, ohne daß der Pfarrer der Civilbraut 

hiezu eine Delegation von Seite des Militär-Seelsorgers des Bräu- 

tiganis benöthiget. 

Von Zeit zu Zeit ergehen bezüglich der Heirat und Trauung von 

Militärpersonen neuerliche politische Verordnungen, welche dem Seelsorger 

durch das Ordinariat zur genauesten Darnachachtung bekannt gegeben 

werden.*) 

') (V. >l. A, gedruckte Lav. Ord. Curr. äckto. 24. Dez. 1857, Nr. 2548/2 
V.; cläto. 25. Februar 1860, Nr. W14/J II.) Rachzulesen Dr. Josef Symersky, „die 
Verehelichung der Stelluugspflichtigen und der Militärpersoueu." Olmiitz 1874. 
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8- 60. 

Anlangend die Eheschließung von österreichischen Unterthanen 
im AnStande und von Ausländern in Oesterreich, ist wohl 
zu beachten, daß die Vorschriften der katholischen Kirche bezüglich 
der Befähigung von Katholiken zur Eheschließung all¬ 
überall die nämlichen seien. Also ist hiernach zu bcurthcilen, ob 
eine von einem katholischen Ocstcrreicher im Anölande, z. B. dort, 
wo das vaorotnm O'ono. Vridont. Lass. XXIV. äs rsk. makr. 0. l' 
publicirt wurde, jetzt aber, wie u. A. auch in Deutschland, die obliga¬ 
torische, von der Kirche nicht anerkannte Civilche besteht, oder 
eine von einem katholischen Ausländer in Oesterreich geschlossene 
Ehe kirchlich giltig sei oder nicht. Diescmnach ist in beiden Fällen 
der Katholik verpflichtet, die Erklärung der Einwilligung vor dem 
katholischen xrrroolins xroxrins und zwei Zeugen abzugebcn. 

Was aber die bürgerlichen Gesetze über die vorerwähnten 
Eheschließungen verordnen, ist etwas Anderes. Auch dieselben dürfen 
nicht außer Acht gelassen werden. Z. 84 des A. b. G. B. lautet: 
„Die österreichischen Staatsbürger bleiben auch in Handlungen und Ge¬ 
schäften, die sic außer dem Staatsgebiete vornehmen, an die österreichi¬ 
schen Gesetze gebunden, in so weit, als ihre persönliche Fähigkeit, sie zu 
unternehmen, dadurch eingeschränkt wird, und als diese Handlungen und 
Geschäfte zugleich in den österreichischen Ländern rechtliche Folgen hcrvor- 
bringen sollen." Z 

Bezüglich der Eheschließung von Ausländern in Oesterreich verweisen 
wir auf das ini Z. 50 Gesagte. — Zu berücksichtigen sind ß. 34 und 
Z. 36 deö A. b. G. B. Der letztere Z. lautet: „Wenn ein Ausländer 
hierlands ein wechselseitig verbindendes Geschäft mit einem Staats¬ 
bürger cingcht, so wird es ohne Ausnahme nach diesem Gcsetzbuchc- 
dafern er es aber mit einem Ausländer schließt, nur dann nach dem¬ 
selben bcurtheilt, wenn nicht bewiesen wird, daß bei der Abschließung 
auf ein anderes Recht Bedacht genommen worden sei." 

') Im „Archive für katholisches Kirchcnrecht", Jahr 1873. Heft 4, S. 172 

ist eine Erläuterung der k. k. niederösterreichischen Statthalterei enthalte» über die 

Bescheinignng der persönlichen Fähigkeit österreichischer Staatsbürger zur Eheschlie¬ 
ßung i,n Auslande. 

9 
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8- 61- 

Trauungsakt, priesterliche Einsegnung der Brautleute. — 

Zeit und Ort derselben. 

Unter dem Worte: „Trauung" denkt man sich gewöhnlich die 
durch den competenten Seelsorger vorgenommene Einsegnung des 

Brautpaares mit den vorgeschriebenen Ceremonicn. 
Ist die Trauung in diesem Sinne das Wesentliche der 

Eheschließung, so daß die sakramentale Eigenschaft der Ehe an die¬ 

selbe geknüpft ist? Nein. Das Wesen liegt in der gütigen Er¬ 
klärung der gegenseitigen Einwilligung. Dieß erhellt schon 
daraus, daß die katholische Kirche auch solche Ehen als wahre, also 
selbstverständlich als sakramentale Ehen anerkennt, bei deren 
Schließung keine Einsegnung stattfand. Z. B. die vortridentinischen s. g. 
heimlichen Ehen; die nur unter passiver Assistenz geschlossenen ge¬ 
mischten Ehen; die Ehe eines jüdischen Ehepaares, wenn sie 
früher nach dem natürlichen und positiv — göttlichen Gesetze 
giltig war. Sie erhält ix8o kaoto durch den Uebertritt Beider zum 
C hriste n thu me die sakramentale Eigenschaft. Das Gleiche gilt 
von der Ehe eines protestantischen Ehepaares, wenn ihr überdieß früher 
schon auch kein im Kirche ngcsctze begründetes Hindcrniß im Wege 

stand. 
Ohne Einsegnung bleibt sic eine sakramentale Ehe, wenn pe 

es schon früher war. „Ulnra gnogno äs niakrimonio lwlsa, iwssiuntui, 
(soiliost) inutrirnonii saeramsnkum non ssss, nisi gniä soniuaotui 
nsssssoi'ium, ul) sogns sopuralnls, ixsnmgns s n er n in sntn ni 
in nn n tuntum nnptinli dsnsäistions situm ssss. U i- 
rorum n. 66 sx Oonstitutions 8. U. Uü IX, inoixik: Xä 

^xostolions ääto. 22. Xu§. 1851.) 
Die schönen, höchst bedeutungsvollen kirchlichen Ceremonicn bei der 

Trauung, der damit verbundene Segen der Kirche, können ohne schwere 
S ü nde — falls sie möglich sind, — nicht mißachtet werden, wie jene 
bei der hl. Taufe, die freilich auch, ohne sie, wenn die wesentliche 
matsrln st lormn des Sakramentes beobachtet wird , giltig cetycilt wird. 

Wir enthalten uns hier der weiteren Ausführungen über die knch- 
liche Trauung als rituellen Akt, weil sic zumeist auch in das Gebiet 

der Pastoral gehören. 
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Bezüglich des Ortes, der Zeit u. s. w. der Trmmng, bestehen wrhl 

m jeder Diöcese besondere detaillirte Weisungen. Für die Diöeesc Lavant 

viclo unter Anderen das XI. Schlußprotokoll der Pastoral-Conferenzcn 

vom ^nhre 1857, wo unter Nr. III. folgende Bestimmung vorkommt: 

„Die Trauung soll in der Regel Bormittags und zwar wenn eS 

thunlich ist, vor dem hl. Meßopfer vorgcnommen werden. 

(An m. 1 icio XII. Conf. Prot. L. 5.) Die lwiwäietio nuptiaruiu 

geschehe aber nach dem M88u1s Lomauum während der hl. Messe, 

(li-ta Nissu pro 8poii8o st 8ponSg.), wobei anzucmpfchlen wäre, daß 

die beiden Brautleute die hl. Communion empfangen. Nur ausnahms¬ 

weise kopulirc man an Sonn- und Feiertagen Nachmittags, etwa Bcrg- 

oder Fabriksarbciter u. d. gl., die an.Werktagen keine Zeit haben, noch 

die nothwendigcn Zeugen bekommen können; doch nie am Vormittage 

deö letzten Aufgebotes, auch nicht in der Abenddämmerung nach dem Ave 

Maria Geläute und nur unter dem ausdrücklichen Bedingnissc, daß da¬ 

bei an Sonn- und Fest-Tagen keine Musik stattfindc." (Hier so wie 

auch I. Schlußprot. 1847, Nr. 11 werden Mißbräuche anläßlich der 

Trauung sHochzeitss abgeboten.) Und in der gedruckten Ord. Curr äckto 

28. Jänner vom Jahre 1857, Nr. 254/1, I. heißt es: „Ohne besonders 

wichtige Gründe darf an demselben Tage, an dem das letzte und einzige 

Aufgebot geschehen ist, die Trauung nicht vorgenommen werden." ') 

8. 62. 

Führung des Trammgsbnches. 
Die Führung des Trauungöbuches (der Traum,gs-Matrik) beruht 

schon auf der Anordnung des CoucilS von Trient: „Il.Uwut parooinm 

iiiuum, in guo oonfuZ-uni st ts8tinm nommu, (lismgus st iosum 

soutiuoti nmtrimouü crs86ritza.t, gnsm ciiii^sntsr upllck 8ö 6U8tockiat " 
(3s88. XXIV. cis rsk. Oup. I.) 

Die Anweisung f. d. g. G. verfügt hierüber im Z. 76.: Der zur 

Trauung berechtigte Pfarrer ist verpflichtet, die erfolgte Schließung dcr 

Ehe uüt allen Umständen, welche zur Herstellung eines Beweises noth- 

wcndig oder nützlich sind, in das Trauungöbuch seiner Pfarre eigenhändig 

einzutragen. Es muß also deutlich ausgedrückt werden: Der Tauf- und 

') Die Segnung der s. g. Jnbelehen Hut mit der Eheschließung keine 
^e.binrung — sie ist ein schöner, sehr lobenswerther Gebrauch — ähnlich wie die 
Erncncrnng des Tanfgeliibdes. 

S* 



> 

132 

Familienname, das Alter, das Religionsbekenntniß, die Wohnung und 

der Stand der Neuvermählten; auch ob dieselben schon früher verehelicht 

waren oder nicht; ferner Name, Religionsbckenntniß und Stand ihrer 

Eltern und der Zeugen, der Tag, an welchem, so wie der Priester, durch 

welchen die Trauung vollzogen wurde. Haben sich Anstände ergeben, so 

soll die Art und Weise, wie dieselben beseitiget wurden, angeführt werden." 

8. 77. „Ermächtiget der Pfarrer einen Priester, die Brautleute an 

einem Orte, wo Keines von Beiden seinen Wohnsitz hat, zu trauen, so 

soll er dies in dem Trauungsbuche seiner Pfarre amnerken. Der Pfarrer 

des Ortes, wo die Eheschließung vor sich geht, hat dieselbe auf die oben 

angedeutete Weise in das Trauungsbuch seiner Pfarre eigenhändig cin- 

zutragen und beizufügen, von welchem Pfarrer die Ermächtigung aus¬ 

gegangen sei. Dieser Letztere wird die geschehene Vornahme der Trauung, 

von welcher er in binnen acht Tagen in Kenntniß zu setzen ist, gleich¬ 

falls in seinem Trauungsbuche anmerken." 
ß. 78. „Wenn ein österreichischer Staatsbürger das Ansuchen stellt, 

daß seine im Auslände geschlossene Ehe in das Trauungsbnch der Pfarre, 

wo er nunmehr seinen Wohnsitz genommen hat, eingetragen werde, so 

hat der Pfarrer das Gesuch sammt den beigebrachten Beweisen der recht¬ 

mäßigen Eheschließung dem Bischöfe vorzulegen, und den Auftrag des¬ 

selben abzuwarten." 
Im A. b. G. B. heißt cs im Z. 80: „Zn einem dauerhaften 

Beweise des geschlossenen Ehevcrtrages sind die Pfarrvorstcher verbunden, 

denselben in das besonders dazu bestimmte Trauungsbuch eigenhändig 

einzutragen. Es muß der Vor- und Familienname, das AAer, die 

Wohrtung, so wie auch der Stand der Ehegatten mit der Bemerkung, 

ob sic schon verehelicht waren oder nicht; der Vor- und Familienname, 

dann der Stand ihrer Eltern und Zeugen; ferner der Tag, an welchem 

die Ehe geschlossen worden; endlich auch der Name des Seelsorgers, vor 

welchem die Einwilligung feierlich erklärt worden ist, deutlich angeführt, 

und die Urkunden, wodurch die vorgekommcnen Anstände gehoben worden, 

angedeutet werden." 
Das TrauungSbuch soll diesemnach die gehörigen Rubriken haben, 

aus welchen alles Vorerwähnte zu ersehen ist. Dazu die ßZ. 81 u. 82: 

„Soll die Ehe an einem dritten Orte, dem keine der verlobten Personen 

eingepfarrt ist, geschlossen werden, so muß der ordentliche Seelsorger 

gleich bei der Ausfertigung der Urkunde, wodurch er einen anderen zu 

seinem Stellvertreter benennt, diesen Umstand mit Benennung des Ortes, 

7 

! 
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wo und vor welchem Seelsorger die Ehe geschlossen werden soll, in das 

Trauungsbuch seiner Pfarre eintragen. Der Seelsorger des Ortes, wo 

die Ehe eingegangen wird, muß die geschehene Abschlicßung der Ehe in 

das Trauungsbuch seiner Pfarre mit dem Beisatze, von welchem Pfarrer 

er zum Stellvertreter ernannt worden, ebenfalls eintragen, und die 

Abschließung der Ehe dem Pfarrer, von welchem er berechtiget worden 
ist, binnen acht Tagen anzcigcn." 

Folgende Paragraphe der Anweisung f. d. g. G. normircn u. A. 

auch die Eintragung in daö Trauungsbuch in bestimmten Fällen: Bei 

einer Todeserklärung Z. 250: „Im Falle der Wicderverehelichung hat 

der Pfarrer sowohl die von den Staatsbehörden ausgesprochene Todes¬ 

erklärung, als auch die Entscheidung des Ehegerichtes, beziehungsweise 

die Beistimmung, welche die höhere kirchliche Instanz ertheilt, im Trauungs¬ 

buche anzumerkcn." Zu vergleichen 8- 204: „Sowohl die Ungiltiger- 

klärung der Ehe als die Auflösung ihres Bandes durch die feierlichen 

Gelübde ist im Trauungsbnche anzumerken. Wenn die Ehe an einem 

Orte, wo Keines von den beiden Brautleuten seinen Wohnsitz hatte, 

geschlossen wurde, geschehe die Vormerkung nicht nur in dem Trauungs¬ 

buche der Pfarre, wo die Eheschließung stattfand, sondern in dem des 

Pfarrers, welcher die Ermächtigung zur Trauung ertheilt hat." 

Im A. b. G. B. handelt Z. 122 davon: „Wenn eine Ehe für 

nngiltig erkannt oder für getrennt erklärt wird, so soll dieser Erfolg 

in dem Trauungsbuchc an der Stelle, wo die Trauung eingetragen ist, 

angemerkt, und zu dem Ende von dem Gerichte, wo die Verhandlung 

über die Ungiltigkcit oder Trennung vor sich gegangen ist, die Erinne- 

rung an die Behörde, welche für die Richtigkeit des Traunngsbnches zu 

sorgen hat, erlassen werden." 

Von der Eintragung der Convalidation einer ungiltig geschlossenen 
Ehe später. 

Bezüglich der Trauungsbücher für Militärpcrsonen bestehen mit¬ 
unter auch specielle Anordnungen. 

(V. über die Trauungsmatrik VI. Schlnß-Conferenz-Protokoll^. Nr. I.) 

Aus den Trauungsbüchern werden die Trauungsschcine ausgestellt. 
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Meicks HauiitM. 

Eonvaliilaüon Mgiliig gejMjseiier Gsien. 

8- 63. 

Von der Convalidation überhaupt. 

Wenn eine Ehe wegen eines trennenden (irritircndcn) Hindernisses 

nngiltig geschlossen worden ist, so kann sie, wenn das Hindcrniß 

behoben ist, in eine giltige Ehe umgewandelt werden, und eben darin 

besteht die Convalidation der Ehe. 

In Hinsicht auf die Arten, wie die Hindernisse aufhören, besteht 

zwischen den Ehehindernissen des öffentlichen und des Privat- 

Rechtes ein nicht zu übersehender Unterschied. Die ersteren werden in 

der Regel durch Dispensation behoben z. B. jenes der Verwandt¬ 

schaft; einige wohl auch anders z. B. das imiwülmöntum liAUminis 

durch den Tod des anderen Ehegatten. 

Die Ehchindernissc des Privatrechtes erlöschen ordentlicher 

Weise dadurch, daß die fehlende Einwilligung gegeben oder erhalten 

wird, z. B, beim Ehehindernisse des JrrthumeS; oder daß die Befugniß, 

die Ungiltigerklärung der Ehe zu verlangen, wie immer verloren geht, 

z. B. beim Hindernisse der Furcht und des Zwanges durch die fr e iw illi g e 

Vollziehung der aopulu. Aber auch aus anderen Gründen ka,un das 

Hinderniß, etwa von sich selbst, aufhören z. B. das der Unmündigkeit 

nach erreichtem 14. Lebensjahre u. s. w. 

Nach dem Gesagten braucht wohl nicht eigens bemerkt zu werden, 

daß durch das bloße Auf hören des Hindernisses die ungiltige Ehe 

noch nicht zu einer giltigen werde. Dazu ist Seitens der Scheingattcn 

die Erneuerung ihrer gegenseitigen Einwilligung noth- 

wendig. Z. 88 der Anweisung f. d. g. G. sagt: „Wenn eine in gehöri¬ 

ger Form vollzogene Trauung wegen eines obwaltenden Hindernisses 

ungiltig war, so hat nach erlangter N a ch s i ch tö er kl a r u n g die 

Convalidation der Ehe zu erfolgen." 

Freilich braucht diese nicht immer ausnahmslos in 1'ornm Oonmlii 

Iriäautiui 1. e. eoruin paroollo at iwLtidus zu geschehen. 
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Dieß hängt zunächst von der Beschaffenheit des bestandenen Ehe- 

hindcrnisses ab, ob es z. B. ein illixsäimsntnm oeeultum oder xndli- 

6nm war, und davon, ob die Diöpcns vom Hindernisse nur für den 

Gewissensbercich (pro koro intorno) oder auch für den Rechts¬ 

bereich (xro koro sxtsrno) erwirkt und ertheilt worden war. 

8- 64. 

Convalidation für den Gewissensbereich. 
8niintiü nmiiinlbiiji in inäm. 

Die Anweisung f. d. g. G. erklärt im Z. 89: „Ist die Nachsicht 

nur für den Gcwissensbereich ertheilt worden, so genügt es zur Begrün¬ 

dung einer gütigen Ehe, wenn beide Thcile ihre Einwilligung ohne 

Pfarrer und Zeugen erneuern." 

Daß da von einer Wiederholung des Aufgebotes durchaus keine 

Rede sein könne, versteht sich von selbst. 

Bei einer geheimen Convalidation unter den vermeintlichen Ehe¬ 

leuten selbst können inanchmal recht schwierige Fälle für den Seelsorger, 

speziell für den Beichtvater eintreten; wenn z. B. das Ehehindcrniß 

Einem der beiden Scheingatten bisher ganz unbekannt war, und etwa 

überdieß zu befürchten ist, daß derselbe, wenn er das Hinderniß erfährt, 

statt die Ehe zu convalidiren, die Ungiltigerklärung derselben fordern 

würde. 

Die Kanonisten sagen, daß in einem solchen Falle die Ehe revali- 

dirt werde durch die „eoxulu gMetu marituli ; — zumal wenn 

z. B. der wissende Theil den nicht wissenden Theil früher fragt: Würdest 

du, wenn ich nicht schon dein Mann wäre und um dich jetzt werben 

würde, mir dein Jawort geben? oder d. gl. 

Wenn das sonst geheime Ehehindcrniß Beiden unbekannt ist, so 

sollen sie vom Seelsorger darüber aufgeklärt werden und um die Nach¬ 

sicht sich bewerben, entweder unmittelbar oder durch den Confessarius. 

Wie aber wenn voraus zu sehen ist, daß die ScheincheleUte, die 

vielleicht schon Kinder erzeugt haben, die Veranlassung benützend, aus 

einander gehen werden? Dann kann der Seelsorger (Beichtvater) beim 

hl. Stuhle um die s. g. sunglio nmtriinoini in ruclios einschreiten (siehe 

H. 139 der Anweisung f. d. g. G.), von deren Gewährung die betreffenden Ehe¬ 

gatten zu verständigen nicht nöthig ist — außer Beide oder ein Theil gelangen 
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später zur Kenntniß, daß ihre Ehe ursprünglich ungiltig geschlossen war. 

Die Miutio in ruclieo besteht in dein Akte der päpstlichen Machtvoll¬ 

kommenheit, durch welchen das positive Hinderniß einer geschlossenen 

Ehe mit allen daraus entspringenden Nachtheilen beseitiget und die 

Scheineheleute auch von der Verpflichtung der Consenscrncuerung los¬ 

gezählt werden. Ihre Wirkung ist, daß die Ehe so anzusehen sei, als 

wäre sic schon ursprünglich ohne Hindcrniß giltig geschlossen worden; 

also so, als hätte niemals ein Hinderniß bestanden. Die geheime 

Convalidation pro koro intoruo macht die Ehe vor Gott und dem 

Gewissen giltig; aber, wenn das Ehehindcrniß, z. B. der Verwandt¬ 

schaft Publik würde, so nützt sie den Parteien pro loro sxtsrno nicht. 

8- 65. 

Convalidation für den Rechtsbereich. Eintragnng derselben in 

das Trannngsbuch. 

Der Z. 90 der Anweisung f. d. g. G. lautet: „Bei einer Nachsicht¬ 

gewährung, die für den Rechtsbereich Geltung hat, muß die Einwilligung 

der ungiltig Vermählten vor dem Pfarrer, in dessen Pfarrbezirke sie 

ihren Wohnsitz haben, und zwei Zeugen erneuert werden. Der Pfarrer- 

Hat jedenfalls die stattgehabte Convalidation in sein Trauungsbuch cin- 

zutragen; wenn aber die ungiltige Verbindung in einer andern Pfarre 

geschlossen wurde, so soll er überdieß den Pfarrer, in dessen Bezirke sie 

eingegangen wurde, davon in Kenntniß setzen, damit derselbe die Voll¬ 

ziehung der Convalidation an der Stelle, wo die ungiltige Ehe einge¬ 

schrieben ist, sorgfältig beifüge." » 

K. 91. „Das Aufgebot ist in solchen Fällen nicht zu wiederholen. 

Die Trauung soll in der Stille und vor vertrauten Zeugen vorgenom¬ 

men werden. Eine Ausnahme kann eintreten, wenn das Hinderniß an 

dem Orte, wo die Convalidation zu geschehen hat, allgemein bekÄNnt ist." 

Z. 92. „Wenn ein Hindcrniß ohne Nachsichtgcwährung durch eine 

lhatsächliche Veränderung erloschen ist, so soll den Gatten aufgetrageu 

werden, die Erklärung der Einwilligung vor dem Pfarrer und zwei 

Zeugen zu erneuern, außer wenn etwa der Umstand, daß zur Zeit der 

Eheschließung ein Hinderniß obwaltete, gänzlich verborgen, und daß da¬ 

rüber ein Beweis hcrgestcllt würde, nicht zu befürchten wäre." 

Ein solches Ehehinderniß wäre z. B. wenn die ungetanste Person, 

welche eine getaufte geheiratet hat, sich dann taufen läßt. 
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Vor dem bürgerlichen Gesetze kommt bei dem jetzigen Ver¬ 

hältnisse zwischen der kirchlichen und staatlichen Ehegesetzgebung nur die 

Convaiidation für den Rcchtsbereich in Betracht; denn über das Ge¬ 

wissen richtet dasselbe nicht. Daher gibt cs jetzt in toro oiviii keine 

Dispens mehr von einem eigentlichen Ehehindcrnisse tsoto nomins. 

Wohl aber ist auch nach dein bürgerlichen Gesetze noch imnier eine ge¬ 

heime C o n v a l i d a t io n unter den Scheineheleuten zuläßig und hin¬ 

reichend bei einem Ehehindernisse des Privatrechtes, solange cs 

nicht in die Oesfentlichkeit gekommen ist. Die eigentliche Form der Ehe- 

convalidation in koro oivili ist die s. g. gesetzliche, so geheißen, weil 

sie zwar wohl vor dem Seelsorger und den Zeugen, aber doch in der 

Stille, ohne Zuziehung der Pfarrgemeinde, vor sich geht. Denn Z. 88 

des A. b. G. B. lautet: „Wenn von einem bei Schließung der Ehe 

bestandenen Hindernisse die Nachsicht crtheilt wird, muß ohne Wieder¬ 

holung des Aufgebotes abermals die Einwilligung vor dem Seel¬ 

sorger und zwei vertrauten Zeugen erklärt, und die feierliche Hand¬ 

lung im Trauungsbuche angemerkt werden." Es leuchtet im Hinblicke 

auf Z. 91 der Anweisung f. d. g. G. ein, daß die „gesetzliche" Conva- 

lidation wesentlich die nämliche ist, als die für den Rcchtsbereich kirchlich 
angeordnctc. 

8. 66. 

Wirklingen der Eheconvalidation. Etwas über die Legitimität 

der Kinder. 

Dießbezüglich heißt es ini ß. 94 der Anweisung f. d. g. G.: „Nach 

erfolgter Convalidation ist die Ehe in Betreff der bürgerlichen Wirkun¬ 

gen so zu betrachten, als wäre sie ursprünglich giltig geschlossen worden. 

Eben dicß gilt von den kirchlichen Wirkungen wenn auch nur ein Theil 

zur Zeit der Eheschließung in Unwissenheit der Thatsache oder des Rechtes 

befangen war. Sonst muß man zur Nachsichtgcwährung die Zuflucht 
nehmen." 

Was hier von den bürgerlichen Wirkungen gesagt ist, hat auch 

jetzt nach dem Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche noch immer Geltung. 

Denn dieses erklärt im Z. 88: „Ist diese Vorschrift (nämlich über die 

gesetzliche Convalidation) beobachtet werden, so ist eine solche Ehe so zu 

betrachten, als wäre sie ursprünglich giltig geschlossen worden." 
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Zu den Wirkungen der Eheconvalidation gehört insbesondere in 

utrogus koro die Legitimität der in der früher ungittigcn Ehe erzeugten 

Kinder. (In der kirchlichen Dispcnsuriuudc muß dicSfcills eine Klausel 

dieß ausdrücklich bemerken.) 

Bei dieser Veranlassung sei noch etwas über die Legitimität 

der Kinder überhaupt beigesctzt. 

Unbestritten als legitime sind die von rechtmäßig verehelichten Eltern 

erzeugten Kinder anzuschen. lieber die Legitimation der außer der Ehe 

geborenen Kindern kann möglicher Weise eine Differenz cintreten zwischen 

den kanonischen und bürgerlichen Wirkungen. In diesem Falle thut der 

die Matrikcn führende Seelsorger am Besten, wenn er sich an den 

Bischof um Weisung wendet. 

Kinder können überdieß die Legitimität erhalten durch die nachfol¬ 

gende Ehe ihrer Erzeuger, und durch die Begünstigung der zur Legiti¬ 

mation berechtigten Auktorität. 
In wie weit die gesetzliche Vermuthung für die eheliche Geburt 

eines von einer wirklichen (sei es auch geschiedenen) Gattin geborenen 

Kindes streite, und was zu thun sei, wenn der Ehemann die eheliche 

Geburt bestreitet, siehe die W. 138 und 158 des Allgemeinen bürger¬ 

lichen Gesetzbuches. 
Betreffs der zweifelhaften Paternität wegen zu früher Verehelichung 

einer Witwe siehe die DZ. 138, 155—159 und 163 des A. b. G. B. 

Auch die s. g. putative Ehe bringt die Legitimität der Kinder her¬ 

vor, also jener, die noch vor Schöpfung des die Ehe ungiltig erklärenden 

richterlichen Urtheiles gezeugt wurden, wenn anders die Ehe ln kornm 

6on6. 'Irickönt. abgeschlossen worden war; ausgenommen, wenn das 

Aufgebot unterlassen wurde. — Siche ß. 160 des A. b. G. B. 

Betreffend die Legitimation durch die nachfolgende Ehe der Erzeuger 

hat bei den iin Ehebrüche erzeugten Kindern eine Ausnahme statt, d. i. 

nach dem kanonischen Rechte müssen beide Erzeuger im Momente der 

Zeugung ledig gewesen sein, damit die Kinder per sullssgusns mntri- 

inoninin lcgitimirt werden. — 
Die sx ooxula inooskuosu hervorgegangencn Kinder werden 

durch die erlangte Ehedispens oder xsr snoationsm in raüioo der Le¬ 

gitimation theilhaftig; den ox ooxuln snorilsZn erzeugten Kinder hin¬ 

gegen wird sie verweigert, lieber die Legitimation durch die nachfolgende 

>) Bergt. XII. Cons. Prot. L. 1. 
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Ehe bestehen auch politische Verordnungen, welche genau zu beobachten sind, 

und insbesondere die Berichtigung der Taufmatrik, wo das Kind als 

unehelich eingetragen wurde, betrcffeu. Es handelt sich hier um die volle 

Guvischeit, dap wirtlich die sich verehelichenden zwei Personen früher das 
zn legitimirende Kind erzeugt hatten. *) 

Durch Begünstigung wird kirchlicher Seits die Legiti¬ 

mation nur durch den Papst crtheilt; soll sie auch in weltlicher 

-L-phäre wirksam sein, so muß sie auch vom La n d esfü r st en gewährt 
iverden. 

Zu der IsZ-itiunmo psr raseriMin kapLs gehört auch jene, welche 
oei Dispensen gucmä prolom suscwplnin gewährt wird. 

Achtes HmML 

8- 67. 

Vom Ehegerichte und dessen Organisirung. 
Da die christlichen Eheleute beim Empfange des Sakramentes 

der Ehe wichtige Rechte und Pflichten auf ihr Gewissen und vor 

Gott übernehmen, so können und dürfen sie sich dieß bezüglich der 

Jurisdiction der Kirche nicht entziehen, und diese d. i. die Kirche, 
kann und darf auf dieselbe nicht verzichten. 

Hinsichtlich der bürgerlichen Rechtsfolgen einer giltigen Ehe¬ 

schließung hat nur die staatliche Gesetzgebung das Bestimmungs- und 

-Dahrilngsrecht. In allen derlei Angelegenheiten weist die Kirche selbst 

lyre Gläubigen an die weltliche Behörde. — Darum der Can. XII. des 

Co,wils von Trient ssss. XXIV. äs E. matrim. (v. 8- Ys darum 

Z. G) der Anweisung f. d. g. G.: „Die Ehesachen gehören vor den 

kirchlichen Richter, welchem cs allein zusteht, über die Giltigkeit der Ehe 

und die aus derselben entspringenden Pflichten das Urthcil zu fällen, 

lieber die blos bürgerlichen Wirkungen der Ehe entscheidet die Staatsgewalt." 

si Victk Allg. b. G. B. ß. 16t. ' 
fl Viel« Z. 16U A. b. G. B. Ferner Verordn, des k 

29. Juni 18S0. R. G. Bl. St. LS. Nr. 257 
. k. Justiz,ninisterinnls vom 
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Die richterliche Gewalt der Kirche in Ehesachen übt in jeder 

Diözese der Bischof aus, und zwar durch sein Ehcgericht. 

Z. 96 der Anweisung f. d. g. G. sagt: „Die Gatten unterstehen 

in Ehesachen dem Bischöfe, in dessen Sprengel der Ehemann seinen Sitz hat." 

Z. 101 normirt den Jnstanzenzug: „Die Berufung geht von dem 

Bischöfe der Diözese an den Metropoliten der Kirchenprovinz, von dem 

Metropoliten aber an den hl. Stuhl. Dasselbe findet statt, wenn die 

Angelegenheit nach Maßgabe der Kirchengesetze vor eine vierte Instanz 

gebracht werden kann oder muß. Die Rcchtsfällc, über welche der Me¬ 

tropolit oder ein excmtcr Bischof in erster Instanz gesprochen hat, werden 

auch in zweiter Instanz von dem apostolischen Stuhle entschieden." 

Anlangend die Organisirung des bischöflichen Ehegerichtes bestimmt 

Z. 97 der Anweisung f. d. g. G.: „Der Bischof bedient sich bei Ver¬ 

handlung der Ehesachen eines Gerichtes, welches aus einem Präses und 

wenigstens vier Rathen zu bestehen hat. Doch soll die Zahl der Räthc 

nicht leicht mehr als sechs betragen. Es werde denselben ein Schriftführer 

beigegeben und ein tauglicher Mann bestimmt, um, wenn ein Rath des 

Ehegerichtcs seines Amtes zu walten verhindert ist, die Stelle desselben 

zu vertreten. Es wird zweckmäßig sein, denselben an den Sitzungen, 

bei welchen cs keiner Ergänzung bedarf, als Beisitzer ohne Stimmrecht 

theilnehmen zu lassen. Wenn cs wegen der großen Ausdehnung des 

Kirchensprengels nicht wohl möglich ist, daß der Präses die laut dieser 

Anweisung ihm obliegenden Geschäfte allein versehe, so ist ihm ein Stell¬ 

vertreter beizugeben." 

Z. 99. „Findet der Bischof es zweckmäßig, dem Präses einen Stell¬ 

vertreter beizugeben, so wird er über die demselben zuzutheilendcn Ge¬ 

schäfte das Nöthigc verfügen." 

Z. 98. „Der Bischof ernennt die Mitglieder des Ehegerichtes und 

wenn der Zweck es ihm zu erfordern scheint, stellt er ihnen die Aus¬ 

übung des übertragenen Amtes ein oder enthebt sie desselben. Doch 

wird seine Wahl nur auf Männer fallen, welche die erforderlichen Eigen¬ 

schaften besitzen und wider welche von keiner Seite her eine Einwendung 

kann erhoben werden." 

Als Hilsspersoncn des kirchlichen Ehegerichtes sind die Untersuchungs- 

Commissäre anzusehcn — viäs KZ. 140, 146, 214 der Anweisung f. 

d. g. G. 

Unumgänglich nothwendig ist beim Ehegerichte der „vsksnsor nm- 

trimonii", welcher, wie schon der Name andentet, die Aufgabe hat, die 
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gemeinschaft, zu verfechten. Von seinen diesbezüglichen Rechten, von der 

Pflicht und ihrer Ausübung handeln die ZZ. 125, 141, 146, 158, 161, 

177, 180, 181, 182, 183, 184, 186, 187. 

Der völsnsor inutrirnouü ist auch dann beizuziehen, wenn es sich 

um die Auflösung des Bandes eines wutriinouii ruti non eousuiniuuti 

durch päpstliche Dispens, (außer, wenn die Verhandlung unnrittelbar in 

Rom gepflogen wird), oder durch Ablegung der feierlichen Ordensgelübde 

handelt; nicht minder zu den Verhandlungen über die Todeserklärung 

zum Zwecke der Wiedervcrehelichung (viclo Z. 347 d. Anweisung f. d. g. G.). 

Das Ehegerichtspersonale soll beeidet sein. Was die Geschäfts¬ 

ordnung der Ehegcrichtc selbst betrifft, halten wir eine ausführlichere 

Darlegung derselben in einem Lehrbuch-Compendium für nicht nöthig. 

Hierüber möge die Anweisung f. d. g. G. Oesterreichs cingesehen werden. 

Die Mitglieder des Ehegcrichtcs, so wie die bischöflichen Untersuchungs- 

Commissäre müssen sich die vorgcschriebene Geschäftsordnung selbstver¬ 

ständlich in allen Details wohl einprägen und jedesmal genauest darnach 

verfahren. 

Die beiden wichtigsten und schwierigsten, weil manchmal sehr ver¬ 

wickelten Eheangelegenheitcn, die vor dem geistlichen Ehegerichte zur 

Verhandlung kommen, sind die Un gil t i g er kl ä ru n g der Ehe und 

die Scheidung von Tisch und Bett. 

8- 68. 

Nullitäts - Prozeß. 

In Betreff der Ungiltigcrklärung enthält der Z. 114 der Anweisung 

f. d. g. G. folgende allgemeine Grundsätze: „Die Kirche wacht als 

Hüterin des Glaubens und der reinen Sitte über der Heiligkeit der 

Ehe und der Unauflöslichkeit ihres Bandes. Wenn ein Katholik in 

einer Verbindung lebt, welche, da ihr ein Hinderniß der Giltigkeit im 

Wege steht, den Namen der Ehe mit Unrecht in Anspruch nimmt, so 

soll dieselbe zur Würde einer wahrhaften Ehe erhoben oder, wofern 

dieß nicht möglich ist, für ungiltig erklärt und getrennt werden. Dagegen 

muß daS unauflösliche Band der Ehe wider jeden Versuch, unter dem 

Vorwände der Ungiltigkeit die Trennung desselben zu erschleichen, mit 

Kraft aufrecht gehalten werden." 
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Ein Vergleich oder schiedsrichterlicher Ausspruch ist, wenn cs sich 

um die Ungiltigkeit der E h e handelt, nnzuläßig. Der H. 200 der 

Anweisung f. d. g. G. sagt ausdrücklich: „Die Ehesachen können weder 

durch Vergleich noch durch schiedsrichterlichen Ausspruch entschieden werden." 

Auch das A. b. G. B. hat die nämliche Bestimmung im Z. 1382: 

„Es gibt zweifelhafte Fälle, welche durch einen Vergleich nicht bcigclegt 

werden dürfen. Dahin gehört der zwischen Eheleuten über 

die Giltigkeit ihrer Ehe entstandene Streit. Diesen 

kann nur der durch das Gesetz bestimmte Gerichtsstand 
entscheiden." 

Gegenstand eines Vergleiches kann allenfalls bei einem Hindernisse 

des Prioatrechtes z. B. des Jrrthumö, nur der Verzicht deS zur Be¬ 

streitung der Giltigkeit Berechtigten (hier des Irrenden) auf dieses sein 

Recht sein. Ganz anders, wenn ein Hindernis; des öffentlichen 
Rechtes im Wege liegt. 

Es braucht nicht betont zu werden, daß eS sich im kirchlichen 

Nnllitäts - Prozesse n u r um jene t r c n n e n d e n E h e h i nd e r n iss e 

handeln könne, welche dem kanonischen Rechte angehören; also nicht um 

ein rein bürgerliches, z. B. der Minderjährigkeit, deS Ehebruches 

unter den nur dem A. b. G. B. eigenthümlicheu Bedingungen. 

8- 69. 

Ehe-Schtidlmgs-Prozcß. Lebenslängliche und zeitweise Scheidung 

von Tisch und Bett. 

Der Empfang des Ehesakramentcs verpflichtet die Gatten in' ihrem 

Gewissen und vor Gott zur fortwährenden, bis zum Tode an¬ 

dauernden innigsten Lebensgemeinschaft. Dcßhalb sagt Z. Wi¬ 

der Anweisung f. d. g. G.: „Die eheliche Lebensgemeinschaft ist die 

Vorbedingung zur Erfüllung der durch die Ehe übernommenen Pflichten; 

sie darf daher nur in den von dem Kirchengesctze bestimmten Fällen 

und beziehungsweise in der vom Kirchengcsetze vorgeschriebenen Form 
aufgehoben werden." 

Schon aus dem Wortlaute dieses Paragraphes erhellt, daß cs die 

Kirche nicht dem Belieben oder Einverständnisse der Ehegatten überlasse, 

ob sic ihre Lebensgemeinschaft sortsetzen oder unterbrechen und a u f- 

hebcn wollen. In diesem Letzteren besteht eben die Scheidung von 

Tisch und Bett „Daß die Gatten zur Aufhebung der ehelichen Ge- 
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meinschaft sich cinvcrstandcn haben, bietet keinen gesetzlichen Grund, die 

Scheidung auszusprechen, dar." (Z. 241 der Anweisung s. d. g. G.) 

Der wichtigste kanonische Scheidungsgrund ist der von einem Gatten 

begangene Ehebruch. Hierüber spricht sich Z. 207 der Anweisung f. 

d. g. G. so aus: „Wenn der Eine Gatte sich des Ehebruches schuldig 

macht, so sicht dem anderen das Recht zu, die lebenslängliche Scheidung 

von Tisch und Bett zu fordern; cs sei denn, daß er den Ehebruch ge¬ 

billigt, gestattet oder durch sein Verschulden hcrbcigcfiihrt, oder daß er 

sich selbst eines Ehebruches schuldig gemacht hätte. Er verliert das Recht, 

wenn er dem anderen Thcile seine Schuld ausdrücklich oder stillschweigend 

verzeiht." 

Zu vergleichen ist Z. 229: „Um den Ehebruch zum Zwecke der 

Ehescheidung von Tisch und Bett zu beweisen, genügen Voraussetzungen, 

welche einen sehr hohen Grad von Wahrscheinlichkeit haben. Für die 

Thatsachen, auf welche solche Voraussetzungen sich stützen, muß der Beweis 

nach den Vorschriften des für Vergehen geltenden Verfahrens hergestellt 

werden." 

Die Gründe der zeitw eisen Scheidung faßt der Z. 208 der 

Anweisung f. d. g. G. also zusammen: „Die Garten sind zur Gemein¬ 

schaft des Lebens nur insoweit verbunden, als sie dieselbe ohne Gefahr 

für ihr Seelenheil, ihr Leben, oder ihre Gesundheit sortsetzcn können. 

Wenn ein Ehegatte vom Christenthumc abtrünnig wird, wenn er den 

anderen zum Abfälle vom katholischen Glauben, zu Lastern oder Ver¬ 

brechen zu verführen sucht, wenn er durch Mißhandlungen oder Nach¬ 

stellungen dessen Gesundheit und Leben gefährdet, wenn er empfindliche 

Kränkungen durch längere Zeit fortsctzt, nach Umständen auch, wenn er 

an einem ansteckenden und langwierigen körperlichen Uebel leidet, so ist 

dem anderen Theile auf sein Ansuchen die Scheidung von Tisch und 

Bett für so lange zu bewilligen, bis er die eheliche Gemeinschaft ohne 

Gefahr für sein ewiges und zeitliches Heil erneuern kann." 

Ferner ß. 209: „Der Gatte, welcher von dem anderen ist bös¬ 

willig verlassen worden, kann die Scheidung von Tisch und Bett für so 

lange ansprechcn, bis der Schuldige seine Bereitwilligkeit, die ehelichen 

Pflichten wieder zu erfüllen, hinreichend bewährt hat." 

Z. 2l0: „Auch wegen solcher Pflichtverletzungen, durch welche den 

Vermögensrechten oder der bügcrlichen Ehre dcS anderen Gatten große 

Nachtheile zugcfügt oder dringende Gefahren bereitet werden, kann eine 

zeitweise Scheidung von Tisch und Bett ausgesprochen werden." 
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Die angeführten Schcidungsgründe sind nicht eben strenge Laxativ 

zu nehmen. Immerhin kann es noch einen oder den anderen geben, 

z. B. nach geschlossener Ehe cingetretene Impotenz des Einen 

Ehegatten. 

8- 70. 

Fortsetzung. 

Auch von dem weiteren Verlauf des bei dem bischöflichen Ehegerichte 

anhängig gemachten Ehcscheidungsprozesses, welcher die Scheidungs¬ 

klage voraussctzt, sehen wir hier ab. 

A nm. Für die f. b. Untersuchungs-Commissüre bei Klagen der 

Eheleute auf Scheidung von Tisch und Bett in der Diözese Lavant 

erging am kl. November 1857 Nr. 2285 eine eigene Instruction. — 

In dringenden Fällen kann vom Ehegcrichte von den Formalitäten 

des Ehescheidungsprozesses theilweise Umgang genommen werden. 

lieber die Anbringung der Scheidungsklagen verfügt die Anweisung 

f. d. g. G. wie folgt: K. 2i5. „Dec Kläger kann sein Gesuch bei dem 

Ehegerichte selbst oder bei dein Commissäre, in dessen Bezirke er seinen 

Wohnsitz hat, entweder schriftlich einreichen oder mündlich zu Protokoll 

geben. Der Grund, durch welchen er sich zur Aufhebung des ehelichen 

Zusammenlebens berechtiget hält, ist genau anzugeben und die Beweis¬ 

mittel sind namhaft zu machen. Auch soll die bisherige Dauer der Ehe, 

und wenn aus derselben Kinder hervorgegangen sind, die Zahl und das 

Alter derselben angeführt werden. Inwieweit die Gatten, welche eine 

Scheidung von Tisch und Bett beabsichtigen, sich an die bischöfliche Curie 

wenden können oder müssen, wird vvn der Anordnung des Bischofes 

abhängen." 

Z. 216. „Das Gesuch um Scheidung ist dem Ehcgcgcrichtc vor- 

zulcgen, welches, wenn die Gründe nicht offenbar unzulänglich sind, 

zur Untersuchung der Sache schreiten wird. Findet die Verhandlung 

am Sitze des Ehegerichtcs statt, so soll einer der Räthe zum UntcrsuchungS- 

Commissär bestimmt werden." 

Wann sich die Parteien wegen Scheidung von Tisch und Bett 

unmittelbar an den Präses des Ehcgerichtes wenden können, besagt 

Z. 243 der Anweisung f. d. g. G. Aber auch der Scheidungsklage 

muß etwas als Bedingung vorangchen; nämlich der Versuch der Aus¬ 

söhnung seitens des hiezu competenteu Pfarrers. 
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Im Z. 211 der Anweisung s. d. g. G. heißt es: „Der Gatte, 

welcher die Scheidung zu erlangen wünscht, hat sich vorerst an seinen 

Pfarrer zu wenden. Dieser wird beide Theile vorrufen und alle Beweg¬ 

gründe, welche das Gesetz Gottes und die Würde des Ehcbundes dar- 

bictct, mit Ernst und Liebe geltend machen, um die eheliche Gemeinschaft 

aufrecht zu erhalten. Gelingt die Vermittlung nicht, so ist nach einem 

jedesmaligen Zwischenräume von wenigstens acht Tagen ein zweiter und 

dritter Versuch zu machen. Doch kann der dritte Versuch unterbleiben, 

wenn bei der obwaltenden Erbitterung keine Aussicht aus Erfolg vor¬ 

handen ist, oder am Tage liegt, daß der klagende Theil die Lebens¬ 

gemeinschaft nicht fortsetzen könne, ohne sein ewiges oder zeitliches Heil 

einer dringenden Gefahr auszusetzen." 

tz. 212. „Wenn der Beklagte sich zu erscheinen weigert, so ist der 

Pfarrer berechtiget, denselben durch Dazwischenkunft der weltlichen Be¬ 

hörde zur Folgsamkeit zu nöthigen. Ob ein erzwungenes Erscheinen den 

Zweck zu fördern vermöge, muß nach den Umständen beurtheilt werden." 

In dieser Beziehung bestand zwischen dem bürgerlichen Gesetze 

vor dem Abschlüße des Concordates und der kirchlichen Anordnung keine 

Differenz. (Viels Z. 104 und 107 des A. b. G. B.) Der Pfarrer — 

nur er — hatte die dreimaligen Versöhnungsversuche vorzunehmen. 

Früher durfte das Gericht nicht Amt handeln. Wohl aber waltete 

schon damals ein Unterschied darin ob, daß die Scheidung nicht blos auf die 

Klage des Einen Ehegatten (Z. 107 — vergl. Z. 109 wo einige wich¬ 

tigen Gründe, aus welchen vom Gerichte auf Scheidung erkannt werden 

kann, angegeben sind); sondern auch dann bewilliget werden mußte, 

„wenn sich beide dazu verstehen, und über die Bedingungen einig sind" 

und zwar „ohne weitere Erforschung der Gründe". (KZ. 103 und 109 

des A. b. G. B.) 

Das Gesetz vom 31. Dezember 1868 „betreffend die Versöhnungs¬ 

versuche vor gerichtlichen Ehescheidungen" geht aber eben so, wie mit der 

s. g. Nothcivilehe, über die früheren Bestimmungen des Allgemeinen 

bürgerlichen Gesetzbuches hinaus. 

Es lautet: Z. 1. „Die den Ehegatten durch ZZ. 104, 107 und 

132 Z des A. b. G. B. aufcrlcgte Verpflichtung, den Entschluß zur 

ff Dieser Paragraph besagte, daß „bei der Scheidung von Tisch und Bett 

auch in Rücksicht der jüdischen Eheleute die allgemeinen Vorschriften gelten; sie 

haben sich daher gleichfalls an den Rabbiner oder Reiigionslehrer zu wenden." 

10 
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Scheidung ihrem ordentlichen Seelsorger zu eröffnen, ist aufgehoben. Es 

bleibt denselben jedoch unbenommen, diesen Entschluß ihrem ordentlichen 

Seelsorger zu eröffnen und von diesem ein schriftliches Zeugniß darüber 

zu erwirken, daß der von ihm vorgenommene Bersöhnungsversuch (KZ. 104, 
107 des A. b. G. B.) vergeblich war. 

Z. 2. Das zur Scheidung der Ehe zuständige Gericht hat, soferne 

das Scheidungsgesuch (Z. l05 und l07 A. b. G. B.) nicht mit den, 

Zeugnisse des ordentlichen Seelsorgers über die vergeblich vorgenommenen 

Versöhnungsversuchc (Z. 1) belegt ist, vor der Amtshandlung in der 

Hauptsache die im Z. l04 A. b. G- B. vorgeschriebcnen Borstcllungen 

an die Ehegatten zu drei verschiedenen Malen in Zwischenräumen von 
je acht Tagen zu richten. 

Z. 3. Das Protokoll, welches über die Vornahme des dreimaligen 

Versöhnungsversuches zu führen ist, hat nur das Ergebniß des Vcr- 
söhuungsversuches zu enthalten." 

Das bürgerliche Gesetz gestattet nunmehr bei gemischten Ehen 

den Ehegatten, sich zum Zwecke der Vcrsöhnungsversuche bei de», Seel¬ 

sorger des einen oder des anderen Theiles zu melden — was früher 

vor dem katholischen Seelsorger geschehen mußte. 

Während der Concordatözeit, d. i. in der Zeit als das Concordat 

auch noch sta a tlich c Geltung halte, befaßte sich das weltliche Gericht 

mit dem Schcidungsproccsse sowenig, als mit dem Nullitäts- 

Prozesse. Denn es heißt ja im schon cirtirten Z. 95 des Anhanges 

II. zum kaiserlichen Patente vom 8. Oktober 1856 (d. i. der Anweisung 

f. d. g. G.): „Die Ehesachen gehören vor den kirchlichen Richter, 

welchem allein es zustcht, über die Giltigkeit der Ehe und die aus 

derselben entspringenden Pflichten das Urthcil zu fällen, lieber die bloö 

bürgerlichen Wirkungen der Ehe entscheidet die Staatsgewalt." 

Wie deinnach Z. 49 des Anhangs I. (d. i. des bürgerlichen Ehc- 

gcsetzes) bestimmte: „Jedes Urtheil über die Giltigkeit einer Ehe 

wird von dem Bischöfe, durch dessen Ehcgericht es gefällt worden ist, 

dem politischen Landcschef mitgethcilt werden. Diesem liegt es ob, nach 

Umständen die erforderlichen Einleitungen zu treffen;" so bestimmte 

Z. 62. „Die ausgesprochene Scheidung ist von dem geistlichen 

Gerichte der Personal-Instanz der Gatten mitzuthcilen, und bringt alle 

Rechtswirkungen hervor, welche nach den bestehenden Gesetzen durch die 

gerichtliche Scheidung begründet werden." Das weltliche Gericht ord¬ 

nete sodann die Vermögcnsverhältnissc der geschiedenen Gatten und ihrer 
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Kinder, wenn dieselben hierin nicht das Ehcgericht zum Schiedsrichter 

wählten — was sie laut Z. 64 sowohl bei der UnMigerklärung der 

Ehe, als auch bei der Scheidung thnn durften. Bei der nun geänder¬ 

te n S a ch l a g e ist das pflichtgemäße Verfahren des Seelsorgers (Pfarrers) 

von selbst gegeben. Wenn nämlich der die Scheidung verlangende 

Ehetheil — oder Beide — erklären, daß sie sich zum Bchufc der Schei¬ 

dung nur an das weltliche Gericht wenden werden, so kann nnd darf 

ihnen der Pfarrer uä lioe kein Zeugniß über angcstclltc Versöhnungs¬ 

versuche ausfolgen; ebenso wenig dem weltlichen Gerichte, welches 

kein Recht hat, es ihm abzufordern. Wenn aber die Parteien dem Pfarrer 

erklären, daß sie sich ucl tutauäam 6 o us ois uti um über die 

Frage, ob sie ihre eheliche Lebensgemeinschaft ohne Sünde aufheben 

dürfen, dem Ausspruche des kirchlichen Gerichtes fügen werden, so 

steht der Ausfertigung des vberwähnten Zeugnisses kein Bedenken ent¬ 

gegen. ') 

8- 71- 

Wirkungen der Scheidung von Tisch und Bett. 

Etwaige Wiedervereinigung. 

Welche Wirkungen die. Scheidung zunächst für die Ehegatten 

selbst habe, läßt sich im Allgemeinen schon aus dem Gesagten ent¬ 

nehmen. Wurde die Ehescheidung von Tisch und Bett dem klagenden 

Theile —- respective beiden Ehegatten vom kirchlichen Gerichte be¬ 

williget, so können sic die eheliche Lebensgemeinschaft auf so lange, als 

ihnen dies eben vom kirchlichen Gerichte zugestandcn wurde, ohne Be¬ 

unruhigung des Gewissens — also ohne Sünde vor Gott — auf¬ 

heben. Wenn nicht, so nicht. 

Die bürgerlichen Wirkungen bestimmt jetzt, gleichviel ob die Schei¬ 

dung auch beim kirchlichen Gerichte angcsucht und verlangt worden war, 

oder nicht, ausschließlich nur das weltliche Gericht. 

A n m. Für die Matrikcnführer sei hier bcmerki, daß die von der 

geschiedenen Gattin 10 Monate nach der Scheidung geborenen Kinder 

unehelich seien, wenn nicht der Mann der Vaterschaft überwiesen 

wird, oder beide Gatten, wenngleich ohne Anzeige an das Gericht, inner¬ 

halb des Zeitraumes, wo die Zeugung geschehen konnte, in die eheliche 

Gemeinschaft zurückgetreten sind. 

st Vläs XII. Conf. Prot. X. III. 
>st Helfcrt HaiiLbuch des Kirchenrcchtes. 2. Thcil, S. 594. 

10* 



148 

Die Scheidung ist immer, mehr oder minder, der Sittlichkeit der 

Gatten gefährlich, in der Regel für die Familie nachtheilig, also vom 

Uebel, deshalb die Wiedervereinigung der Ehegatten wünschenswerth. 

Nach kanonischem Rechte dürfen, auch wenn die Scheidung vom Tisch 

und Bett vom kirchlichen Gerichte ausgesprochen wurde, die geschie¬ 

denen Gatten sich wieder vereinigen. Der schuldlose Theil kann dies 

stets; der schuldige dann begehren, wenn die Scheidungsursache be¬ 

hoben ist, oder wenn bei dem Scheidungsgrunde des Ehebruches der 

andere Theil auch einen solchen begangen hätte. 

Im Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs lautet dießbezüglich der 

8. 110: „Geschiedenen Ehegatten steht es frei, sich wieder zu vereinigen; 

doch muß die Vereinigung bei dem ordentlichen Gerichte (nämlich bei 

jenem Gerichte, welches die Scheidung ausgesprochen hat — laut Juris¬ 

diktions-Normen vom 20. November 1852, Z. 87) angezeigt werden. 

Wollen die Ehegatten nach einer solchen Vereinigung wieder geschieden 

werden, so haben sie eben das zu beobachten, was in Rücksicht der ersten 

Scheidung vorgeschrieben ist." 

Kirchlicher Seits ist eine Anzeige des Pfa r rers über die Wieder¬ 

vereinigung an das kirchliche Gericht auch erwünscht. 

Der Z. 65 des nun aufgehobenen Anhanges I. zum kaiserlichen 

Patente vom 8. Oktober 1856 ging von dieser Voraussetzung aus: 

„Wenn die geschiedenen Ehegatten sich wieder vereinigen, so wird das 

geistliche Gericht die Personal-Instanz derselben hievon in Kenntniß 
setzen." 
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Seite 108, e. zweite Zeile lies: sissilluw statt 

Seite 109, nach: vorgenvmmen werden dürfte, ist bcizusctzen: 
Daß in innti'imoniis 6 o n trnli sn äi 8 nicht tavto nomiua 

um die Dispens vom Ehehindernisse eingeschritten werde, ist Regel. Aber 
keine Regel ohne Ausnahme. Es ist nichts weniger, als einerlei, ob 
Brautleute von einem Ehehindernisse, z. B. der Blutsverwandt¬ 
schaft aus unehelicher Geburt, mag dasselbe auch ein impsäinasntuin 
ooau 1 tnm sein, nur pro loro ooimoisnkias diSpcnsirt werden m öchtc n, 
oder ob sie cs auch pro koro oxtorno werden sollen. — Ihrem Be¬ 
lieben kann dies nicht anheimgcstellt sein. 

Jnwieferne eine Auönah m e in iinpoliiniönto alünitalm ox oopnla 
iilioita statthaft ist — im Falle, daß die Trauung unmittelbar bevor¬ 
steht, also wohl kaum Zeit erübrigen würde, um die Dispens pro loro 
oxtsrno zu erwirken, erhellt aus den den Bischöfen vom koouitontinriug 
inusor crthciltcn Quinqucnnalien für den Gewissensbercich 8u5 Nr. XI. 
respcctive XIII. Es heißt sup XI.: „.. . stium in nratriinonn8 o o u- 
trallonclis, guanäo tamon oinuia parata sint ml nuptikm, noo 
matrinroniunr rmcius ciunr al> Xp08tolioa Zolls oiitinsri p088it lli8- 
psnsatio, Lli8guo porioulo o'ravi8 86anÜ!>.Ii llillorri gnsat.^ 

Seite 110, Zeile 6 von unten zu lesen: enthaltene statt: 
enthaltenen. 

Seite 111, Zeile 12 von unten zu lesen: E h c h i nd crn issc 
statt: Ehcgesctzc. 

Seite 112, Zeile 8 von oben zu lesen: llnsn8nioIi statt 
Imminolli. 

Seite 127, Zeile 8 von oben ist zu lesen: nur vor dem katho¬ 
lischen Seelsorger statt: von. 














